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duzieren, die Biodiversität der Erde in genügend natürlichen
Ökosystemen zu erhalten, ausreichend Nahrungsmittel für alle zu
produzieren und dies auf möglichst ökologische Weise zu tun –
das ist eine Herausforderung, deren historische Dimension wir
erst zu erkennen beginnen. Auch innerhalb der NRO-Communi-
ty gibt es darüber heftig widerstreitende Interessen und Positio-
nen. Aber wir müssen versuchen, uns auf eine gangbare Synthe-
se zu einigen und im politischen Prozess verbindliche Nachhal-
tigkeitskriterien für Bioenergie durchzusetzen. Die politischen
Weichenstellungen, die heute ergriffen werden, werden sich noch
auf Jahrzehnte auswirken. Das Forum Umwelt & Entwicklung hat
bereits direkt nach der Renewables 2004-Konferenz begonnen,
diesen Dialog innerhalb der deutschen NRO voranzubringen. Ei-
ne Aufgabe, die uns noch einige Jahre beschäftigen wird...

Während dies gerade in Entwicklungsländern bei vielen Ent-
scheidungsträgern dazu führt, bisherige Energiestrategien zu
überdenken, ist jedoch auch klar, dass es ebenfalls Gewinner die-
ser Entwicklung gibt. Zum Beispiel Ölexporteure. 

Dieser Gegensatz zieht sich auch durch die beiden grossen en-
ergiepolitischen Ereignisse der internationalen Politik in diesem
Jahr. Die UN-Kommission für nachhaltige Entwicklung verdeut-
lichte dies im April – dass wir globale eine neue Energiepolitik
brauchen, stellte nur noch eine kleine Minderheit in Frage, auch
wenn die Motivationslage natürlich sehr unterschiedlich ist. 

In dem Maße, in dem alternative und erneuerbare Energien ihr
Nischendasein verlassen, stellen sich aber auch neue Fragen.
Wie nachhaltig sind erneuerbare Energien, beispielsweise Bio-
masse? Die Diskussion darüber hat begonnen – auch in diesem
Heft. Die Auswirkungen auf Biodiversität, Landwirtschaft, Wälder
und Weltmärkte sind profund und werden uns noch sehr intensiv
beschäftigen. Das NRO-Forum Umwelt & Entwicklung wird hier
am Ball bleiben, um eine aktuelle Formulierung zu benutzen…

Eine interessante Lektüre wünscht

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,
Nachhaltige Entwicklung ist ein Begriff, der seit seiner Erfin-

dung im Brundtland-Report und seiner Popularisierung in der
Agenda 21 von Rio ungefähr so nichtssagend geworden ist wie
Freiheit oder Demokratie. Vor allem aber hat sich in der öffentli-
chen Diskussion seit Rio die Vorstellung festgesetzt, mit »nachhal-
tiger Entwicklung« könne man Macht- und Interessenkonflikte
quasi in Luft auflösen. Wenn alle für Nachhaltige Entwicklung
eintreten – dann sind wir uns doch alle einig? 

Mitnichten. Über das Phänomen, dass vielerlei nicht-nachhalti-
ge Wirtschaftsformen einfach weiterlaufen und sich kurzerhand
selbst für »nachhaltig« erklären, haben NGOs schon viel ge-
schrieben und geklagt. Selbst der deutsche Steinkohlebergbau
oder so umstrittene Konzerne wie Monsanto haben sich ja schon
zur nachhaltigen Entwicklung bekannt, ohne an ihrer Geschäfts-
politik auch nur ein Jota zu ändern.

Der heutige Rundbrief des Forums widmet sich jedoch einer an-
deren Form von Konflikten um »Nachhaltige Entwicklung«, näm-
lich Zielkonflikten zwischen verschiedenen Komponenten nach-
haltiger Entwicklung. Am massivsten dürfte dies derzeit wohl bei
der rasanten Entwicklung der Bioenergie zu beobachten sein. Er-
neuerbare Energien, zu denen Biomasse und Bioenergie ja zwei-
fellos gehören, erfahren inzwischen einen derartigen Auf-
schwung, dass die schiere Menge an Biomasse, die heute nach-
gefragt wird, mit dem Nischenprodukt Biomasse von vor einigen
Jahren kaum noch vergleichbar ist. 

Dementsprechend tauchen nun massive Konflikte auf. Aus Kli-
maschutzgründen ist der schnellstmögliche Abschied von den fos-
silen Brennstoffen, allen voran Kohle, dringend erforderlich. Aber
die heutigen Energieverbrauchsstrukturen einfach 1:1 durch er-
neuerbare Energien zu ersetzen, insbesondere das Erdöl im heu-
tigen Verkehrssystem 1:1 durch Biokraftstoffe zu ersetzen, ist
kaum möglich, erst recht nicht, wenn auch noch Flächen für den
Naturschutz oder die Nahrungsmittelproduktion übrig bleiben
sollen. Ausreichend Biomasse für die Energieversorgung zu pro-

Jürgen Maier
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Im Zuge der rasch steigenden 
Erdölpreise erleben Biotreibstoffe
heute einen Boom, der fast schon
an die Internet-Euphorie der spä-
ten neunziger Jahre erinnert. Über-
all wird in den Ausbau der Etha-
nol- und Biodieselproduktion in-
vestiert. Bioenergie wird zuneh-
mend auch für Privatanleger inter-
essant: »Bioenergie-Bonanza –
Neue Player auf Investorenfang«
betitelte die »Neue Energie« ihre
Septemberausgabe und
konstatierte »teilweise
eine regelrechte Wild-
west-Manier«.

Dieser Bioenergie-Boom ist
ebenso unvermeidlich

wie in vielerlei Hinsicht pro-
blematisch. Gerade auch für
Umweltorganisationen stellt
sich mit der Bioenergie ein
massiver Zielkonflikt, der uns
noch viel Kopfzerbrechen be-
reiten wird. Schlagzeilen
machte vor einigen Monaten
ein geplantes Biodieselwerk
in Emden, dessen Betreiber,
im Gegensatz zu dem bisher
in Deutschland üblichen
Rapsöl, importiertes Palmöl
aus Indonesien als Aus-
gangsmaterial verwenden
wollten. Die bisher in
Deutschland geltenden Pro-
duktvorschriften ließen fak-
tisch nur Biodiesel aus Raps zu, doch mit
der neuen EU-Biofuels-Richtlinie entfallen
diese versteckten protektionistischen Im-
portbarrieren. 

Regenwald-Organisationen begannen
unverzüglich eine Kampagne gegen den
»Kahlschlag-Diesel« und sorgten dafür,
dass der Investor sich rasch wieder
zurückzog, sehr zum Bedauern der nie-
dersächsischen Landesregierung. Der
Hintergrund: Indonesiens Regierung
plant, 3 Millionen Hektar Regenwald in
Borneo in Ölpalmen-Monokulturen umzu-
wandeln. Die Ölförderung im OPEC-Mit-
glied Indonesien ist inzwischen soweit
zurückgegangen, dass sich das Land der-
zeit zum Netto-Ölimporteur entwickelt.
Mit den Ölpalmenplänen will Indonesien
wieder kräftig exportieren können. Ma-
laysia und Indonesien kündigten bereits

den Aufbau eines Palmöl-Biodiesel-Kar-
tells an – das wird dann wohl die »Bio-
OPEC«.

Gen-Alarm
Dies war nur der bisher augenfälligste

Ausdruck dafür, was alles schief gehen
kann, wenn der Bioenergie-Boom nicht
bald international reguliert wird. Ähnli-
che Befürchtungen werden über Brasiliens
Soja-Biodieselpläne geäußert. Inzwi-
schen kursieren aber schon die nächsten
E-Mail-Alarme: In Polen soll angeblich

genmanipulierter Raps angepflanzt wer-
den, der speziell auf Biodieselproduktion
ausgerichtet ist, und das US-Landwirt-
schaftsministerium hat jetzt eine Studie
publiziert, in der vorgeschlagen wird,
speziell auf Energieproduktion gezüchtete
Pflanzen per Genmanipulation herzustel-
len. So mancher denkt sich inzwischen,
Gentechnik würde ich zwar nicht essen,
aber verbrennen kann man das Zeug. Als
ob das Hauptproblem der Gentechnik
wäre, dass man davon Bauchweh oder
Darmkrebs bekommen könnte.

Flächenkonkurrenz
Mit dem Bioenergie-Boom droht auch

eine Flächenkonkurrenz mit der Produk-
tion von Nahrungsmitteln. Schon heute
haben wir zwar genügend Potenzial zur

Produktion von Nahrungsmitteln, den-
noch hungern über 800 Millionen Men-
schen. Enorme Mengen an landwirt-
schaftlicher Fläche werden für die Pro-
duktion von Futtermitteln für Rinder,
Schweine und Geflügel in Industrielän-
dern genutzt. Krass gesagt haben eu-
ropäische Fleischkonsumenten eben eine
größere Kaufkraft als arme Afrikaner. Die
EU plant, bis 2010 5.75% ihres Treib-
stoffverbrauchs aus Biokraftstoffen zu
decken, aber bereits dieser eher beschei-
dene Anteil wird nur über erhebliche Im-

porte erreichbar sein. Als Hauptlie-
ferant bietet sich Brasilien an. Aber
selbst wenn erhebliche landwirt-
schaftliche Flächen innerhalb Euro-
pas zur Bioenergieproduktion ge-
nutzt würden, um Importe zu ver-
meiden – dann würden eben die
Nahrungs- oder Futtermittelimporte
steigen müssen. Neben dem eu-
ropäischen Fleischesser wird künf-
tig auch noch der europäische (und
amerikanische und japanische und
chinesische usw.) Autofahrer als
Flächennutzer auf dem Weltmarkt
auftreten. Auch er hat im Zweifels-
fall eine höhere Kaufkraft als die
800 Millionen Hungernden. 

Kein Wunder, dass so manchem
angst und bange wird bei der Vor-
stellung, dass die künftige (weiter
wachsende) Energienachfrage der
Menschheit zu erheblichen Teilen
aus Biomasse gedeckt werden soll.
Wo soll all diese Biomasse nur her-
kommen? Das genau ist die Frage,

die beantwortet werden muss. Wir kom-
men aber nicht um diese Antwort herum,
denn schon aus Klimaschutzgründen
müssen wir so schnell wie möglich aus
der Verbrennung von Kohle und Erdöl
aussteigen. Selbst wenn die Menschheit
dies nicht zu tun bereit ist und tatsächlich
alle fossilen Brennstoffe verfeuern und
damit den globalen Klimakollaps ansteu-
ern würde – sie würde dennoch den Zeit-
punkt nur um einige Jahrzehnte verschie-
ben, an dem sie sowieso mit erneuerba-
ren Energieträgern auskommen muss.
Und vermutlich hat der Klimawandel im
großen Stil zur Folge, dass viele heutige
landwirtschaftliche Flächen nicht mehr
produktiv genutzt werden können, auch
nicht für Bioenergieproduktion. 

Allgemein wird erwartet, dass der
landwirtschaftliche Flächenbedarf in den

Wie viel Bioenergie verträgt der Planet Erde? 
Bioenergie braucht Kontrolle
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Entwicklungsländern in den nächsten Jah-
ren zunehmen wird, etwa durch Bevölke-
rungswachstum, höheren Fleischkonsum,
aber auch durch die Notwendigkeit, deg-
radierte oder neu bebaute Flächen zu er-
setzen. Zudem wird der Flächenbedarf
für die Produktion von Holz und Holzpro-
dukten wie Papier zunehmen. 

Allerdings sind degradierte Flächen
teilweise für die Produktion von Bioener-
gie (aber nicht Nahrungsmitteln) ver-
wendbar, etwa für Jatropha (eine sehr
anspruchslose Ölpflanze).

Meinungsvielfalt
Andererseits sind alle diese Annahmen

natürlich auch durchaus spekulativ. Wir
haben es in dieser Frage mit einer ausge-
sprochenen Meinungsvielfalt unter den
Wissenschaftlern zu tun. Die optimistisch-
sten Szenarien prognostizieren, dass Bio-
masse mehr als den doppelten heutigen
globalen Energieverbrauch liefern könn-
te, ohne dabei eine Konkurrenz zu Nah-
rungsmittelproduktion, Forstwirtschaft
und Biodiversität darzustellen. 

Vermutlich wird wie so oft die Wahrheit
irgendwo dazwischen liegen, dennoch ist
für NRO und auch immer mehr Akteure
aus Politik und Wirtschaft klar: Für den
weiteren Ausbau der Bioenergienutzung
brauchen wir dringend realistische und
verbindliche Nachhaltigkeitskriterien, mit
denen Fehlentwicklungen bereits im An-
fangsstadium unterbunden werden kön-
nen. Zusätzlich müssen wir uns genauso
dringend überlegen, wie diese überhaupt
durchgesetzt werden können. Mit einem
intensiven NRO-Konsultationsprozess im
ersten Halbjahr 2005 hat das Forum Um-
welt & Entwicklung diese Frage bereits
unter Beteiligung praktisch aller Arbeits-
gruppen diskutiert. Das daraus resultie-
rende Positionspapier fand auch interna-
tional große Beachtung. Inzwischen wer-
den diese Fragen überall diskutiert. 

Solche Nachhaltigkeitskriterien sind
keine unverbindlichen Wunschlisten. Sie
sind durchaus auch dazu gedacht, politi-
schen Entscheidungsträgern Entscheidun-
gen zu erleichtern, etwa welche Bioener-
gie-Technologien besonders gefördert
werden sollten und welche nicht. Durch-
aus offen ist deshalb auch die Frage, wel-
che Sorten Biokraftstoffe sich in Zukunft
eigentlich durchsetzen werden – oder
durchsetzen sollten. Fragwürdig ist
zunächst einmal, ob es unter dem Ge-
sichtspunkt der CO2-Bilanz überhaupt
sinnvoll ist, in großem Stil Biomasse in
flüssige Treibstoffe zu verwandeln. Sehr
viel mehr CO2-Vermeidung käme gerade

in Ländern, in denen nennenswerte Men-
gen Strom aus Kohle erzeugt werden,
heraus, wenn Biomasse stationär zur
gleichzeitigen Produktion von Strom und
Wärme in Kraft-Wärme-Kopplung er-
zeugt würden und damit Kohle verdrän-
gen würde. 

Überlegenes Biogas
Aber andererseits ist natürlich gerade

im Verkehrssektor die Abhängigkeit von
importiertem Öl besonders hoch. Jahre-
lang galt es als ausgemachte Sache, dass
die Zukunft der Biokraftstoffe den Flüssig-
treibstoffen der »zweiten Generation«
gehöre, in deren Herstellungsprozess die
ganzen Pflanzen statt wie bisher nur Teile
davon verwertet werden. Doch mittler-
weile häufen sich die Fragezeichen hinter
dieser Annahme. Die Berechnungen von
Björn Pieprzyk vom Bundesverband Er-
neuerbare Energie (S. 12) legen nahe,
dass Biogas als Treibstoff eigentlich die
überlegene Lösung wäre. Allerdings hätte
ein Vordringen von Biogas (oder auch
Erdgas, dem Biogas beigemengt wird) in
den Verkehrssektor im großen Stil drama-
tische Verschiebungen im Treibstoffmarkt
zur Folge: Shell, BP, Esso & Co würden
plötzlich Konkurrenz von Eon/Ruhrgas
und Gazprom bekommen. Auch die Che-
mieindustrie, die sich jetzt für BtL-Anla-
gen zu interessieren beginnt, bliebe
außen vor. Wenn Bauern künftig ihr Bio-
gas in die Pipelines einspeisen könnten à
la Stromeinspeisegesetz, hätten sie eine
ganz andere Marktposition als wenn sie
bloße Rohstofflieferanten für Raffinerien
und Chemieindustrie wären. 

Ringen um Dominanz
Angesichts dieser enormen Marktaus-

wirkungen ist es kein Wunder, dass be-
reits heute hinter den Kulissen mit harten
Bandagen um die Dominanz in den künf-
tigen Bioenergiemärkten gerungen wird.
Die vom Landwirtschaftsministerium un-
terstützte Fachagentur für Nachwachsen-
de Rohstoffe reagierte kürzlich äußerst
gereizt, als ihr die Deutsche Gesellschaft
für Sonnenenergie (DGS) unter dem Titel
»Mag die Fachagentur für Nachwachsen-
de Rohstoffe kein Biogas?«1 vorwarf, in
ihrer Studie »Biokraftstoffe – eine verglei-
chende Analyse« grob tendenziös die
Vorteile von BtL überzeichnet und Biogas
systematisch in ein schlechtes Licht ge-
rückt zu haben. Die DGS warf der Fach-
agentur vor, dass sie in erster Linie Stim-
mung unter Entscheidungsträgern ma-
chen wolle, damit drei Partner der Studie
(Daimler-Chrysler, Shell und Choren)

endlich Millionen an Fördermitteln für ih-
re geplante Mega-Verflüssigungsanlage
an der Ostsee bekommen. 

Kopf nicht in den Sand stecken
Es wird daher höchste Zeit, dass sich

die NGOs nicht nur in Deutschland mit
diesen Fragen intensiv beschäftigen. So
oder so – mit der Nutzung von Bioenergie
im großen Stil werden die erneuerbaren
Energien ihre Unschuld verlieren, und das
gilt auch für ihre Protagonisten wie z.B.
die Umweltverbände. Es ist utopisch, zu
glauben, der Übergang von den öl- und
kohledominierten fossilen Energiestruktu-
ren zu einer erneuerbaren Energiezukunft
wäre frei von massiven Problemen und
Zielkonflikten, für die es keine einfachen
Gut-Böse-Lösungsraster gibt. Der Ausweg
kann aber nicht sein, den Kopf in den
Sand zu stecken und zu sagen, mein
Strom kommt aus der Steckdose und mein
Benzin von der Tankstelle. Wenn wir nicht
in der Klimakatastrophe enden wollen,
müssen wir uns an den Anblick von
Windrädern an allen Ecken und Enden
ebenso gewöhnen wie an die intensive
Nutzung der Bioenergiepotenziale. In
diese Debatte müssen wir rein, wir wer-
den dabei vor harten Abwägungen, Ent-
scheidungen und Konflikten stehen. 

Um das Ergebnis einigermaßen nach-
haltig zu gestalten, geht es aber nicht nur
darum, Nachhaltigkeitskriterien als öko-
logisch-soziale Leitplanken aufzustellen
und politisch mehrheitsfähig zu machen.
Es geht auch darum, die konkreten Aus-
wirkungen verschiedener Entwicklungs-
pfade der Bioenergie und die Interessen-
lagen ihrer Protagonisten besser zu ver-
stehen: bei welcher Strategie profitieren
multinationale Konzerne vom Ölmulti bis
zu Saatgutkonzernen als Patentinhaber
genmanipulierter Energiepflanzen, bei
welcher wird regionale Wertschöpfung
und bäuerliche Landwirtschaft gefördert,
bei welcher werden Entwicklungsländer
einmal mehr zu bloßen Rohstofflieferan-
ten für den Norden, bei welcher können
sie zunehmend energieunabhängig wer-
den. Wir stehen erst am Anfang. Diejeni-
gen Akteure, die zuerst politikfähig wer-
den, haben zumindest unschätzbare
Startvorteile für die anstehenden Ent-
scheidungen, die Auswirkungen auf Jahr-
zehnte haben werden. 

Jürgen Maier
Der Autor ist Geschäftsführer des Forums Umwelt und
Entwicklung.

1 www.dgs.de/164.0.html?&tx_ttnews%5btt_news%5d=
1162&tx_ttnews%5bbackPid%5d=163&cHash=2a575d
942b
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Noch wird über Biomasse unter
den Umwelt- und Entwicklungs-
verbänden diskutiert, eine Position
hat auch der BUND noch nicht
endgültig verabschiedet. Dieser
Beitrag gibt einen Einblick in die
Debatte speziell zum Anbau und
Import von Biomasse. An welchen
Stellen brauchen wir Regeln eigens
für den Biomasseanbau und woran
könnten Importregeln ausgerichtet
werden? 

Die EU-Kommission gibt mit verschie-
denen Regelungen wesentliche Leitli-

nien für die Nutzung von Biomasse vor:
Strom, Kraftstoffe und Wärme sollen
künftig zu einem wesentlich größeren Teil
aus nachwachsenden Quellen stammen.
Das Europäische Umweltbüro (EUB) kriti-
siert, dass es bei der forcierten Nutzung
der Biomasse keine Nachhaltigkeitskrite-
rien gebe, an die die Nutzer und Händler
gebunden seien. Das EUB fordert die
Kommission auf, sicherzustellen, dass der
Biomasse-Aktionsplan „angemessene
ökologische und soziale Sicherheitsvor-
kehrungen beinhaltet“. Auf den Druck der
Umweltseite soll nun die Biokraftstoff-
Richtlinie so verändert werden, dass nur
Biokraftstoffe auf den Klimaschutz ange-
rechnet werden, deren Anbau den Min-
destnormen für Nachhaltigkeit genügen.
Die Kriterien dafür sind noch unklar.

Eine Chance bietet etwa der Misch-
fruchtanbau: Neben Getreide oder Futter-
erbsen können von der gleichen landwirt-
schaftlichen Fläche ohne Ertragsrückgang
bei der Hauptkultur Ölpflanzen gratis als
Nebenprodukt geerntet werden. Der
Ölertrag vom Acker sollte nach den Vor-
stellungen des BUND primär zur Energie-
versorgung der Landwirtschaft selbst die-
nen und in pflanzenölbetriebenen Trakto-
ren eingesetzt werden. Im System des
ökologischen Landbaus ist so eine autar-
ke Energieversorgung schon heute mög-
lich. Die EU-Energiepflanzenprämie in
Höhe von 45 Euro je Hektar gibt es dafür
allerdings derzeit noch nicht.1

Beim Biomasseanbau in der EU gilt für
die Landwirte das Fachrecht, das auch für
alle anderen Anbauprodukte maßgeblich
ist. Dieses Fachrecht stellt gleichzeitig ei-
ne Verpflichtung für die Landwirte dar,
die Agrarsubventionen erhalten. In die-
sem Zusammenhang heißen sie Cross-

Compliance-Regeln, im Folgenden CC-
Regeln. Weder das Fachrecht noch die
CC-Regeln reichen aus, um die negativen
Auswirkungen der Landwirtschaft auf
Umweltgüter wirksam einzugrenzen
(Nitrat, Phosphat, Pflanzenschutzmittel in
Gewässern, Monokulturen und Erosion,
etc...). 

Rapsmonokultur für Biodiesel dominiert
den Biomasseanbau in Deutschland

Im Jahr 2006 boomte der Biomassean-
bau in Deutschland. Die Anbaufläche von
Raps stieg von 1,34 Millionen Hektar
2005 auf 1,43 Millionen Hektar 2006
an2. 75 Prozent der Erzeugung liefern Öl
für den technischen Bereich, vor allem
Kraftstoffe. Die Zunahme der Rapserzeu-
gung spiegelt sich auch in einer extrem
verengten Fruchtfolge (Monokultur) wie-
der. In vielen Regionen vermehrte sich
daraufhin ein Schädling überaus stark:
der Rapsglanzkäfer. Der kleine schwarze
Käfer wurde jahrzehntelang mit Insektizi-
den bekämpft, doch mittlerweile ist er re-
sistent gegen die auf dem Markt befindli-
chen Gifte. Das Massenvorkommen des
Rapsglanzkäfers in Folge der Zunahme
des Biomasse-Rapsanbaus schmälerte im
Jahr 2006 nicht nur die Erträge in der
Landwirtschaft um rund 10 Prozent. Auch
die Tourismusbranche und der Gemüse-
bau verbuchten empfindliche Einbußen.
Und dies nicht nur in Mecklenburg-Vor-
pommern, sondern auch in Brandenburg,
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Niedersachsen
und Schleswig-Holstein.3 Gegen zu enge
und fehlende Fruchtfolgen richten die CC-
Regeln also leider nichts aus, sondern die
betreffenden Rapsanbauer erhalten Sub-
ventionen in voller Höhe.

Maisanbau für Biogasanlagen 
verdoppelt

Das deutsche Maiskomittee (DMK) und
die Bundesanstalt für Landwirtschaft und
Ernährung (BLE) gaben im Juli 2006 be-
kannt, dass sich die Maisanbaufläche zur
Biogasnutzung von knapp 70 000 Hektar
auf über 144 000 Hektar mehr als ver-
doppelt hat. Gleichzeitig beklagen das
DMK und der Deutsche Bauernverband
(DBV) erhebliche Ausfälle wegen knapper
Niederschläge in vielen Regionen. Das
wundert, denn besonders in einigen neu-
en Bundesländern, wo der Maisanbau
um mehr als das Doppelte zulegte, ist
Wassermangel im Sommer die Regel.

Auch ist allgemein bekannt, dass extreme
Hitzeperioden wie auch andere Extreme
künftig eher häufiger auftreten. Der kon-
kurrenzlos hohe Energieertrag und die ent-
sprechende Einspeisevergütung für den
aus Mais erzeugten Strom stellen einen
enormen Anreiz dar für den Maisanbau.
Masse und auch einen hohen Energiege-
halt kann der Mais aber nur ausbilden,
wenn er ausreichend Wasser und damit
ausreichend Nährstoffe erhält. Ein Anreiz
für andere, wechselnde, regional- und um-
weltverträglichere Biomassen fehlt leider.

Artenvielfalt leidet
Die Vorzüglichkeit von Mais als Ener-

gielieferant trägt dazu bei, dass der Um-
bruch von Dauergrünland zu Acker wei-
ter zunimmt. In Grünlandregionen selbst
fördern Landwirte mit Biogasanlagen zu-
nehmend Gräser mit höherem Energiege-
halt und weniger die Vielfalt in der Gras-
narbe, während sie die Düngung und die
Zahl der Schnitte erhöhen. Auf fast jedem
ackerfähigen Stück Land auch in den
höheren Lagen wird Mais angebaut. Die
Artenvielfalt auf Acker und Grünland
geht damit noch weiter zurück.

Risiko der Überdüngung nimmt zu
Beim Anbau von Mais und Raps im

konventionellen Landbau kommen erheb-
liche Düngemengen zum Einsatz, um die
angestrebte Massebildung zu optimieren.
Gerade in Jahren wie 2006 können die
Pflanzen witterungsbedingt vielerorts
nicht die gesamte Nährstoffmenge auf-
nehmen, die ihnen zugeführt wurde, um
Höchsterträge zu ermöglichen. Nährstof-
fe, die nicht von den Pflanzen aufgenom-
menen wurden, gelangen größtenteils
über Auswaschungen ins Grundwasser,
oder gelangen unter anderem als Lach-
gas wieder in die Atmosphäre. Lachgas
ist um ein vielfaches klimaschädlicher als
CO2. „Der Anteil der Landwirtschaft an
der anthropogenen N2O-Emission be-
trägt nach Schätzungen mehr als 80%“4.
Ein weiteres Problemfeld stellt die unein-
heitlich geregelte Lagerung und Entsor-
gung des Gärsubstrates aus den Biogas-
anlagen dar.

Gentechnische Veränderungen durch
die Hintertür

Mit gentechnisch veränderten Pflanzen
wird kein höherer Energieertrag je Hektar
erzielt.5 Klassische Züchtung macht hier

Gute Voraussetzungen für wachsenden Biomassemarkt
Schlechte für Menschenrechte und Umwelt
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konkurrenzlos gute Fortschritte und arbei-
tet an Kulturen für eine erweiterte Bio-
massefruchtfolge. Ein gutes Fachrecht und
gute CC-Regeln würden Gentechpflanzen
weitgehend überflüssig machen. Da Bio-
masse-Gentech-Pflanzen nicht gekenn-
zeichnet werden müssen, haben Gentech-
nikindustrie und Bauernverband aller-
dings großes Interesse daran, über diese
Hintertür den Anbau in Deutschland vor-
anzutreiben.

Flächenpotentiale in der EU und in
Deutschland für den Biomasseanbau 

Für den Import von Biomasse existieren
keine staatlichen Standards und keine of-
fiziell festgelegten Kriterien für Produktion
und Handel. Ökologisch und sozial ver-
trägliche sowie Generationengerechtig-
keit einbeziehende Standards bestehen
gleich wohl seit Jahrzehnten als private
Initiativen mit unabhängigen Kontrollen
etwa für den Ökolandbau und im wach-
senden Fair Trade-Segment.6

Eine Untersuchung des Wuppertalinsti-
tuts beziffert den Flächenanspruch, der
sich aus dem Konsum und Agrarhandel
der EU 15 von 1990 bis 2000 ergeben
hat. Das Ergebnis belegt, dass europäi-
sche Konsum- und Handelsmuster rund
20 Prozent mehr Fläche in Drittländern
belegen als in Europa zur Verfügung ste-
hen. Der negative Außenhandelssaldo
und der damit verbundene Flächenruck-
sack lassen sich eindeutig auf den Import
von Futtermitteln aus Süd- und Nordame-
rika zurückführen.7

Seit 2000 haben sich die flächenrele-
vanten Größen allerdings verändert. Der
Flächenanspruch ist weiter gewachsen: In
den Jahren 2000 bis 2004 ist die EU 15
zum weltweit größten Schweinefleischex-
porteur „aufgestiegen“. In Deutschland
wuchs die Schweinefleischerzeugung von
2000 bis 2004 um 8,6 Prozent, in der EU
15 um 2,4 Prozent. Die EU-Kommission
prognostiziert für die kommenden Jahre
eine deutlich steigende Schweineflei-
scherzeugung, obschon in der EU bereits
10 Prozent mehr Schweinefleisch erzeugt
als konsumiert wird. Zur Überproduktion
tragen auch gewaltige Schweinemastan-
lagen in Ostdeutschland bei. Diese ver-
schaffen sich mit den Biogasanlagen bei
der örtlichen Bevölkerung eine höhere

Akzeptanz. Sie verspricht den umliegen-
den Haushalten ihnen die Wärme aus der
Biogasproduktion zu schenken und damit
sämtliche Heizkosten einsparen zu kön-
nen. Die Schweinefabriken profitieren
davon doppelt: Einerseits erhalten sie
mehr Akzeptanz – besonders in den
strukturschwachen Regionen – und den
Wärmenutzungs-Bonus als Aufpreis für
die eingespeiste Energie. Zur Klarstel-
lung: Der Wärmenutzungsbonus ist zu
begrüßen, nicht aber die Biogaserzeu-
gung aus Schweinefleischüberproduktion,
Sojaimporten und Massentierhaltung.

Menschenrechte unter Druck wegen
wachsendem Biomassemarkt

Die Herstellung von Biokraftstoffen aus
Palm- und Sojaöl ist mit hohen sozialen
und ökologischen Folgekosten belastet.
Die Umweltorganisation Rettet den Re-
genwald stellt fest: „Ob für Sojaplantagen
im Amazonas oder Palmölplantagen auf
Borneo, oft wird die lokale Bevölkerung
von ihrem eigenen Grund und Boden mit
Gewalt vertrieben oder ihrer Einkom-
mensmöglichkeiten durch die Zerstörung
der Wälder beraubt. Seit 1998 hat die
Umweltorganisation SAWIT-WATCH 500
Fälle von Folter im Zusammenhang von
Palmöl-Plantagen dokumentiert. Im glei-
chen Zeitraum wurden als Folge von
Landkonflikten dutzende Menschen er-
mordet.“8

Auch die Zuckerrohrerzeugung für
Bioethanol erfolgt derzeit nicht nach so-
zialökologischen Standards. Der brasilia-
nischer Staatsanwalt Marcelo Goulart kri-
tisiert die Agrarindustrie in Brasilien hef-
tig. Konzerne wie Cargill, Bunge und
ADM organisieren einen großen Teil der
Biomasse-Exporte. Goulart vertritt die
Ansicht: „Langfristig ist die einzig ver-
nünftige Perspektive eine Agrarreform,
die den Biolandbau ausweitet.“ 9

Zusammenfassung und Ausblick:
Unter dem Aspekt nachhaltiger Bewer-

tungskriterien ergibt sich, dass derzeit in
Deutschland nahezu keine Flächen für
den direkten, gezielten Anbau von „Ener-
giepflanzen“ in der Land- und Forstwirt-
schaft zur Verfügung stehen. Vom Bio-
masseanbau geht aktuell ein enormer In-
tensivierungsschub aus mit negativer Wir-
kung etwa auf Umwelt und Artenvielfalt.
Das Leitbild Ökologischer Landbau wird
derzeit weder von der Bundesregierung
noch von der EU verfolgt. Zudem werden

Umweltstandards für die landwirtschaftli-
che Erzeugung abgebaut (Düngeverord-
nung) und Fördergelder für den Ökoland-
bau gekürzt. Zudem wächst der
Flächenrucksack in anderen Ländern. Im
Fall von Palmöl wirkt die Vernichtung von
klimawichtigem Regenwald zugunsten
des Anbaus von nachwachsenden Roh-
bzw. Treibstoffen offensichtlich kontrapro-
duktiv auf Klimaschutz und führt zu Men-
schenrechtsverletzungen.

Die Klimaschutzziele der Bundesregie-
rung und der EU können nicht erreicht
werden, wenn das intensive Produktions-
system auf den Energiepflanzensektor
ausgeweitet wird. Es gilt daher, zunächst
ökologisch sinnvolle und energiesparen-
de Flächennutzungssysteme zu fördern.

Energiepotenziale aus Biomasse beste-
hen hierzulande noch in aus der Produk-
tion genommenen Flächen und in oh-
nehin anfallenden Reststoffen (z.B. Land-
schaftspflegeprodukte, Industrieresthöl-
zer, Altholz). Auch in der direkten ener-
getischen Holznutzung liegen Potentiale,
wenn das Holz im Rahmen einer ökologi-
schen Waldwirtschaft ohne Nachteile für
die Waldqualität und insbesondere die
natürliche Artenvielfalt gewonnen wird. 

Im EEG sollte ein Bonus für besonders
ökologische Anbauverfahren eingerichtet
werden. Für nachwachsende Rohstoffe
ohne ökologische und soziale Standards
oberhalb der gesetzlichen Mindestanfor-
derungen sollte der Anreiz abgebaut
werden.

Importe sollten konsequent gekoppelt
werden an die Einhaltung der Fair-Trade
Handelskriterien und denen des ökologi-
schen Landbaus und des Arbeiter-
schutzes.

Reinhild Benning

Die Autorin ist Agrarreferentin beim BUND.

1 Vgl. www.mischfruchtanbau.de.
2 ZMP August 2006.
3 SZ vom 19.07.2006.
4 Leick 2003 Emission von Ammoniak (NH3) und Lach-
gas (N2O) von landwirtschaftlich genutzten Böden in
Abhängigkeit von produktionstechnischen Maßnahmen.
5 Vgl. Beitrag von Annemarie Volling in diesem Heft.
6 Wachstum des Fair-Trade von 2004 zu 2005: 37 %
weltweit. Quelle: Jahresbericht 2006 der Fairtrade La-
belling Organisation International (FLO).
7 Steger 2005; Der Flächenrucksack des europäischen
Außenhandels mit Agrarprodukten. Wuppertal Paper
Nr. 152, S. 5.
8 www.regenwald.org/pressemitteilungen.php; Siehe
dazu auch www.kolko.de.
9 taz 24.8.2006 Beitrag von G. Dilger und S. Kosch
„Läuft wie gezuckert“.
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2005 wurden in Deutschland
bereits auf etwa 1,4 Millionen
Hektar Energiepflanzen ange-
baut, das entspricht etwa 11%
der deutschen Ackerfläche. Ei-
nen großen Anteil daran ha-
ben Raps für die Herstellung
von Biodiesel mit einer Anb-
aufläche von ca. 800.000 Hek-
tar sowie Mais für den Einsatz
in Biogasanlagen mit einer An-
baufläche ca. 67.000 Hektar.
2004 gingen 60% der Rapsern-
te in die Biodieselherstellung.
2005 wurden bereits gut 5%
der Silomaisernte für die Er-
zeugung von Strom und Wär-
me verwandt.1 Ein Ende ist
nicht abzusehen. Der Fachver-
band Biogas erwartet, dass der
Anteil von Biogas an der ge-
samten Stromerzeugung in
Deutschland von derzeit 0,5%
auf 17% bis 2020 steigen wird.2

Wenn es um nachwachsende
Rohstoffe geht, dauert es zumeist

nicht lange, bis die Rede auf Gentechnik
kommt – auf gentechnisch veränderten
(GV-) Mais, der nicht ins Essen, sondern
in die Biogasanlage wandern soll, auf
GV-Raps, der nicht für den Teller, sondern
für den Tank bestimmt ist. Gerade die
Spitze des Bauernverbandes betont im-
mer wieder: Auch wenn der Verbraucher
in absehbarer Zeit keine Produkte der
Agro-Gentechnik in seiner Nahrung wol-
le, die Option auf den Anbau transgener
nachwachsender Rohstoffe müsse man
sich auf jeden Fall offen halten. Auch für
die Saatgutfirmen, die in Deutschland seit
über einem Jahrzehnt vergeblich Märkte
für ihre GV-Pflanzen suchen, sind sie ein
neuer Hoffnungsträger. Entsprechend
vollmundig kommen die Ankündigungen
daher. Zunächst gentechnisch veränderte
Energiepflanzen, trockenresistente Pflan-
zen, Kartoffeln mit verändertem Stärke-
haushalt für die Papierherstellung oder
Holz mit reduziertem Ligningehalt für die
Zellstoffproduktion, schließlich Phar-
mapflanzen, die Medikamente bilden –
sie sollen der Agro-Gentechnik zu dem
verhelfen, was ihr bisher fehlt: zu Akzep-
tanz bei Bauern und Verbrauchern.
Wenn transgene Sorten erstmals

großflächig Einzug auf deutsche Äcker
halten sollten, so das Kalkül der Gentech-
nik-Konzerne, dann vermutlich nicht als
Lebens- oder Futtermittel, sondern am
ehesten als nachwachsende Rohstoffe.

Kennzeichnung
Aus Sicht von Monsanto, BASF, Syn-

genta und Co. sind die Voraussetzungen
dafür vergleichsweise gut. Nachwachsen-
de Rohstoffe sind nicht zum Verzehr be-
stimmt, Verbraucher kommen mit ihnen
nicht direkt in Berührung und das ökolo-
gische Image, das nachwachsenden Roh-
stoffen insgesamt anhaftet, färbt womög-
lich auf sie ab. Einzig bei Pharmapflan-
zen stellt sich die Lage teilweise anders
dar: In dem Moment, in dem sie in Le-
bens- und Futtermitteln zum Einsatz kom-
men, d.h. mit der Nahrung aufgenom-
men werden, greift auch für sie die Kenn-
zeichnungspflicht. Solange dies jedoch
nicht der Fall ist und sie als Medikamente
oder in Medikamenten verwendet wer-
den, bleibt ihr gentechnischer Ursprung
intransparent – so wie der aller anderen
nachwachsenden Rohstoffe auch. 

Bei der Jahrestagung des Biogasfach-
verbandes im Januar 2006 sprach sich
Gerd Sonnleitner, Präsident des Deutschen

Bauernverbandes (DBV)
positiv über die Nutzung
von GV-Pflanzen im Be-
reich Nachwachsende
Rohstoffe aus und „for-
derte den Fachverband
Biogas in Hannover auf,
die Option Gentechnik
nicht völlig auszuschla-
gen. Gerade in der Roh-
stofferzeugung böte die
Gentechnik große Mög-
lichkeiten. Mais, Kartof-
feln und Zuckerrüben sei-
en dabei interessante
Ackerfrüchte. (...) Aus
der Sicht des Präsiden-
ten des Deutschen Bau-
ernverbandes bietet die
Gentechnik große Chan-
cen, um mehr Energie
auf dem Acker zu ge-
winnen.“3 Dies hat auf
der Sitzung des Fachver-
bandes die Diskussionen
angefacht – das Mei-
nungsbild war eindeutig:
„Das Präsidium des

Fachverbandes Biogas e.V. (rät) seinen Mit-
gliedern dringend vom Einsatz gentech-
nisch veränderter Pflanzen ab.“4 Neben
der ungeklärten Haftungsfrage und der ab-
lehnenden Haltung der Verbraucher er-
klärte der Fachverband, dass „um im Be-
reich der Energiepflanzenzüchtung einen
raschen Zuchtfortschritt zu erreichen, der
Einsatz von Gentechnik auch für die Pflan-
zenzucht-Unternehmen nicht interessant ist,
weil sie mit konventionellen Züchtungsme-
thoden zu schnellen Erfolgen kommen. Zu-
dem kann der Anbau von Pflanzen für die
Energiegewinnung in Biogasanlagen in
keinster Weise von der Lebensmittelpro-
duktion in der Landwirtschaft abgegrenzt
werden da die Gärreste in jedem Fall auf
landwirtschaftlichen Flächen ausgebracht
werden, die später zur Erzeugung von Le-
bensmitteln benötigt werden.“, begründet
der Geschäftsführer Dr. Claudius da Costa
Gomez die klare Positionierung des Bio-
gas-Fachverbandes.

Biogas aus Monokulturen?
Biogas aus GV-Mais und Super-Bio-

masse-Pflanzen? – Mais, vergoren zu Si-
lage, führt nach Berechnungen des Bund
Naturschutz in Bayern zur mit Abstand
höchsten Hektarausbeute bei der Biogas-

Nachwachsende Rohstoffe
Trojanisches Pferd für die Gentech-Industrie?!
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erzeugung: Ein Hektar Maissilage ergibt
ca. 8.600 m2 Biogas.5 Hier könnte sich
ein Einfallstor für die Gentechnik auftun,
insbesondere beim Betreiben von Biogas-
anlagen im industriellen Maßstab bspw.
wenn sich Landwirte über langfristige
Verträge mit Energieunternehmen zur Lie-
ferung vorgegebener Energiemengen
verpflichtet haben und so eine neue Form
der Vertragslandwirtschaft eingegangen
sind. Mögliche Folgen sind noch stärkere
Tendenzen zu großen Maismonokulturen
ohne Fruchtfolge und pflugloser Bodenbe-
arbeitung, um Arbeitskräfte und Treibstoff
zu sparen – beste Bedingungen, um einen
starken Befall mit dem wichtigsten Mais-
schädling, dem Maiszünsler, herbeizu-
führen. Und dort, wo der Maiszünsler die
Produktion von Biomasse schmälert,
könnte die gentechnische Lösung des Pro-
blems, der Anbau von insektengiftigem
Bt- Mais, ins Spiel kommen. Seit dem
Winter 2005 verfügen fünf Sorten des
gentechnisch veränderten Bt-Maises
MON810 über einen Eintrag in den deut-
schen Sortenkatalog und dürfen somit in
Deutschland angebaut werden. 

Höhere Erträge
Auf Podiumsdiskussionen werben

Monsanto & Co mit Pflanzen der so ge-
nannten 2. und 3. Generation. Monsan-
to setzt u.a. auf trockenresistenten Mais,
der in 6-8 Jahren marktreif sein soll. Im-
mer wieder wird auch mit erhöhtem Bio-
masseertrag durch Gentechnik gewor-
ben. Diesem Versprechen steht entge-
gen, dass die Biomasseerzeugung auf
Gentechnik getrost verzichten kann. Zum
einen verfolgt die konventionelle Züch-
tung überaus erfolgreiche Strategien,
um Biomasse- und Energieleistungen ins-
besondere bei Mais zu steigern. So nutzt
etwa die KWS Saat AG als führendes
Unternehmen auf diesem Gebiet die ge-
netische Variabilität von Maispflanzen
aus Südamerika und Europa – Energie-
maissorten mit kinderarmdicken Stän-
geln, fünf Meter hoch und von so schnel-
lem Wuchs, dass jeder Bauer sein Feld
zweimal im Jahr abernten kann. Sie sol-
len in absehbarer Zeit auf den Markt
kommen. Zum anderen lässt sich der
Biomasseertrag durch die optimale Ab-
stimmung von Fruchtfolgen bzw. den
gleichzeitigen Anbau verschiedener En-
ergiepflanzen – so genanntes Multicrop-
ping - steigern und mit einem wirksamen

Schädlingsmanagement kombinieren.
Dazu forscht außer der KWS z.B. die
Universität Kassel-Witzenhausen.6

Die Mischung macht’s
Die Fachagentur Nachwachsende Roh-

stoffe (FNR) e.V. fördert einen drei jähri-
gen bundesweiten Anbauversuch zum
Energiepflanzenanbau mit über 8 Mio.
Euro. Hierbei werden in sechs Teilprojek-
ten konkrete Empfehlungen für den Ener-
giepflanzenanbau erarbeitet. Erste Er-
gebnisse zeigen: Die Mischung macht`s –
Hirse, Sudangras und Getreide sind inter-
essante Alternativen zu Mais oder Raps.7

„Der Einsatz von genveränderten Pflan-
zen für die Erzeugung von Bioenergie ist
generell nicht notwendig. Die heutige
Vielfalt von möglichen Energiepflanzen
reicht vollkommen aus.“ So Prof. Dr. And-
ré Faij von der Universität Utrecht auf der
Tagung „Bioenergie“ am 3. Juli an der
Universität Kassel. Diese Aussage unter-
stützte auch der Kasseler Agrarwissen-
schaftler Prof. Dr. Konrad Scheffer: „Es
gibt nicht die Energiepflanze sondern ei-
ne Vielfalt möglicher Energiepflanzen.“
Gleichzeitig mahnte die fortwährende Ef-
fizienzsteigerung von Biogasanlagen an:
„Zurzeit boomen die Biogasanlagen. Es
ist aber auch wichtig, dass sie so ausge-
legt werden, dass sie auch die die anfal-
lende Wärmeenergie nutzen können.
Passiert das nicht, sind Gewinne nur in
den ersten 10 Jahren zu erwarten, an-
schließend könnten Preissteigerungen bei
den nachwachsenden Rohstoffen Biogas-
betreiber in den Konkurs treiben.“8

Fest steht: ob GV-Pflanzen als Lebens-
oder Futtermittel oder als Nachwachsen-
de Rohstoffe auf den Acker gelangen,
spielt in Bezug auf ihre Umweltauswir-
kungen und ihre Koexistenzfähigkeit kei-
ne Rolle. Gentechnisch veränderte Ener-
gie-, Industrie- und Pharmapflanzen sind
mindestens genauso problematisch für
die Umwelt wie zu Nahrungszwecken an-
gebaute GV-Saaten. Die Wahrscheinlich-
keit, dass es zu Vermischungen mit Pro-
dukten aus konventioneller und biologi-
scher Landwirtschaft kommt, ist genauso
groß. Und eine Garantie, dass sie nicht in
der menschlichen und tierischen Nah-
rungskette auftauchen, wird keiner ihrer
Nutzer abgeben wollen. So ist im Jahre
2001 in den USA ein Pharma-Mais, der
einen Schweineimpfstoff produziert, in
Nachbarfelder eingekreuzt und in Folge-

kulturen aufgetreten, was Kosten in Höhe
von mehreren Millionen Dollar Schadens-
ersatz verursachte.9 Dieser Fall bietet ei-
nen Vorgeschmack darauf, was passieren
kann, wenn der Anbau transgener nach-
wachsender Rohstoffe aus dem Ruder
läuft. Genveränderte nachwachsende
Rohstoffe sind ein weiterer Versuch, der
Agro-Gentechnik aus ihrer Akzeptanz-
und Legitimitätskrise herauszuhelfen und
genveränderte Pflanzen in Deutschland
auf den Acker zu bringen. 

Annemarie Volling

Die Autorin ist Koordinatorin von Gentechnikfreie Re-
gionen, Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft. 

Der vorliegende Text ist eine Zusammenfassung und Er-
gänzung des Hintergrundpapiers: Nachwachsende
Rohstoffe – Einfallstor für die Gentechnik in der Land-
wirtschaft (s. www.abl-ev.de/gentechnik/pdf/
nachrohstoffe.pdf) des Projektes Gentechnikfreie Regio-
nen in Deutschland (s. www.gentechnikfreie-
regionen.de), durchgeführt vom Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), dem Institut für Ar-
beit und Wirtschaft (IAW und der Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft (AbL). Kontakt und weitere
Informationen: Annemarie Volling, Koordination Gen-
technikfreie Regionen, Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft, Tel: 04131/400720, mail: gentechnik-
freie-regionen@abl-ev.de. 

1 Eigene Berechnungen auf Grundlage von Material
aus der Datenbank FAOStat der FAO, des deutschen
Maiskomitees e.V. sowie der Fachagentur nachwach-
sende Rohstoffe, in: Nachwachsende Rohstoffe - Einfall-
stor für die Gentechnik in der Landwirtschaft, Hinter-
grundpapier des Projektes Gentechnikfreie Regionen in
Deutschland, s. www.abl-ev.de/gentechnik/pdf/
nachrohstoffe.pdf)
2 Die zweite Ernte. Deutschland zählt inzwischen mehr
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Weltweit wird zunehmend eine
verstärkte Nutzung von Bioenergie
angestrebt, insbesondere von Bio-
kraftstoffen. Dabei geht es zu-
nächst um die Deckung des inlän-
dischen Verbrauchs, zunehmend
aber auch um Exportorientierte
Produktion, vor allem in Entwick-
lungsländern mit hohen Biomasse-
potenzialen. Die Entstehung eines
Weltmarktes wie für fossile Energie
zeichnet sich ab. Biokraftstoffe ba-
sieren derzeit, und zumindest
noch mittelfristig, hauptsächlich
auf Anbaubiomasse aus der Land-
wirtschaft. Daher sind kritische
Flächennutzungskonkurrenzen ge-
geben, vor allem für den Anbau
von Nahrungsmitteln.  

Gefördert durch die Politik auf natio-
naler bzw. auf EU-Ebene, werden

weltweit Ziele für eine zukünftig ausge-
weitete Nutzung von Biokraftstoffen ver-
folgt, die bei bestehenden Technologien
mit deutlich steigenden Flächenbeanspru-
chungen im In- oder Ausland verbunden
sind. Dies betrifft in erster Linie die EU
Mitgliedstaaten, die USA und Brasilien,
zukünftig aber auch Entwicklungsländer
wie China und Indien. Große Flächenpo-
tenziale für einen Anbau für den Welt-
handel werden auch in Indonesien und
Argentinien gesehen. 

Flächennutzungskonkurrenzen 
im Inland

Nutzungskonkurrenzen sind sowohl für
die inländische Flächennutzung zu be-
achten, als auch für die mit dem inländi-
schen Verbrauch im Ausland beanspruch-
ten Flächen. Im Inland konkurriert der An-
bau von Energiepflanzen mit anderen
Nutzungsformen. In Industrieländern wie
Deutschland zeichnen sich dabei die fol-
genden Haupttrends ab: 
❑ Landwirtschaftliche Nutzfläche geht

kontinuierlich infolge der Ausdehnung
von Siedlungs- und Verkehrsfläche ver-
loren. 

❑Anbauflächen für die energetische (und
zunehmend auch für die stoffliche) Nut-
zung von Biomasse nehmen zu. 

❑Dadurch verringert sich die potenzielle
Anbaufläche für Nahrungs- und Futter-
mittel.

❑Bei der angestrebten Ausweitung des
Ökolandbaus ist tendenziell mit gerin-
geren Erträgen und damit bei gleichen
Verbrauchsmustern mit höherem
Flächenbedarf zu rechnen.

❑Einen ähnlichen Effekt hat die Auswei-
tung der Flächen für den Natur-, Bo-
den-, Klima- und Hochwasserschutz. 

In Entwicklungsländern fällt der
Flächennutzungskonkurrenz mit natürli-
chen Ökosystemen eine besondere Be-
deutung zu. Am Beispiel Brasilien soll
dies verdeutlicht werden. Bei Bioethanol
aus Zuckerrohr zielt das Agrarministeri-
um Brasiliens auf eine Ausweitung der
Anbaufläche von 6 auf 9 Millionen ha in
2014 ab. Auf der zusätzlichen Fläche
von 3 Millionen ha könnte Brasilien ca.
8,5 Milliarden l Bioethanol produzieren
und dies exportieren (da das Land jetzt
und in 2020 seinen eigenen Benzinbe-
darf auf Basis der bereits bestehenden
Zuckerrohranbaufläche decken kann).
Diese Menge entspricht ca. 3,5% des EU-
Verbrauchs an Benzin oder ca. 0,5% des
weltweiten Benzinverbrauchs. Eine Aus-
weitung der Nachfrage nach Bioethanol
hätte entsprechend größere Flächenver-
änderungen zur Folge. Meist entstehen
neue Zuckerrohrplantagen auf bestehen-
den Anbauflächen, der Nahrungsmittel-
anbau wird verdrängt und weicht in bis-
her nicht bewirtschaftete Gebiete aus.
Würden die 3 Millionen ha Fläche für
Zuckerrohrplantagen auf diese Weise in-
direkt durch Rodung von Regenwald „be-
reitgestellt“, so entspräche dies ca. 1%
der Fläche an Regenwald innerhalb Bra-
siliens. 

Würde Brasilien auch Biodiesel in
größerem Ausmaß auf der Basis von So-
ja produzieren (bislang ist dies nicht der
Fall, es besteht jedoch die Gefahr, dass
sich dies entwickelt; Brasilien plant eine
Ausweitung der Sojafläche von derzeit
22 Millionen ha auf zukünftig 100 Millio-
nen ha – zum Vergleich: die Ackerland-
fläche Brasiliens umfasst derzeit ca. 60
Millionen ha), so würden sich überaus
hohe Flächenansprüche ergeben. Diese
ineffiziente Technologie sollte daher auf
keinen Fall gefördert werden. 

In Malaysia und Indonesien sehen Ent-
wicklungspläne eine verstärkte Produktion
von Palmöl und Biodiesel vor, vorrangig
mit Blick auf den wachsenden Bedarf in
Europa, USA, China und anderen Öko-

nomien. Damit verknüpft werden ausge-
dehnte Landnutzungsänderungen erwar-
tet mit deutlich negativen Auswirkungen
auf das globale Klima und die Biodiver-
sität. 

Andere Faktoren tragen potenziell zur
Entspannung der inländischen Flächen-
konkurrenz bei. So rechnet man in der EU
mit signifikanten Flächenfreisetzungen in-
folge der GAP-Reform, deren Ausmaß je-
doch ungewiss ist. Aktivitäten im Bereich
Flächenrecycling sind quantitativ eher zu
vernachlässigen. Ein wichtiger Faktor ist
dagegen die Steigerung der Hektarpro-
duktivitäten, der allerdings ebenfalls mit
großen Unsicherheiten behaftet ist. Als
aussichtsreich gelten daher zukünftige
Formen von Bioenergie, die mit geringem
Flächenbedarf auskommen bzw.
„flächenneutral“ sind (s.u. „Perspekti-
ven“). 

Verlagerung von Flächen-
inanspruchnahme ins Ausland

In ihrer Biomasse- und Biokraftstoffstra-
tegie strebt die EU bis 2010 einen Anteil
von 5,75% Biokraftstoffen an. Der größe-
re Teil davon soll aus dem Inland gedeckt
werden, der Rest über Importe. Erste Ab-
schätzungen haben ergeben, dass dies in
Brasilien die Umwandlung einiger Millio-
nen Hektar Regenwald in Ackerland zur
Folge haben könnte.

Dabei ist noch nicht berücksichtigt wor-
den, dass die EU-15 für den inländischen
Konsum landwirtschaftlicher Güter bereits
gegenwärtig zusätzliche landwirtschaftli-
che Flächen im Ausland nutzt, etwa ein
Fünftel mehr als im Inland zur Verfügung
steht. Der größte Anteil mit knapp drei
Vierteln entfällt dabei auf tierisch basierte
Ernährung. Damit überschreitet die EU
mit ca. 0,43 ha pro Kopf bereits heute die
weltweit pro Kopf verfügbare intensiv be-
wirtschaftete Landwirtschaftsfläche von
ca. 0,25 ha pro Kopf. In Zukunft wird sich
die Situation verschärfen, und in 2030
werden voraussichtlich nur noch 0,19 ha
Ackerland und Dauerkulturen pro Kopf
der Weltbevölkerung zur Verfügung ste-
hen. Landwirtschaftsfläche für den Anbau
von Bioenergie oder Biomaterialien wird
dann nur in nennenswertem Maße zur
Verfügung stehen und Nachhaltigkeitszie-
le für die Flächennutzung werden nur er-
reicht werden, wenn sich die heutigen
Produktions- und Verbrauchsmuster deut-
lich ändern. Einen wichtigen Beitrag hier-

Weltmarkt für Bioenergie und Flächenkonkurrenz
Nachhaltiges Flächen- und Ressourcenmanagement erforderlich 
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zu könnte die Umschichtung der Subven-
tionen von der tierisch basierten Produkti-
on hin zur Biomassenutzung für Nicht-
Ernährungszwecke leisten. 

Wenn es eintrifft, dass die EU-Ziele für
zukünftige Biokraftstoffnutzung einen ho-
hen Importanteil, und damit unter heuti-
gen Produktionsbedingungen zusätzliche
Flächeninanspruchnahme in Entwick-
lungsländern voraussetzen, so sind zu-
mindest akzeptable internationale Nach-
haltigkeitskriterien und deren Einhaltung
unabdingbar. 

Perspektiven
Um Bioenergie, vor allem Biokraftstoffe,

zukünftig auf nachhaltiger Basis mit mög-
lichst geringer Flächenintensität und Um-
weltbelastungen zu erzeugen, können
verstärkt Reststoffpotenziale genutzt wer-
den. Hier liegen für Europa zumindest
kurzfristig die größten Potenziale in der
Nutzung für Wärme und Strom. Diese
wären zudem „flächenneutral“, da Ernte-
nebenprodukte wie Stroh und organische
Abfälle keine zusätzliche landwirtschaftli-
che Fläche beanspruchen. Für den mobi-
len Bereich wird der Nutzung von Biogas
aus Reststoffen und Abfällen als Kraftstoff
zukünftiges Potenzial zugeschrieben. 

Auf längere Sicht wird Energiepflanzen
und Biokraftstoffen der zweiten Generati-
on großes Potenzial beigemessen. Für den
Kraftstoffbereich interessant ist die Produk-
tion von Bioethanol aus Lignozellulose, so-
wie BtL (Biomass-to-Liquid) aus Energie-
pflanzen, Reststoffen oder Abfällen. 

Aufgrund höherer Hektarproduktivitä-
ten und zwei Ernten pro Jahr bei geringer
Umweltbelastung könnte durch die Nut-
zung der ganzen Pflanze der Flächenbe-
darf für Bioenergie deutlich reduziert
werden. 

Als zukunftsträchtiger Biokraftstoff gilt
auch Bio-Wasserstoff, der sich jedoch im
Forschungsstadium befindet. 

Alle diese Alternativen werden fossile
Kraftstoffe jedoch nur zum Teil ersetzen
können. In den kommenden Jahren wird
der Absatz von Biodiesel und Bioethanol
steigen und die damit verbundenen Pro-
bleme. 

Hauptproblemfelder 
Wichtige Problemfelder eines ausge-

weiteten landwirtschaftlichen Anbaus von
Bioenergie sind: 
❑Preissteigerungen bei Nahrungsmitteln

in Folge der steigenden Nachfrage
nach den gleichen Anbauerzeugnissen
bzw. nach Anbauflächen, weltweit und
in regionalen Märkten;

❑Risiken für die Sicherung einer hinrei-
chenden Ernährungsgrundlage;

❑Verdrängung von Kleinbauern, Verar-
mung, Rückgang der regionalen Nah-
rungsmittelproduktion in Folge des En-
ergiepflanzenanbaus durch Grossun-
ternehmen und einseitige politische Un-
terstützung; 

❑Gesundheitliche Risiken bei unkontrol-
liertem Intensivanbau; 

❑Degradierung und/oder Zurückdrän-
gen der natürlichen Ressourcen, insbe-
sondere von natürlichen Ökosystemen,
dabei negative Auswirkungen auf den
Klimaschutz und die biologische Viel-
falt; 

❑Weltweite Ausweitung der intensiv be-
wirtschafteten Flächen;

❑Zunehmende Konkurrenz zwischen Bio-
energie und Biomaterialien; 

❑Wachsende Flächenkonkurrenz durch
weltweit sich verändernde Konsum-
muster (steigende Nachfrage nach tieri-
schen Produkten in Entwicklungslän-
dern).  
Die Aufgabe der Ernährungssicherung

wird angesichts der Gefahren durch stei-
gende Preise, zunehmende Flächenkon-
kurrenz, Veränderung der Konsumge-
wohnheiten weltweit mit tendenziell höhe-
rer Flächenbeanspruchung zunehmend
schwieriger zu lösen sein. Nur ein Bei-
spiel: mit der Getreidemenge für die
Tankfüllung eines Mittelklassewagens mit
Bioethanol könnte ein Mensch ein Jahr
lang ernährt werden. 

Schlussfolgerungen zur Politikempfeh-
lung
❑Die verstärkte Nutzung von Biomasse

für Nicht-Ernährungszwecke stößt an
Grenzen, welche durch die Verfügbar-
keit weltweiter Landfläche gesetzt wer-
den;

❑Die Entwicklung der Hektarprodukti-
vitäten erscheint unsicher, auch infolge
des Klimawandels; 

❑Pflanzen für Bioenergie und -materiali-
en können nur einen beschränkten Bei-
trag zum Energie- und Materialbedarf
von Ländern und Regionen leisten;

❑Die wachsende Nachfrage nach Bio-
kraftstoffen der ersten Generation,
Bioethanol und Biodiesel, ist mit einem
großen Risiko der Ausweitung weltwei-
ter Ackerflächen und der Vernichtung
natürlicher Ökosysteme insbesondere
in tropischen Ländern verbunden.

❑Wenn die EU-Ziele für zukünftige Bio-
kraftstoffnutzung realisiert werden, so
sollten sowohl bezogen auf die inländi-
sche Produktion wie auch bezogen auf

die Produktion der Importe internatio-
nale Nachhaltigkeitsstandards einge-
führt werden. Diese sollten zum einen
sicherstellen, dass die jeweiligen Pro-
duktionsflächen nachhaltig bewirt-
schaftet und die Verarbeitung ökolo-
gisch und sozial verträglich geschieht,
und zum anderen die Ausweitung der
Anbaufläche zu Lasten artenreicher
natürlicher Ökosysteme verhindern.
Dafür werden zum einen Produkt bezo-
gene Zertifizierungs- und Kennzeich-
nungssysteme und zum anderen regio-
nale Zielvorgaben und ihre strikte Um-
setzung erforderlich sein.

❑Einzelne Länder und Regionen sollten
ihre eigenen Potenziale für nachhaltige
Bewirtschaftung und Verarbeitung von
Biomasse für Nahrungsmittel und
Nicht- Nahrungsmittel entwickeln und
damit in erster Linie den eigenen Bedarf
decken. Exporte sollten nur bei einem
Überschuss von energetischen und
stofflichen Ressourcen unterstützt wer-
den (unter Berücksichtigung aller rele-
vanten Substitute). Der Anbau muss da-
bei ökologischen und sozialen Kriterien
genügen.

❑Die Länder und Regionen sollten jeweils
eine Biomassestrategie entwickeln, die
eingebettet ist in eine nachhaltige Res-
sourcenstrategie, die die Versorgung
mit Rohstoffen und Energie sichert, den
Verlust von natürlichen Ökosystemen
begrenzt, die soziale Entwicklung för-
dert, und eine Problemverlagerung in
andere Regionen durch Im- und Expor-
te minimiert; 

❑Eine nachhaltige Ressourcenstrategie
muss insbesondere auf den effizienten
Einsatz nachwachsender und nicht
nachwachsender Ressourcen in Produk-
tion und Konsum abzielen. Nur dann
kann der steigende Material- und Ener-
giebedarf der globalen Ökonomie ge-
deckt werden. 

Helmut Schütz/Stefan Bringezu

Dr. Helmut Schütz ist wissenschaftlicher Mitarbeiter und
Dr. Stefan Bringezu Leiter der Forschungsgruppe „Stoff-
ströme und Ressourcenmanagement“ am Wuppertal In-
stitut für Klima, Umwelt und Energie. 

Dieser Artikel basiert auf einer Studie im Auftrag des
Forums Umwelt und Entwicklung, die in Kürze er-
scheint.
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Mit dem Bioenergiedorf Jühnde
soll gezeigt werden, dass es mög-
lich ist, die Energieversorgung ei-
nes ganzen Dorfes unter Beteili-
gung der Bevölkerung auf die Ba-
sis von Biomasse zu stellen. Nach
mehreren Jahren der Planung wur-
de das Projekt in diesem Sommer
offiziell eingeweiht.

Jühnde ist ein kleines Dorf in der Nähe
von Göttingen. Ein paar Bauernhöfe,

ca. 750 Einwohner mitten in der hügeli-
gen Landschaft gelegen. Was ist an dem
Dorf so besonders, dass Reisegruppen
z.B. aus Japan und den USA dorthin rei-
sen? Jühnde ist das erste Bioenergiedorf
in Deutschland. Die Idee, ein Bioenergie-
dorf zu erreichten kam von Wissenschaft-
lern der Universität Göttingen vom Inter-
disziplinären Zentrum für Nachhaltige
Entwicklung. Sie suchten nach einer Ge-
meinde, die energieautark werden sollte.
Ziel war es, den kompletten Energiebe-
darf, außer Treibstoff für Trecker und Au-
tos auf regenerative Energieträger umzu-
stellen. Jühnde wurde aus 17 Gemeinden
ausgewählt, denn es bot für dieses Projekt
gute Ausgangsbedingungen: eine ausrei-
chende Anzahl an Landwirtschaftsbetrie-
ben, die genug Biomasse produzieren
können, einen Wald fürs Holzschlagen,
eine dichte Ortsbebauung, die eine zen-
trale Fernwärmeversorgung erleichtert
und Dorfbewohner, die ein großes Inter-
esse zeigten.

Seit Herbst 2005 bezieht nun nach lan-
gen Vorbereitungen der überwiegende
Teil der rund 200 Haushalte den Wärme-
und Strombedarf aus nachwachsenden
Rohstoffen von den umliegenden Äckern
und Wäldern.

Die Biogasanlage – 
das sensible Kernstück

Eine Biogasanlage dient der Erzeugung
von Strom und Wärme aus Biomasse. Zu-
sammen mit Rinder- und Schweinegülle
und Mist werden Ganzpflanzensilagen
(z.B. Roggen, Weizen, Sonnenblumen,
Mais) von Bakterien zu Methan vergoren.
Der bei diesem Prozess entstehende Fer-
mentationsrückstand wird auf die Acker-
flächen ausgebracht.

Für die Versorgung der Biogasanlage
bauen Jühnder Landwirte Energiepflan-
zen auf 250 ha Ackerland an, das ent-

spricht 15 bis 20 Prozent der landwirt-
schaftlichen Nutzfläche. Die Pflanzen
können grün, also früher geerntet wer-
den, so dass eine zweite Ernte möglich
wird. Dabei kann theoretisch weitgehend
auf Pestizide verzichtet werden, da es für
die Bakterien keine Rolle spielt, ob sie
Nutz- oder Wildpflanzen verarbeiten. Al-
lerdings fiel die erste Ernte der Bauern
nicht so gut aus wie erwartet. Die Wis-
senschaftler der Göttinger Uni sind daher
auf der Suche nach leistungsfähigeren
Energiepflanzen und einem besseren Sor-
tenmix sowie nach Konzepten, die den
verschiedenen Standorten besser ange-
passt sind. Das in der Biogasanlage ent-
stehende Gas wird in einem Blockheiz-
kraftwerk in Strom und Wärme umge-
wandelt. Jährlich werden dort 4.000.000
kWh Strom produziert. Dieser wird zu
den Vergütungssätzen des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG), 17 Cent pro
Kilowattstunde, in das Stromnetz einge-
speist. Jühnde produziert doppelt soviel
Biostrom, wie es selbst verbraucht. Aus
den Einnahmen kann also der Betrieb der
Anlage finanziert werden. 

Wärmeversorgung
Die Abwärme aus der Stromerzeugung

wird über ein neu gebautes unterirdisches
Nahwärmenetz an die Haushalte verteilt.
Damit werden Räume geheizt und war-
mes Wasser erzeugt. Sie trägt zu knapp
2/3 zur Wärmeversorgung der ange-
schlossenen Haushalte bei. 

Zusätzlich dazu versorgt ein Holzhack-
schnitzel-Heizwerk durch die Verbren-
nung von Restholz aus den umliegenden
Wäldern die Haushalte mit Wärme. Der
harte Winter 2005/2006 hat die Anlage
mit wochenlangem Dauerfrost auf eine
Bewährungsprobe gestellt – sie hat be-
standen. Dafür musste in der Anfangs-
phase allerdings ein mit Öl betriebener
Heizkessel nachhelfen, denn das Anfah-
ren einer Biogasanlage ist ein komplexer
Vorgang, der mehrere Monate dauert.
Die Bakterien mögen keine schnellen Ver-
änderungen und mussten sich erst lang-
sam eingewöhnen. Die volle Kapazität
der Anlage wurde erst diesen Sommer er-
reicht.

Finanzierung
Die für das ganze Projekt nötigen Inves-

titionen von mehr als zwei Millionen Euro
wurden überwiegend aus öffentlichen

Mitteln finanziert. Fördermittel kamen aus
dem Landwirtschaftsministerium, vom
Land Niedersachsen, dem Landkreis Göt-
tingen, der Samtgemeinde Dransfeld und
der Gemeinde Jühnde. 

Die Biogasanlage (einschließlich des
Holzschnitzel-Heizkraftwerks) ist genos-
senschaftlich organisiert. Die angeschlos-
senen Haushalte zahlten eine Einlage von
1.500 Euro für die Mitgliedschaft in der
Genossenschaft und weitere 1.000 Euro
für den Anschluss an das Nahwärmenetz.
Dafür gehört der Betrieb ihnen und sie
sind an allen Entscheidungen beteiligt. 

Das Beispiel Jühnde macht Schule
Wenn man den Zeitungsberichten

Glauben schenken darf, sind die Jühnder
Bürger durchaus zufrieden, zumal sie we-
niger für die Wärme aus Bioenergie be-
zahlen müssen als wenn Sie mit Öl heizen
würden. Strom und Wärme werden aus
dem erzeugt, was Felder, Wiesen und
Wälder hergeben. Für die Landwirte er-
geben sich so neue Absatzmöglichkeiten. 

Noch dazu schont Jühnde die Umwelt.
Nach Berechnungen der Universität Göt-
tingen sparen die Jühnder rund 400.000
Liter Heizöl und 3.300 Tonnen Kohlendi-
oxid im Jahr ein. Das heißt umgerechnet:
Jeder Haushalt spart 60 Prozent Energie
und 60 Prozent weniger Kohlendioxid
werden ausgestoßen.

Der Kreis Göttingen plant, in den näch-
sten drei Jahren fünf neue Bioenergiedör-
fer entstehen zu lassen. Der Landkreis
stellt hierfür 150.000 Euro zur Verfü-
gung. Nach Jühnder Vorbild in abge-
speckter Version sollen die Einwohner
mindestens die Hälfte ihres Strom- und
Wärmebedarfs aus nachwachsenden En-
ergieträgern gewinnen, also aus Gülle,
Energiepflanzen und Holz. Derzeit läuft
das Verfahren zur Auswahl der Kandida-
ten. Die „Gewinner“ sollen im Herbst fest-
stehen. Ein weiterer entscheidender Un-
terschied: Für diese Dörfer sind keine För-
dermittel von Land oder Bund geplant.
Die Rechnung soll allein durch die gestie-
genen Energiepreise für Öl aufgehen. Al-
lem Anschein nach ist die Bioenergie kon-
kurrenzfähig geworden. Sicher werden
diesem Vorreiter viele weitere Bioenergie-
dörfer folgen.

Monika Brinkmöller

Die Autorin arbeitet beim Forum Umwelt und Entwick-
lung und ist eine der Koordinatorinnen der AG Biologi-
sche Vielfalt.

Unabhängig mit Biomasse 
Bioenergiedorf Jühnde – Ein Erfolgskonzept?
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Seit Inkrafttreten der Mineralöl-
steuerbefreiung boomt der Markt
für Biokraftstoffe in Deutschland.
Im letzten Jahr hat sich ihr Anteil
am gesamten Kraftstoffbedarf von
2 % auf 3,7 % nahezu verdoppelt.
Bis 2020 kann der Anteil auf 20 %
gesteigert werden. Um langfristig
einen Großteil des Kraftstoffbe-
darfs mit Biokraftstoffen decken zu
können, sind effiziente Umwand-
lungsverfahren notwendig. Heuti-
ge und zukünftige Konversionsver-
fahren müssen daher hinsichtlich
ihrer Umweltbilanz bewertet wer-
den. 

Die Vielfalt der Umwandlungsverfahren
ist sehr groß, die technologische Ent-

wicklung der verschiedenen Biokraftstoff-
typen aber sehr unterschiedlich weit fort-
geschritten. Biodiesel, Pflanzenöl, Biogas
und Bioethanol aus stärke- und zucker-
haltigen Pflanzen, deren industrielle Pro-
duktion bereits stattfindet, werden als Bio-
kraftstoffe der 1. Generation bezeichnet.
Synthetische Kraftstoffe (BTL: Biomass to
liquid) und Bioethanol aus Lignocellulose
befinden sich dagegen noch im For-
schungs- und Entwicklungsstadium wer-
den daher Biokraftstoffe der 2. Generati-
on genannt. 

Bisherige Untersuchungen
In den bisherigen Studien zu Umweltbi-

lanzen von Biokraftstoffen schneiden die
Biokraftstoffe der 2. Generation wesent-
lich besser ab als die der 1. Generation.
Die Vorteile der Biokraftstoffe der 2. Ge-
neration sind aber vor allem auf unter-
schiedliche Annahmen zurückzuführen:
Für die Bilanzen der 1. Generation wer-
den der Energieverbrauch und die Emis-
sionen bestehender Biokraftstoffanlagen
berücksichtigt (Status-Quo-Betrachtung).
Für die Bilanzen der 2. Generation wer-
den dagegen Biokraftstoffanlagen unter-
sucht, deren großtechnologische Realisie-
rung noch nicht erfolgt ist. Daher wird die
energetische Nutzung der Nebenproduk-
te für die Bilanzen der 1. Generation
nicht betrachtet, da dies zurzeit noch
nicht vollständig praktiziert wird. Für die
Biokraftstoffe der 2. Generation wird da-
gegen angenommen, dass die Neben-
produkte energetisch verwertet werden
bzw. die Abwärme im Prozess genutzt
wird. Für die Bilanzen der 2. Generation
wird außerdem angenommen, dass Rest-
stoffe für die Produktion der Biokraftstoffe
verwendet werden. Der Energieverbrauch
für die Bereitstellung der Rohstoffe ist da-
her im Vergleich zu den Biokraftstoffen
der 1. Generation wesentlich geringer.
Biogas wird in den meisten Studien nur
unzureichend berücksichtigt.

Umweltbilanz auf der Basis gleicher
Annahmen

Der Bundesverband Erneuerbare Ener-
gie – BEE hat daher einen Vergleich der
Umweltbilanz von Biokraftstoffen erstellt,
der auf gleichen Annahmen basiert: Bei
der Gegenüberstellung werden alle Input-
und Outputströme der verschiedenen Bio-
kraftstoffarten berücksichtigt. Zu den we-
sentlichen Inputströmen gehören Dünge-
mittel, Hilfsstoffe und der Energiever-
brauch für Ernte, Transport und Konver-
sionsprozesse. Als Output werden neben
der Biokraftstoffproduktion alle Kuppel-
produkte erfasst, die während der Ernte
und der Konversionsprozesse anfallen
(u.a. Rapsschrot, Stroh- und Schlempe).
Zu den Outputströmen zählt auch die
thermische Energie, die während der
Konversionsprozesse entsteht. Bei den
BTL-Verfahren fällt mehr Abwärme an als
für den Prozess selber benötigt wird. Die
Anlagen können also energieautark be-
trieben werden. Aufgrund fehlender Da-
ten kann die überschüssige Energie für
diesen Vergleich nicht erfasst werden. Es
wird angenommen, dass alle Kuppelpro-
dukte energetisch genutzt werden. Dies ist
zwar zurzeit noch nicht der Fall, tech-
nisch aber möglich. Erste Ansätze für die
energetische Nutzung von Kuppelproduk-
ten gibt es bereits. Rapsschrot z.B. wird
zusammen mit Stroh zu Pellets verarbei-

Biokraftstoffe der Zukunft
Vergleich der Umweltbilanzen

Kraftstoffertrag:
Reine Kraftstoffausbeute pro Hektar 
ohne Umwandlungsverluste und 
Energiegewinne durch Kuppelprodukte
Nettoenergieertrag:
Kraftstoffausbeute + Energiemenge
Kuppelprodukte – Energiebedarf 
Anbau- u. Umwandlungsprozesse
Schwarzer Balken: 
Energieertrag der gesamten Biomasse
pro Hektar

Quellen: Ethanol aus Getreide: Eigene Berechnung
nach Schmitz 2005, Biodiesel: nach IFEU 2003 &
2002, DIW 1998, Pflanzenöl: nach SVEN GÄRTNER
& GUIDO REINHARDT 2003, Biomethan nach WI, IE
2005; BTL: nach IFEU 2005, Choren 2004, IE 2005,
Ethanol aus Lignocellulose: nach Schmitz 2005, IFEU
2005, Hladik 2005, IE 2005.
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tet, die einen sehr guten Heizwert aufwei-
sen. Die Wärme- und Stromerzeugung
mit Stroh als Energierohstoff wird bereits
in Dänemark im großtechnischen Stil
durchgeführt, in Deutschland wird inten-
siv an der Weiterentwicklung von Heiz-
kesseln für die Strohnutzung gearbeitet.
Die bei der Ethanolerzeugung anfallende
Schlempe kann ebenfalls energetisch ge-
nutzt werden. In Schwedt hat die Verbio
AG kürzlich mit dem Bau einer Biogasan-
lage begonnen, die die Schlempe der Et-
hanolanlage verwerten wird. Für die
energetische Nutzung der Kuppelproduk-
te wird die Wärmebereitstellung gewählt.
Andere Nutzungen z.B. Stromerzeugung
oder Biokraftstoffproduktion wären eben-
falls möglich, würden aber die Vergleich-
barkeit erschweren, da verschiedene
Konversionswege (bei Stromerzeugung
mit und ohne KWK, bei Biokraftstoffen:
Biogas-, BTL- oder Ethanol aus Lignocellu-
lose) möglich wären. Die Vielfalt der ver-
schiedenen Varianten würde den Ver-
gleich der Umweltbilanzen erschweren. 

Der Emissionsfaktor für die vermiede-
nen Emissionen für die Wärmeerzeugung
beträgt 229 g/kWh (BMU 2006). Es wird
berücksichtigt, dass aufgrund von Um-
wandlungsverlusten und Biomasse, die
auf dem Feld zur Humusbildung verblei-
ben muss, nicht die gesamte Menge der
Kuppelprodukte energetisch genutzt wer-
den kann. Um eine bessere Vergleichbar-
keit zu erreichen wird außerdem ange-
nommen, dass für die Produktion der Bio-
kraftstoffe Getreide und Energiepflanzen
und keine Reststoffe verwendet werden.
Allen untersuchten Biokraftstoffpfaden ist
gemein, dass die großtechnologische
Realisierung entweder noch nicht erfolgt
ist (BTL- und Ethanol aus Lignocellulose-
verfahren) oder Teile des Verfahren (Nut-
zung der Kuppelprodukte) noch nicht

praktiziert werden. Daher wird auch bei
Biogas mit einer optimierten Variante ge-
rechnet. Die Gegenüberstellung findet
damit auf „gleicher Augenhöhe“ statt. Für
alle Verfahren wird als Biokraftstoffertrag
der derzeit durchschnittlich zu erzielende
Ertrag angenommen. Es werden keine
zukünftigen Ertragssteigerungen berück-
sichtigt. Die bessere Energie- und Treib-
hausgasbilanz der optimierten Biogasva-
riante basiert ebenfalls nicht auf höheren
Biomasseerträgen, sondern auf verbes-
serten Anbauverfahren, um den Dünge-
bedarf zu reduzieren, und auf effiziente-
ren Vergärungsprozessen, um die Bio-
gasausbeute zu steigern. In der Gegenü-
berstellung wird zwischen Kraftstoffertrag
und dem Nettoenergieertrag unterschie-
den. Der Kraftstoffertrag ist die reine
Kraftstoffausbeute pro Hektar ohne Um-
wandlungsverluste und Energiegewinne
durch Kuppelprodukte. Der Nettoenergie-
ertrag enthält dagegen neben dem
Kraftstoffoutput auch die Energiemenge
der Kuppelprodukte abzüglich des Ener-
giebedarfs für die Anbau- und Umwand-
lungsprozesse. 

Gegenüberstellung
Erst diese umfassende Betrachtung auf

Basis gleicher Annahmen ermöglicht die
Vergleichbarkeit der Umweltbilanzen der
verschiedenen Biokraftstoffe. Die Ge-
genüberstellung des BEE verdeutlicht,
dass die Biokraftstoffe der 1. Generation
(außer Biogas) zwar geringere Kraftstof-
ferträge als die der 2. Generation auf-
weisen, die Kuppelprodukte aber energe-
tisch genutzt werden können. Dadurch
sind kombinierte Nutzungen möglich:
Biokraftstoffproduktion und Bereitstellung
von Wärme & Strom oder unterschiedli-
che Biokraftstofftechnologien werden auf
einer Fläche eingesetzt. Mittelfristig ist die

Nutzung der Kuppelprodukte für die
Wärme- und Strombereitstellung
sinnvoll. Langfristig sollte der größte
Teil der auf dem Feld produzierten
Biomasse für die Biokraftstoffproduk-
tion genutzt werden. Dabei werden

sich die effizientesten Verfahren durchset-
zen. Die wesentlichen Kriterien sind die
Umwandlungseffizienz (Kraftstoffoutput
in % der eingesetzten Biomasse) und die
Optimierung der Nährstoffkreisläufe. Das
Problem offener Nährstoffkreisläufe wird
in der jetzigen Diskussion noch zu wenig
betrachtet. Es ist aber eine Voraussetzung
für eine hohe Umwandlungseffizienz. Of-
fene Nährstoffkreisläufe bedeuten näm-
lich einen höheren Energieaufwand für
die Biokraftstoffproduktion, da der Nähr-
stoffverlust ausgeglichen werden muss
und für den eingesetzten Dünger zusätzli-
che Energie verbraucht wird. Außerdem
werden dem Boden durch offene Nähr-
stoffkreisläufe ständig wichtige Nährstof-
fe entzogen, die nicht alle ersetzt werden
können. Bei den BTL-Verfahren die mit sehr
hohen Temperaturen (über 1000°C) arbei-
ten, entsteht das Problem der Verglasung
der Nährstoffe, d.h. die Einbindung der
Nährstoffe in eluierfeste Schlacke. Diese
sind so Form nicht mehr pflanzenverfüg-
bar. Das Problem könnte nur gelöst wer-
den, wenn Verfahren verwendet werden,
die mit geringeren Temperaturen arbeiten.
Mit diesen Verfahren sind aber andere
technische Probleme, wie z.B. die Entste-
hung von Teer, verbunden.

Der Vergleich der Umweltbilanzen
zeigt insgesamt, dass sich die Unterschie-
de zwischen den verschiedenen Biokraft-
stoffen durch die energetische Nutzung
aller Nebenprodukte relativieren. Der ef-
fizienteste Biokraftstoff bezüglich der
Flächenproduktivität und der Reduktion
der Treibhausgase ist Biogas. Die Nut-
zung von Biogas ist auch hinsichtlich ge-
schlossener Nährstoffkreisläufe sehr viel-
versprechend. 

Björn Pieprzyk
Der Autor ist Fachreferent beim Bundesverband Erneu-
erbare Energie e.V. (BEE).

Schwarzer Balken: Treibhausgasre-
duktion durch die Nutzung der ge-
samten Biomasse pro Hektar.

Quellen: Ethanol aus Getreide: Eigene Berech-
nung nach Schmitz 2005, Biodiesel: nach IFEU
2003 & 2002, DIW 1998, Pflanzenöl: nach
SVEN GÄRTNER & GUIDO REINHARDT 2003,
Biomethan nach WI, IE 2005; BTL: nach IFEU
2005, Choren 2004, IE 2005, Ethanol aus Lig-
nocellulose: nach Schmitz 2005, IFEU 2005,
Hladik 2005, IE 2005.
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Der gestiegene Benzinpreis hat mit
dazu beigetragen, dass die Bio-
ethanolproduktion an Bedeutung
gewonnen hat. Eine der vordring-
lichen Aufgaben ist es, dafür zu
sorgen, dass bei der Produktion
ausschließlich sozial verträgliche,
ökologisch unbedenkliche und
wirtschaftliche Verfahren zum Ein-
satz kommen.

Während der 90er Jahre betrug die
jährliche Ethanolproduktion 15-20

Milliarden Liter, um sich bis zum Jahr
2005 auf 36 Milliarden Liter in etwa zu
verdoppeln1. Der Weltmarktführer Brasili-
en versorgt sowohl den eigenen Markt als
auch Märkte in anderen Ländern wie
USA, Schweden etc. mit Bioethanol aus
dem heimischen Zuckerrohranbau, das
als Treibstoff eingesetzt wird. Angetrieben
durch die hohen, wenn auch derzeit et-
was gesunkenen Ölpreise, zeichnet sich
weltweit ein Boom zum Ethanoleinsatz im
Verkehrsbereich ab. Obwohl der Einsatz
von Biomasse zum Ersatz von Kohle im
Kraftwerksbereich von der Klimabilanz
weit günstiger wäre, beschränkt sich des-
halb dieser Artikel auf den Aspekt Bio-
treibstoffe in Deutschland und in der Eu-
ropäischen Union zum einen und in Ent-
wicklungsländern zum anderen. Er geht
auch nicht näher darauf ein, dass die EU-
Autoindustrie die Biosprit-Debatte nutzt,
um die Nichterfüllung ihrer EU-Selbstver-
pflichtung für spritsparende Autos zu ver-
tuschen und gesetzliche Neuregelungen
zu unterminieren. 

Welche Chancen hat die Bioethanol-
Produktion in Deutschland und in der
Europäischen Union?

Die Bioethanolproduktion war bis 2004
in Deutschland nur von geringer Bedeu-
tung. Im vergangenen Jahr sind die Pro-
duktionskapazitäten sprunghaft angestie-
gen. Der Absatz von Bioethanol betrug
2005 280 Millionen Liter. Gründe dafür
sind das gestiegene Preisniveau für Ben-
zin und die Wirkung des Mineralölsteuer-
gesetzes, wonach auch die Beimischung
von Bioethanol zu Benzin anteilig steuer-
befreit ist. Die geplante Beimischungs-
pflicht von Bioethanol („Biokraftstoffquo-
tengesetz“) wird diese Entwicklung noch
begünstigen. Auch in der Europäischen
Union steigen die Produktionsmengen
von Bioethanol.

Im Zuge der Reform der Zuckermarkt-
ordnung erhalten die Bauern in der Eu-
ropäischen Union weniger Geld für ihren
Zucker. Die betroffenen Bauern und
Zuckerproduzenten suchen nach alterna-
tiven Vermarktungsmöglichkeiten. Die
Herstellung von Bioethanol für den Kraft-
stoffmarkt ist eine mögliche Option. Es ist
davon auszugehen, dass bei weiter stei-
genden Ölpreisen der Weltmarktpreis für
Bioethanol steigen wird. Das Absatzpo-
tential nimmt zu. Dies würde nicht nur da-
zu führen, dass Stilllegungsflächen pro-
duktiv genutzt werden, sondern auch
dass andere, weniger rentable Anbau-
produkte verdrängt werden. Der Wert-
schöpfungsbeitrag für die Landwirtschaft
ist aber eher gering.

Die Produktion in Deutschland und in
der EU steht jedoch im internationalen
Wettbewerb. Bei den bisherigen Welt-

marktpreisen ist die deutsche wie auch
die europäische Bioethanolproduktion
auf dem Weltmarkt nicht konkurrenz-
fähig. Sollte aber der Ölpreis dauerhaft
weiter steigen, lohnt sich auch der Anbau
hierzulande. Importzölle bieten derzeit
noch einen gewissen Außenschutz vor
preiswerterem Bioethanol vom Weltmarkt
(2002: 19,2 Euro/hl2). Sollten die Ver-
handlungen in der WTO-Doha-Runde
abgeschlossen werden, müssen diese je-
doch deutlich abgebaut werden.

Wenig beachtet wurde bisher, dass
Deutschland sehr gute Voraussetzungen
besitzt, innovative technische Lösungen
und Verarbeitungsanlagen weltweit zu
vermarkten. Um in diesem Bereich auch
zukünftig Beschäftigungsmöglichkeiten zu
erhalten bzw. zu schaffen, bedarf es so-
wohl der Exportförderung für deutsche
Technologie (Anpassung von Hermes für
kleine und mittlere Unternehmen (KMU),
Investitionsbeihilfen etc.) als auch eines
funktionierenden inländischen Marktes.
Die Bioethanolproduktion kann nur im
globalen Kontext gesehen werden. Die
politischen Ziele sollten genau definiert
sein.

Beitrag zur Nachhaltigkeit
Das wichtigste Ziel bei der Biokraftstoff-

herstellung und -nutzung sollte die Nach-
haltigkeit sein. Das bedeutet, dass aus-
schließlich sozial verträgliche, ökologisch
unbedenkliche und wirtschaftliche Verfah-
ren zum Einsatz kommen sollten. Mittel-
bis langfristig können wir es uns nicht er-
lauben, ein nicht-nachhaltiges Produk-
tionssystem aufrechtzuerhalten. Insbeson-
dere in den Entwicklungsländern ist es
von großer Bedeutung, dass der Energie-
pflanzenanbau Arbeitsplätze schafft und
die Lebensqualität besonders im ländli-
chen Raum verbessert. Alle Akteure soll-
ten angemessen an der Wertschöpfung
beteiligt sein. Der Energiepflanzenanbau
und die Importsubstitution von Öl sowie
der Export von Biokraftstoffen wie Ethanol
helfen, die Versorgungssicherheit zu ver-
bessern und die nationalen Ausgaben in
harter Währung zu reduzieren. Durch
den Einsatz von Biokraftstoffen lässt sich
die Luftqualität in den Ballungsräumen
verbessern. Darüber hinaus können Bio-
kraftstoffe einen Beitrag zur Reduktion
von Treibhausgasen leisten. Angesichts
der Oligopolisierung von Massenmärkten
und dem absehbaren Großeinsatz von

Bioethanol-Boom in Nord und Süd
Rahmenbedingungen und Folgen
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Gentechnik im Biospritbereich wird es
sehr schwer, solche Kriterien durchzuset-
zen. 

Wie können Entwicklungsländer von
der Bioethanol-Produktion profitieren?

Bisher gibt es unter den Ländern des
Südens nur wenige Ethanol-Exporteure.
Die größten sind Brasilien und neuer-
dings auch China. Durch die Ethanol-Pro-
duktion lässt sich die Abhängigkeit vom
Öl senken. Sie schafft Beschäftigung,
auch in ländlichen Gegenden, und Unter-
stützung für die heimische Landwirtschaft.
Darüber hinaus werden Treibhausgase-
missionen sowie Emissionen von Luft-
schadstoffen (z.B. Blei) gesenkt.

Speziell zu der Frage, ob Bioethanol ei-
ne Perspektive für LDC- und AKP-Länder
sein kann, wurde von Germanwatch im
Mai 2006 eine Tagung im Rahmen des
Zuckerdialog-Projektes durchgeführt3,
welches am 17. Oktober mit der Veran-
staltung „Die Zukunft des Zuckers – Op-
tionen für eine entwicklungspolitisch, so-
zial und ökologisch nachhaltige Zucker-
politik“ seinen Abschluss findet (s.
www.germanwatch.org/handel/zucker.h
tm). Besonders deutlich wurde dabei, wel-
cher immense Forschungsbedarf bezüg-
lich der Ethanolerzeugung in den AKP-
und LDC-Ländern besteht4. Viele offene
Fragen bleiben: Ob ein Einstieg in die
profitable Ethanolerzeugung auch die Si-
tuation der armen Menschen in diesem
Land verbessert oder nur internationale
Unternehmen Gewinne einfahren, ob ein
großer Teil der Bevölkerung durch stei-
gende Lebensmittelpreise wegen des welt-

weiten Ethanol-
Booms hart betrof-
fen sein wird und
ob der Anbau für
den Eigenbedarf –
was in der An-
fangsphase Ab-
schottungen ge-
gen billige brasi-
lianische Importe
notwendig ma-
chen würde –
oder für den Ex-
port in LDCs sinn-
voller wäre. Das
Beispiel Brasilien
zeigt deutlich,
dass es in den ver-

gangenen Jahren sowohl Verbesserungen
der Schwachpunkte in Bezug auf ökologi-
sche und soziale Nachhaltigkeit gibt, ob-
wohl in einigen Regionen viele häufig ge-
nannte Kritikpunkte weiter Bestand ha-
ben. Besonders der immense Flächenver-
brauch für Ethanol aus Zuckerrohr ist ei-
ner der Problempunkte, für den sich noch
keine angemessene Lösung findet. Die
Substitution des Nahrungsmittelanbaus in
Ländern, die zu wenig Nahrungsmittel für
ihre Bevölkerung haben, ist bei anhalten-
dem Ethanol-Boom in liberalisierten
Märkten zu befürchten, da die Autobesit-
zer mehr Kaufkraft haben als die Men-
schen am Existenzminimum. 

Wenn sich LDCs dafür entscheiden,
sollte eine Unterstützung für den Aufbau
einer Bioethanol-Produktion zuerst für die

Eigenversorgung, später ggf. für den Ex-
port sichergestellt werden. Dies kann im
Rahmen von bilateralen Partnerschaften
(Nord-Süd und Süd-Süd), aber auch
durch internationale Organisationen er-
folgen. Derzeit kann Bioethanol in die EU
zollfrei im Rahmen der Präferenzregelun-
gen „Alles außer Waffen“, dem Cotonou-
Abkommen mit Ländern Afrikas, der Ka-
ribik und des Pazifischen Raums sowie ei-
nigen weiteren bilateralen Präferenzab-
kommen importiert werden. 

Im Rahmen der Begleitmaßnahmen für
Vertragsstaaten des AKP-Zuckerproto-
kolls, die von der Reform der Zucker-
marktordnung betroffen sind, sollen die
Umstrukturierung oder Diversifizierung
der Länder zur Entwicklung des Ethanol-
sektors genutzt werden. Geplant ist die
Entwicklung eines kohärenten Förderpak-
tes für Biokraftstoffe, in dem auch die
Chancen zur Armutsbekämpfung ein
Aspekt sein sollen. Wenn Ethanol – etwa
angetrieben durch die geplante Beimi-
schungspflicht in Deutschland – in
großem Maßstab in die EU importiert
wird, werden vermutlich nur wenige Ex-
portstaaten davon profitieren, LDC wohl
kaum. Die Investitionsüberlegungen etwa
der Ölbranche zeigen deutlich in diese
Richtung. Damit die Bioethanolproduktion
Nachhaltigkeitskriterien entsprechen
kann, sollte die Zertifizierung vorange-
trieben werden, ohne unnötige Handels-
hemmnisse zu errichten5. Allerdings sollte
man sich vor der Illusion hüten, dass da-
mit die negativen Auswirkungen eines Et-
hanol-Booms im Griff seien. Zentrale sy-
stemische Auswirkungen – wie etwa stei-
gende Agrarpreise oder die indirekte
Verdrängung der Soja-Anbauflächen in
den Regenwald – sind durch flächenbe-
zogene Zertifizierung nicht zu regeln. 

Dörte Bernhardt/Kerstin Lanje

Dörte Bernhardt ist eine der KoordinatorInnen der AG
Lokale Agenda 21 im Forum Umwelt und Entwicklung
und im Vorstand von Germanwatch, Kerstin Lanje ist
Referentin für Welthandel und Ernährung bei German-
watch und eine der KoordinatorInnen der AG Handel
im Forum Umwelt und Entwicklung. 
1 Flavin, C. (2006): Biofuels for Transportation.
www.gtz.de/de/dokumente/en-flavin-worldwatch-insti-
tute-2006.pdf.
2 Henke, J. M.; Klepper, G.; Netzel, J. (2002): Steuer-
befreiung für Biokraftstoffe: Ist Bio-Ethanol wirklich eine
klimapolitische Option? www.uni-kiel.de/ifw/pub/kap/
2002/kap1136.pdf. 
3,4,5 Germanwatch (2006): Ethanol aus Zuckerrohr als
Perspektive für AKP- und LDC-Länder. Dokumentation
der Dialogveranstaltung IV in Bonn am 24. Mai 2006.
www.germanwatch.org/tw/zudoet06n.pdf.
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Der runde Tisch für nachhaltiges
Palmöl (Roundtable on Sustainable
Palm Oil, RSPO) soll, so die zen-
trale Vision, „sicherstellen, dass
Palmöl zu einer besseren Welt
beiträgt“. Er ist ein global organi-
siertes Arbeits- und Diskussionsfo-
rum von sämtlichen am Produkti-
ons- und Verarbeitungsprozess be-
teiligten Akteuren.

Die Idee des RSPO wurde zu einer Zeit
entwickelt, in der Palmöl fast aussch-

ließlich für die Produktion von Nahrungs-
mitteln und Kosmetika verwendet wurde.
Immerhin sollen 10% unserer Supermarkt-
produkte Palmölbestandteile beinhalten.
Durch die demografische Entwicklung so-
wie den zunehmenden Wohlstand einiger
bevölkerungsstarker Länder (Indien, Chi-
na) erhöht sich die Palmölproduktion ste-
tig. Seit den 90er Jahren ist die weltweite
Fläche für Palmöl um 43% gewachsen.
Die Gesamtfläche beträgt weltweit ca. 10
Mio. ha, mit einer jährlichen Wachstums-
rate von 0,5 Mio. ha. Malaysia und In-
donesien decken den Löwenanteil der
weltweiten Produktion ab.

2001 ließ der WWF die Möglichkeiten
eines internationalen runden Tisches für
Palmöl sondieren. Es wurde schnell klar,
dass ein solches Forum unter Beteiligung
aller Akteure von großer Bedeutung war:
Die Ausweitung des Palmölanbaus erhöh-
te in starkem Maße den Druck auf ökolo-
gisch wertvolle Flächen. In Malaysia wur-
de bereits der größte Teil des Regenwal-
des vernichtet. Hinzu kamen immer mehr
soziale Konflikte zwischen Kommunen
und Produzenten. Nach einer umfassen-
den Konsultationsphase konnte der RSPO
bereits zwei Jahre später gegründet wer-
den. Entscheidend für sein Zustandekom-
men war die Beteiligung aller „Stakehol-
der“ des gesamten Produktions- und Ver-
arbeitungsprozesses (siehe Abbildung 1).
Inzwischen zählt die Initiative 142 Mit-
glieder und deckt damit ca. 1/3 der welt-
weiten Palmölproduktion ab.

Grundsätzlich will der RSPO eine nach-
haltige Palmölproduktion fördern. Dabei
setzt er besonders auf globale Standards
und deren zuverlässige und nachprüfba-
re Umsetzung sowie das Engagement
sämtlicher Stakeholder in dem Erarbei-
tungsprozess.

Die Entwicklung der Standards soll spä-
testens 2007 abgeschlossen sein,
während bereits Arbeitsgruppen an den
einzelnen Schritten für die Umsetzung ar-
beiten. Geleitet werden die Standards
durch acht Prinzipien (siehe Kasten).

Hinterlegt werden den Prinzipien 48
Kriterien, die teilweise einen deutlichen
Fortschritt gegenüber gängiger Praxis be-
deuten. Besonders der Verzicht auf Ab-
brennen und Umwandlung von soge-
nannten „Wäldern mit hohem Schutz-
wert“ sowie der Schutz natürlicher Res-
sourcen, wie z.B. Wasser und Boden,
könnten eine Wende bedeuten. Auch im
sozialen Bereich sollen beim Arbeitsrecht

Minimumstandards eingeführt und Kin-
derarbeit verboten werden. 

Viele Kriterien unterstützen ein nach-
haltiges Management, was eine perma-
nente Verbesserung von Produktion und
Verarbeitung zum Ziel hat und Belastun-
gen im Umwelt- wie auch im sozialen Be-
reich abbauen helfen soll. Dabei soll sich
an dem Prinzip der „besten Praxis“ orien-
tiert werden, die sich zum einen auf den
Anbau konzentriert und zum anderen
aber auch soziale Komponenten berück-
sichtigt. 

Stärken, Schwächen und Potenzial
Der RSPO ist ein viel versprechender

Prozess, da er eine große Reichweite hat
und ökologische und soziale Fragen
adressiert, die eher nicht einer gängigen
Praxis beim Palmölanbau entsprechen.
Hinzu kommt noch, dass durch den der-
zeitigen weltweiten Boom von Biokraft-
stoffen dieser Diskussion eine ungewollte,
aber doch entscheidende Vorreiterrolle

zukommt. In verschiedensten globalen
oder regionalen Initiativen beginnt die
Diskussion über Standards für eine nach-
haltige Bioenergienutzung Formen anzu-
nehmen. Viele werden auf den RSPO
schauen, um von dem Prozess zu lernen.
Dabei ist der RSPO gerade einmal bei
der Pilotphase angekommen und hat sich
auch noch gar nicht mit den Besonderhei-
ten der Bioenergie auseinander gesetzt.

Bei Betrachtung der Kriterienliste ist
auffällig, dass sich die zu ergreifenden
Maßnahmen nur auf die Plantagenebene
beziehen, also darauf, was sich durch
Produzenten und Erzeuger direkt beein-
flussen lässt. Ausnahme ist der Schutz der
besonders schützenswerten Wälder vor
dem weiteren Plantagenausbau.

Fragen nach einer nationalen Entwick-
lungsstrategie, Ernährungssicherung,
Flächennutzung oder Verwendung der
Produkte werden nicht angesprochen.
Damit kommt man zu einem entscheiden-
den Punkt des RSPO: Es ist eine freiwilli-
ge Initiative, die bisher keine staatlichen
Institutionen eingebunden hat und somit
auch über keinerlei Mechanismen ver-
fügt, um die Kriterien flächendeckend ein-
fordern zu können. Bisher können nur die
Mitglieder des RSPO kontrolliert werden.
Es wird also nur ein Teil der Produktion an
nachhaltigen Kriterien ausgerichtet wer-
den. Denn es ist unwahrscheinlich, dass
Konsumenten von Palmölprodukten aus-
schließlich nachhaltige Produkte nachfra-
gen und damit den gesamten Markt be-
einflussen. Es handelt sich nämlich um
kein spezifisches Nahrungsmittel wie
Obst oder Gemüse. Dem Konsumenten ist
oft nicht einmal klar, wo überall Palmöl
Verwendung findet. Spätestens bei der
Entwicklung des Biokraftstoffsektors wird
sich diese Frage aber noch zuspitzen.

Um dieses Defizit auszugleichen müs-
sen in Zukunft, und besonders bei der na-
tionalen Umsetzung der Standards, Re-
gierungen in die Diskussion mit einbezo-
gen werden. Daran sollten nicht nur Ex-
portländer teilhaben, sondern auch Im-
portnationen. Die Niederlande führen
diese Diskussion bereits, und wollen auch
den Import von Palmöl an die Mitglied-
schaft des RSPO koppeln. Ob der Runde
Tisch seinen hohen Ansprüchen gerecht
werden kann, muss sich noch zeigen. Be-
sondere Konflikte sind besonders im so-
zialen Bereich zu erwarten. So sieht sich
der RSPO derzeit Vorwürfen ausgesetzt,

Runder Tisch für nachhaltiges Palmöl
Pionierarbeit für die nachhaltige Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen

Die acht Prinzipien des
RSPO

1. Transparenz
2. Gesetzestreue
3. Langfristige wirtschaftliche Stabilität
4. angemessene „beste Praxis“
5. Verantwortung für Umwelt und

Schutz natürlicher Ressourcen
6. Verantwortliches Einbeziehen von

Angestellten und Kommunen
7. Verantwortliche Entwicklung neuer

Pflanzungen
8. Fortlaufende Verbesserungen
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bei denen die IUL1 massive Eingriffe eines
Mitglieds (Palmölraffinerie) des RSPO in
das Arbeitsrecht und auf die Freiheit zur

gewerkschaftlichen Organisation vor-
wirft. Die Glaubwürdigkeit des RSPO
steht auf dem Spiel. Es stellt sich natürlich

die Frage, ob die traditionell wenig den
Arbeitsnehmerrechten aufgeschlossenen
Produzenten sich selbst verpflichten wol-
len, ihre bisherige Politik zu ändern und
sozialen Fragen einen größeren Raum zu
verschaffen.  

Letztendlich braucht eine globale Pal-
mölproduktion, die sich an Nachhaltig-
keitskriterien ausrichtet und auch zukünf-
tigen Ansprüchen aus dem Bioenergie-
sektor gerecht werden will, einen ausge-
wogenen Mix an verschiedenen Instru-
menten, zu denen freiwillige Zertifizie-
rungssysteme genauso gehören können,
wie ordnungspolitische Instrumente, aber
auch der Druck importierender Länder. 

Gerald Knauf

Der Autor ist Energiereferent beim Forum Umwelt und
Entwicklung.

1 Internationale Union der Lebensmittel-, Landwirt-
schafts-, Hotel-, Restaurant-, Café- und Genussmittelar-
beitergewerkschaft

Abbildung
1: Akteure
der nach-
haltigen
Palmölpro-
duktion und
-verarbei-
tung

Erneuerbare Energien zur Armutsbekämpfung
Flächendeckend, dauerhaft und finanzierbar

Am 12. September 2006 kamen ca.
80 Teilnehmer aus NRO, Firmen
und anderen Institutionen zum
Symposium „Erneuerbare Energien
zur Armutsbekämpfung“, das das
Forum Umwelt & Entwicklung ge-
meinsam mit Venro, Brot für die
Welt, dem EED, der Karl-Kübel-
Stiftung, Misereor sowie German-
watch veranstaltete. 

Vor allem die wirtschaftliche Nachhal-
tigkeit stand bei dem zweiten derarti-

gen Symposium im Vordergrund. Wenn
das Ziel eine flächendeckende und nach-
haltige Verbreitung von erneuerbaren En-
ergien (EE)  zur Armutsbekämpfung ist,
warum war es dann bislang nicht mög-
lich, eine solche Entwicklung in der nicht
staatlichen Entwicklungszusammenarbeit
voranzubringen? Oder um es mit den
Worten der Venro-Vorsitzenden Dr. Clau-
dia Warning zu sagen: „Was können wir
von Coca Cola lernen, die ein Produkt,
das teuer ist und das niemand braucht,
bis in das letzte Dorf gebracht haben?“

EE werden von ihren Nutzern nur dann
als konkreter Vorteil wahrgenommen,
wenn sie tatsächlich wirtschaftlich sind.
Beispiele dafür präsentierten die Referen-
ten, so etwa Dr. Thama-Ini Kinyanjui von

der Firma SolarElectro oder Reinhold
Metzler von der Firma ENERM Consult. 

Kinyanjui betreibt eine erfolgreiche So-
larfirma, die angepasste und leicht zu
wartende Solargeräte in Afrika verkauft
und dort auch teilweise produzieren lässt
und explizit auch darauf abzielt, dass sei-
ne Produkte auch von den Armen genutzt
werden können. 

Reinhold Metzler von ENERM Consult
betonte anhand von Beispielen aus Nepal
und den Philippinen die Rolle der lokalen
Banken, die bei fehlender Wirtschaftlich-
keit und fehlenden Sicherheiten keine
Kredite anbieten und viele Projekte so gar
nicht zustande kommen. Unter Gesichts-
punkten der Nachhaltigkeit sind Wirt-
schaftlichkeit und lokale Finanzierbarkeit
entscheidend, um eine eigenständige Ent-
wicklung vor Ort zu gewährleisten. Sei-
ner Meinung nach müssten solche Sym-
posien vor allem auch Finanzexperten mit
einschließen. 

Zum gleichen Schluss kommt auch Kir-
sty Hamilton, die derzeit u.a. UNEP und
das UK Business Council for Sustainable
Energy in Finanzfragen berät. Sie rät
NRO dazu, sich mit der Fragestellung des
Symposiums an Finanzinstitutionen zu
wenden, um gemeinsame, oft nicht be-
achtete Synergien aufzugreifen. 

John Kimani vom afrikanischen Ener-
gieinstitut AFREPREN lenkte die Aufmerk-
samkeit auf die Notwendigkeit einer poli-
tischen Intervention, die die Durchdrin-
gung des Marktes mit EE vorteilhaft be-
einflusst, oder aber vorhandene Barrieren
abbaut. Auch wenn es sehr langwierig
ist, sollten NRO ihren Einfluss in der Poli-
tik nutzen und möglichst früh politische
Entscheidungsträger in die Diskussion
einbinden. 

Bei der abschließenden Podiumsdiskus-
sion wollten sich die teilnehmenden NRO
nicht als Unternehmer verstanden wissen,
die bei ihren Zielgruppen EE vermarkten.
Es herrschte aber Konsens, dass sie bei
der Zusammenarbeit der Akteure zur Ver-
breitung von EE für die Armutsbekämp-
fung eine wichtige Rolle spielen können.
Besonders ihre Netzwerke, die bis in ab-
gelegene Regionen reichen, sind hierfür
eine gute Voraussetzung. Insgesamt
konnten so einige wichtige Herangehens-
weisen an das Thema konkretisiert wer-
den, die es nun gilt, mit weiteren Inhalt zu
füllen.   

Gerald Knauf/ Konstanze Kampfer
Gerald Knauf ist Energiereferent beim Forum Umwelt
und Entwicklung. Konstanze Kampfer studiert Geogra-
phie an der Universität Bonn und ist z.Zt. Praktikantin
beim Forum Umwelt und Entwicklung.
In Kürze erscheint eine Dokumentation der Veranstal-
tung. Weitere Infos unter www.forumue.de
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Der weltweite Bioenergie-Boom regt viele Diskussionen an: Ist es überhaupt möglich, in großem Stil Biomasse
nachhaltig anzubauen? Einigkeit herrscht darüber, dass es wichtig ist, ganz genau hinzuschauen. Aber strittig
ist, ob die Nachhaltigkeit von Bioenergie zertifiziert werden kann und soll. Im folgenden Pro und Contra setzt
sich Imke Lübbeke (WWF) für klare Standards als Voraussetzung für eine nachhaltige Nutzung von Bioenergie
ein, Werner Paczian (Rettet den Regenwald) und Marianne Klute (Watch Indonesia) sind der Ansicht, dass Zerti-
fizierung nicht vertretbar ist, vielmehr müsse die Massenproduktion von Energie aus tropischen Pflanzen ver-
boten werden. 

Zertifizierung von Bioenergie
Ein Muss oder eine Farce?

Pro & Contra

Pro: Standards als Voraussetzung für eine nachhaltige Nutzung von Bioenergie 

Biomasse boomt. Ob für Biokraftstoffe,
Strom oder Wärme, überall ist die En-

ergie aus Wald, Feld und Wiese auf dem
Vormarsch. Blockheizkraftwerke hungern
nach Palmöl aus den Tropen und auch die
heimische Produktion von Biodiesel aus
Raps gerät an ihre Grenzen. In Deutsch-
land blühte der Raps zuletzt auf 1,5 Mio.
Hektar. Damit ist aber bereits die Kapa-
zitätsgrenze für die Rapsproduktion er-
reicht. Die Plage der Rapsglanzkäfer war
ein deutlicher Hinweis auf die Auswirkun-
gen einer intensiven Rapsproduktion in
einigen Regionen Deutschlands.

Run auf Rohstoffe
Das zunehmende Interesse von (Bio-)

Energieversorgern, Mineral- und Auto-
mobilindustrie, Kommunen und privaten
Haushalten an Alternativen zu fossilen
Energieträgern und der Nutzung von Bio-
masse ist aus Sicht des WWF sehr positiv
zu bewerten: Gleichzeitig wirft der Run
auf die einzelnen Biomasserohstoffen
Fragen auf: 

Wie sehen die Klimagasbilanzen der
einzelnen Bioenergieprodukte aus? Wie
wirkt sich der Biomasseanbau auf die
Fruchtfolgen hier in Europa, wenn wir be-
reits eine Verdopplung der Anbaufläche
für Energiemais in Deutschland im letzten
Jahr zu verzeichnen haben und was be-
deutet das für die Biodiversität? Auf wel-
che Flächen wird zukünftig der Anbau
von Bioenergie erfolgen und mit welchen
sozialen und ökologischen Folgen vor al-
lem mit Blick auf die Schwellen- und Ent-
wicklungsländer?

Biomasse kann „so oder so“ produziert
werden, kann einen positiven oder nega-
tiven Beitrag zum Klimaschutz leisten und

kann auf Flächen produziert werden, die
unter Biodiversitätsaspekten wertvoll sind
oder eben nicht. Eine Berechtigung den
Ausbau der Bioenergie zu fördern, leitet
sich aus Umweltsicht vorrangig daraus
ab, dass die Bioenergieträger einen Bei-
trag zur Reduktion der Treibhausgase lei-
sten ohne die anderen Umweltgüter zu
beeinträchtigen oder den Zustand zu ver-
schlechtern. An der Diskussion um den
Einsatz von Palmöl zur energetischen
Nutzung, das auf ehemaligen Flächen
tropischer Regenwälder produziert wur-
de, wird deutlich, dass es große Risiken
beim Ausbau der Bioenergie gibt. 

Auswirkungen auf die Emissionen kli-
marelevanter Gase sind ebenso zu beob-
achten wie die die Qualität von Grund-
und Fließgewässern, der Zustand des Bo-
dens, die Biodiversität und auf Landnut-
zungsänderungen und Flächeninan-
spruchnahme. Hier gilt es zu steuern, um
die Umwelt zu schützen. 

Sozio-ökonomische Fragen
Im sozio-ökonomischen Bereich sind

vor allem Fragen der Ernährungssiche-
rung, der Arbeitsbedingungen und der
Armutsbekämpfung, bzw. der Teilhabe
der Regionen an der Wertschöpfung rele-
vante Aspekte, die für die Entwicklung
von Standards beim Ausbau der Biomas-
seproduktion zu diskutieren sind. 

Die bisherigen Förderinstrumente und
Ausbauziele für die Bioenergienutzung
auf nationaler und europäischer Ebene
wirken nicht gezielt auf diese Auswirkun-
gen ein, es fehlen ökologische und sozia-
le Qualifizierungen der Instrumente. We-
der im deutschen Erneuerbare Energien-
gesetz, noch bei der Auszahlung der En-

ergiepflanzenprämie an die Landwirten
in Europa für den Anbau nachwachsen-
der Rohstoffe, noch in der europäische
Biokraftstoffrichtlinie werden Anforderun-
gen an die ökologischen und soziale Ver-
träglichkeit gestellt bzw. werden umwelt-
relevante Zielgrößen in den oben ge-
nannten Bereichen festgesetzt. 

Standards als Voraussetzung für einen
nachhaltigen Ausbau der Bioenergie

Für den WWF ist die Entwicklung und
Etablierung von Standards, die die spezi-
fischen Auswirkungen der Biomassepro-
duktion und Bioenergienutzung adressie-
ren, eine notwendige Voraussetzung, um
einen umwelt- und sozialverträglichen
Ausbau der Bioenergie voranzubringen,
um Fehlentwicklungen auf Kosten von
Mensch und Umwelt zu vermeiden und
Mindestanforderungen wie z.B. bei den
Emissionen klimarelevanter Gase zu ver-
ankern. Die Erfahrungen zigen, dass ins-
besondere Wirtschaftsweisen und An-
bauformen durch die Etablierung von
Standards verbessert werden können.
Große Potenziale der ökologischen Opti-
mierung weist z.B. die Produktion von
Palmöl auf. Gleichwohl können nicht alle
Probleme durch Standards gelöst werden.
Die Erfahrungen der vergangenen Jahre
um den Schutz wertvoller tropischer Wäl-
der haben deutlich gemacht, dass eine
Verankerung von Zertifizierungssystemen
nicht allein die Lösung für den Schutz der
Wälder sicherstellt und sicherstellen kann.
Die Durchsetzung und Einhaltung des
Schutzes der Wälder muss auf staatlicher
Ebene abgesichert werden, um den mas-
siven Druck auf diese Flächen abzuweh-
ren.
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In einigen Tropenländern fehlt es allge-
mein am politischen Willen die Wälder
zu erhalten. In solchen Regionen findet
die Ausbeutung natürlicher Ressourcen in
einer Plünderungsmentalität statt. 

Was ist zu tun?
Aus diesen Erfahrungen müssen wir

zukünftig lernen. Aus Sicht des WWF gibt
es kurz- bis mittelfristig folgendes zu tun,
um die Diskussion und die Umsetzung
von Standards für Bioenergie erfolgreich
voranzutreiben: 

1.Die Erfahrungen, die im Rahmen der
freiwilligen Zertifizierung gesammelt
worden sind, sowohl hinsichtlich der
Auswahl und Anwendung von Kriterien
als auch hinsichtlich der Prozesse, die
der Entwicklung der Kriterien zugrunde
liegen sollten ausgewertet und genutzt
werden. Die Zertifizierungssysteme
müssen darüber hinaus einem qualitati-
ven Vergleich unterzogen werden, um
ihre zukünftige Nutzung für die Bioen-
ergie mit den notwendigen Anforde-
rungen abgleichen zu können. 

2.Der Ausbau der Bioenergienutzung
steht noch am Anfang, so dass umwelt-
und sozioökonomische Auswirkungen
erst im Laufe der nächsten Jahre sicht-
bar werden. Sie sollten weiter genau
beobachtet und erfasst werden, um ih-
re Bedeutung für Mensch und Umwelt
abschätzen zu können. 

3.Es ist zu diskutieren, welche Risiken
über die Standardsetzung wirksam
adressiert werden können. Ist es
tatsächlich umsetzbar, Landnutzungs-
politiken über Standards zur Umset-
zung zu bringen, um z.B. die Auswei-
tung des Anbaus auf ökologisch wert-
volle Flächen zu begrenzen? 

4.Eine Reihe von politischen Instrumenten
wie Gesetze, Verordnungen, Förder-
programme stehen auf nationaler und
europäischer Ebene zur Verfügung, die
den Einsatz und die Nutzung von Bio-
masse für energetische Zwecke beför-
dern. Sie sollten ökologisch und sozial
qualifiziert werden. Dabei ist es vorteil-
haft, dass sie einen verpflichtenden und
einen flächendeckenden Charakter ha-
ben. 

5.Die Bioenergie existiert nicht unabhän-
gig und außerhalb schon bestehender
und funktionierender Praktiken, in de-
nen ggf. Umweltkriterien bereits veran-
kert worden sind. Die Bioenergie ist Teil
der Forst-, Agrar-, Wirtschafts-, Ener-
gie und Entwicklungspolitik. Eine De-
batte um Standards für die Bioenergie
kann also nicht außerhalb dieser Politi-
ken geführt werden, sondern die spezi-
fischen Fragen, die durch die verstärkte
Biomasseproduktion entstehen, sollten
im Kontext und unter Einbeziehung die-
ser Politikbereiche formuliert werden. 

6.Die Rolle der nationalen, europäischen
und der internationalen Politiken und
Initiativen für die Verankerung der

Standards ist weiter auszuloten, um
kurz-, mittel-, und langfristige Strategi-
en zur Umsetzung internationaler Stan-
dards zu entwickeln. 

7.Bi- und multilaterale Vereinbarungen,
in denen Umwelt- und Sozialkriterien
für den Import von Biomasse bzw. Bio-
energie verankert sind, sollten als „po-
sitive Modelle“ von den Mitgliedsstaa-
ten der EU vorangetrieben werden. 

8.Um die oben genannten Punkte disku-
tieren zu können, ist es notwendig ei-
nen internationalen Multistakeholder-
prozess zu etablieren. In diesem Pro-
zess sollten auch Standards für den An-
bau von Biomasse, die energetische
Nutzung und den Handel mit Bioener-
gie erarbeitet werden. 

Die Etablierung von verpflichtenden
Standards für die Bioenergie auf der in-
ternationalen Ebene ist ein langfristiges
Ziel. Aus Sicht des WWF ist es die Chan-
ce, kurz- bis mittelfristig die Debatte um
die Standards auf den unterschiedlichen
politischen Ebenen und mit Bezug auf die
verschiedenen Förderinstrumente weiter-
zuentwickeln und voranzutreiben bis die
Zeit für internationale Abkommen zur
Verankerung von Standards für den An-
bau Biomasse, die energetische Nutzung
und den Handel mit Bioenergie reif ist. 

Imke Lübbeke

Die Autorin ist Bioenergieexpertin beim 
WWF Deutschland.

Contra: Kahlschlag zertifizieren? 

Ein Ökosiegel für industriell angebautes
Palmöl ist absurd. Nötig ist vielmehr

ein Gesetz, das die Massenproduktion
von Energie aus tropischen Pflanzen ver-
bietet.

Bei der Frage, ob durch ein geeignetes
Zertifizierungssystem der Einsatz von Pal-
möl als Rohstoff für so genannte Biotreib-
stoffe ökologisch und sozial nachhaltig
gestaltet werden kann, ist ein Blick auf
den status quo unerlässlich. Der weltweite
Palmölboom der vergangenen Jahre hat
zur Zerstörung riesiger Regenwaldflächen
und zu sozialen Konflikten geführt. Die
aktuelle Entwicklung, Palmöl als Rohstoff
zur Energiegewinnung einzusetzen, ver-
schärft die negativen Folgen.

Wie bei anderen Früchten auch ist nicht
die ölhaltige Palme das Problem, sondern
wie sie angebaut wird. Beispiele vor al-
lem aus Afrika belegen, dass Palmöl auf

kleinen Flächen umweltschonend produ-
ziert werden kann und der lokalen Bevöl-
kerung ein Einkommen sichert. Doch seit
Beginn des Palmöl-Booms vor etwa 15
Jahren wird die Frucht überwiegend in
riesigen Monokulturen industriell ange-
baut. Auf keiner dieser Plantagen wurde
bisher der Nachweis erbracht, dass Pal-
möl ökologisch und sozial nachhaltig an-
gebaut werden kann. Am gravierendsten
sind die negativen Auswirkungen des Pal-
möl-Booms in Indonesien. Dort haben seit
Mitte der neunziger Jahre internationale
Investoren die Palmölproduktion massiv
ausgedehnt. 

Natürliche Ressourcen
Etwa 100 von 220 Millionen Menschen

insgesamt sind in Indonesien auf Wälder
und ihre natürliche Ressourcen zum Über-
leben angewiesen, darunter rund 40 Mil-

lionen Indigene. Für Millionen von ihnen
hat der Palmölboom massive soziale Fol-
gen. Durch die Vernichtung der Wälder
und die Verseuchung von Boden und
Wasser verlieren sie ihre Lebensgrundla-
gen. Sie erleben am eigenen Leib, dass
die Investitionen in die Agrarindustrie Ar-
mut erzeugen und nicht ein Mittel der Ar-
mutsbekämpfung sind, wie es die Ent-
wicklungspolitik glauben machen will. In
Indonesien sind diese Menschen die Ver-
lierer in einem Kampf um die letzten Res-
sourcen. Bisher wird Palmöl vor allem in
Nahrungs- und Reinigungsmitteln sowie
in Kosmetika eingesetzt. Die weltweit ex-
plosionsartig steigende Nachfrage nach
so genannten Biotreibstoffen führt gerade
zu einem zweiten Palmöl-Boom. Seitdem
läuft auch in Deutschland eine Diskussion,
ob mit Hilfe eines geeigneten Zertifizie-
rungssystems der industrielle Einsatz von
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Palmöl aus sozial gerechter und ökolo-
gisch nachhaltiger Produktion gelingen
kann.

Zertifizierung absurd
Angesichts der Erfahrungen insbeson-

dere in Indonesien ist es absurd, über ein
Zertifizierungssystem für eine Branche
nachzudenken, die gleichbedeutend ist
mit Regenwaldvernichtung, Landvertrei-
bung, Mord, Folter, Kinderarbeit und Ver-
giftung natürlicher Ressourcen. 

Die Fläche für Palmölplantagen ist in In-
donesien seit 1985 bis 2005 um 845 Pro-
zent gestiegen. Der wichtigste Grund ist,
dass es dreifache Gewinnmöglichkeiten
gibt: Holz, Papier und Palmöl. Erst wird il-
legal abgeholzt, wobei die edlen Hölzer
auf dem Weltmarkt verkauft werden,
während die weniger wertvollen an die
indonesische Papierindustrie gehen.
Anschließend wird per Brandrodung der
restliche „Wald“ vernichtet und die lokale
Bevölkerung vertrieben. Danach ist Platz
für Palmölplantagen, die wichtigsten De-
visenbringer. Die Profite landen auf den
Konten einer kleinen Oberschicht,
während die betroffene Bevölkerung ver-
armt.

Palmöl-Boom
Weitere Gründe für den Palmöl-Boom

sind die niedrigen Bodenpreise, Korrupti-
on, Vetternwirtschaft und das Ziel der Re-
gierung, zum weltgrößten Produzenten
aufzusteigen. Die Plantagen werden häu-
fig mit Hilfe von paramilitärischen Grup-
pen angelegt,. Seit 1998 hat die indone-
sische Umwelt- und Menschenrechtsorga-
nisation „Sawit Watch“ über 500 Fälle
von teilweise gewaltsamen Konflikten do-
kumentiert im Zusammenhang mit Pal-
möl-Plantagen. Opfer waren jeweils Leu-
te, die ums Überleben gekämpft und lo-
kale Rechte verteidigt haben. Der Anteil
der für den Anbau von Nahrungsmitteln
zur Verfügung stehenden Flächen sinkt,
den Bauern wird durch Palmölplantagen
außerdem regelrecht das Wasser abge-
graben, die Menschen verlieren ihre Ein-
kommensquelle und sind oft gezwungen,
auf den Plantagen zu arbeiten. Zudem
verliert die lokale Bevölkerung ihr Land,
da ihre traditionellen Landtitel nicht aner-
kannt werden. Wer als Kleinbauer Palmöl
anbaut, hat keinen Marktzugang mehr
und gerät in die Abhängigkeit der
großen Konzerne. 

Die Palmen wachsen in Monokulturen,
eine Folge ist die Verarmung der Böden.
Der großflächige Einsatz von Kunstdün-
ger und Agrargiften schadet der Umwelt.

Durch den enormen Wasserverbrauch
der Plantagen werden die Trink- und
Nutzwasserressourcen der Lokalbevölke-
rung zerstört. Außerdem sind die Sumpf-
und Torfwälder von Sumatra und Borneo
wichtige CO2-Senken. Ihre Zerstörung
durch Brandrodung führt die angeblich
neutrale Klimabilanz von Treibstoffen aus
Palmöl ad absurdum.

Inzwischen setzt die Branche auf gen-
technisch manipulierte Pflanzen, was be-
stehende Probleme verschärfen und neue,
noch unbekannte hervorrufen wird. BP
steckt eine halbe Milliarde Dollar in die
Erforschung genetisch manipulierter Roh-
stoffe, die letztlich zu Biodiesel verarbeitet
werden sollen. 

Die „Frankenstein-Branche“ folgt dem
Muster der Atomindustrie, die sich ange-
sichts des Klimawandels wieder als Alter-
native anbietet. Die Produktion von gene-
tisch veränderten Pflanzen als erneuerba-
re Quelle für Treibstoffe könne die Tech-
nologie hoffähig machen und die Hyste-
rie beenden, die oft mit gen-food verbun-
den gewesen sei, so der Agricultural Bio-
technology Council, eine Dachorganisati-
on der wichtigsten Gentechnik-Konzerne.

Neue Satellitenbilder zeigen, dass 40
Prozent der festen Erdoberfläche als
Acker- und Weideland genutzt werden.
Platz für den Anbau von Energiepflanzen
ist nicht vorhanden - außer auf Kosten
wertvoller Ökosysteme oder auf Kosten
der Welternährung. Wenn, wie das auch
manche Umweltschützer fordern, so ge-
nannte Biokraftstoffe weltweit eingesetzt
werden, dann werden große landwirt-
schaftliche Nutzflächen der Erde nur noch
dazu dienen, Autos zu ernähren und
nicht Menschen.

Bereits heute hungern 800 Millionen
Menschen. Die Weltgemeinschaft wird
sich nicht zunächst daran machen, diese
800 Millionen Menschen zu ernähren
und danach erst so genannte Biokraftstof-
fe produzieren. Der Weltmarkt reagiert
auf Geld und auf Profite, nicht auf Be-
dürfnisse. Menschen, die Autos fahren,
haben mehr Geld als Menschen, die hun-
gern. In einem Wettbewerb zwischen der
Nachfrage nach Treibstoff und der Nach-
frage der Armen nach Lebensmitteln wird
der Autobesitzer immer gewinnen. 

Der Konkurrenzkampf zwischen Nah-
rungsmittelherstellung und Treibstoffge-
winnung hat längst begonnen. Nachdem
Malaysia und Indonesien im Juni 2006
angekündigt hatten, fast 40 Prozent ihrer
Palmöl-Ernte für die Produktion von Bi-
odiesel zu reservieren, stieg der Preis für
Palmöl in zwei Monaten um 20 Prozent.

Wirtschaftsexperten warnten nach der
Entscheidung, Palmöl werde teuer und
damit unerschwinglich für Verbraucher in
armen Ländern wie Indien, China und Pa-
kistan. 

Kein „Grünes Mäntelchen“ für Palmöl
Beim Thema „Zertifizierung von Bioen-

ergie“ muss berücksichtigt werden, dass
in tropischen Ländern die große Gefahr
besteht, dass der Anbau von Energie-
pflanzen zur massiven Rodung von
Primärregenwald führt. De facto existiert
bisher kein praktikables Konzept für eine
Zertifizierung von Soja- oder Palmöl, das
ökologische, soziale und ökonomische
Nachhaltigkeit garantiert. Erfahrungs-
gemäß dauert der Aufbau eines solchen
Systems Jahre. 

Die NGOs, die beispielsweise heute mit
am Roundtable für nachhaltige Palmöl-
Produktion (RSPO) sitzen, sind von die-
sem bisher mehr als enttäuscht und halten
ihn in seiner jetzigen Form für völlig un-
geeignet, die formulierten Ziele zu errei-
chen. So strebt beispielsweise der Che-
mie-Gigant Syngenta, der für skrupellose
Geschäfte mit Pestiziden bekannt ist, ei-
nen Sitz mit vollem Stimmrecht am runden
Tisch an. 

Nach unserer Auffassung zeigen die
Erfahrungen mit Palmöl, aber auch mit
Tropenholz (FSC), dass ein Zertifizie-
rungssystem die Zerstörung der Regen-
wälder nicht aufhält, es stattdessen aber
zu einem „Greenwashing“ für solche tro-
pischen Produkte kommt, das den Ver-
braucher/innen nachhaltige Produktion
lediglich vorgaukelt.

Deshalb muss nach unserer Auffassung
die vordringlichste Forderung sein, dass
in der EU keine tropischen Energiepflan-
zen aus industrieller Massenproduktion –
sprich Plantagen – eingesetzt werden
dürfen. Es darf auch nicht passieren, dass
durch „Sachzwänge“ wie dem Bau immer
neuer Biodiesel-Produktionsstätten Fakten
geschaffen werden, die einen Trend ein-
läuten, der dann nur noch schwer um-
kehrbar sein wird.

Akzeptabel – und somit für eine Zertifi-
zierung geeignet – sind allein tropische
Produkte für Biomasse, die aus kleinbäu-
erlichen Anbaumethoden ohne Einsatz
von Kunstdünger und Pestiziden stam-
men. 

Werner Paczian/Marianne Klute

Der Autor ist Sprecher von Rettet den Regenwald e.V.,
die Autorin arbeitet für Watch Indonesia!. 
Nähre Infos unter: www.regenwald.org und http://ho-
me.snafu.de/watchin 
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Der G8-Gipfel 2007 wird vom 6.
bis 8. Juni 2007 im Osteebad Heili-
gendamm in Mecklenburg stattfin-
den. Wenn auch die Meldungen
zur Frage, welches die Hauptthe-
men dieses Gipfels sein könnten,
sich noch widersprechen, so be-
ginnen sich doch wahrscheinliche
Leitlinien herauszuschälen

Angela Merkel hat sich dafür ausge-
sprochen, die Gipfelgespräche wie-

der mehr auf die ursprünglichen Wirt-
schaftsthemen einzugrenzen. Gleichzeitig
kündigte sie jedoch beim diesjährigen
Gipfel in St. Petersburg an, Armuts-
bekämpfung werde ein Schwerpunkt des
Gipfels sein. Klar scheint jedenfalls zu
sein, dass es neben den offensichtlichen
„Dauerbrennern“ Energie(sicherheit) und
Klima/Erneuerbare Energien auch um
den Themenbereich Intellektuelle Eigen-
tumsrechte gehen wird. 

Nicht nur die immer noch unklare
Agenda der Bundesregierung stellt
NGOs und Bewegungen, die sich bereits
seit Jahresbeginn auf den Gipfel in Heili-
gendamm vorbereiten, vor einige Her-
ausforderungen. Die NGO-Plattform zu
Heiligendamm 2007, die sich bisher
hauptsächlich aus Umwelt- und Entwick-
lungsorganisationen zusammen setzt,
und ein loser Zusammenschluss aus Frie-
densinitiativen, linken Bewegungen und
Einzelpersonen (auch „Rostockbündnis“
genannt) arbeiten gemeinsam an der Pla-
nung einer Großdemonstration, an Kon-
zert- und Kulturveranstaltungen und an
einem internationalen Alternativgipfel. All
diese Aktivitäten werden in und um Ro-
stock stattfinden, da Heiligendamm
weiträumig abgesperrt sein wird. Rostock
selbst ist mit 200 000 EinwohnerInnen
recht klein für die bis zu 100 000 Aktivist-
Innen und DemonstrantInnen aus dem In-
und Ausland, die in der Woche um den
G8-Gipfel erwartet werden. Es muss also
noch viel an inhaltlicher und logistischer
Arbeit geleistet werden. Eine Gelegenheit

um diese Aufgabe gemeinsam mit inter-
nationalen Organisationen und Bewe-
gungen anzugehen, bietet die internatio-
nale Aktionskonferenz, die vom 10. bis
12. November 2006 in Rostock stattfin-
den wird.

Im Umfeld des Rostockbündnisses wird
ein Gipfelcamp vorbereitet, das Anlauf-
und Sammelpunkt für tausende von Besu-
cherInnen sein soll, denn Rostock selbst
hat bei weitem nicht genügend Kapazitä-
ten für den erwarteten Ansturm. Ebenfalls
von diesem Bündnis aus werden gewalt-
freie Blockadeaktionen geplant, die aus
dem Anti-Atom-Widerstand mitgetragen
werden, sowie ein antirassistischer Akti-
onstag.

Die NGO-Plattform bearbeitet im Vor-
feld des Gipfels wichtige G8-Themen in
ihrer Veranstaltungsreihe „Politik der G8:
Analysen und Gegenentwürfe“. Bisher
sind Veranstaltungen zu den Themen G8-
Energiepolitik, IWF und Verschuldung,
Entwicklungsfinanzierung, Globale So-
ziale Rechte und Geistige Monopolrechte
geplant. Die Eröffnungsveranstaltung mit
dem Titel „Die G8-Energiesackgasse“ fin-
det am 17. Oktober 2006 in Berlin statt.
Neben Vorträgen internationaler Energie-
experten, werden die Trägerorganisatio-
nen aus dem NGO-Bündnis ihre „10
Gründe für eine neue Energiepolitik“ er-
läutern und der Leiter des G8-Scherpa-
stabs im Wirtschaftsministerium berichtet
über die Themensetzung der Bundesre-
gierung für den Gipfel. 

Breite Ansätze für die Mobilisierung
Seit vielen Jahren hat es in Deutschland

keine so breiten Ansätze für eine gemein-
same Mobilisierung der verschiedensten
Organisationen, Bewegungen und Bünd-
nisse mehr gegeben. Das Spektrum reicht
von NGOs und Kirchenzusammenhän-
gen über attac und Anti-Atom-Wider-
stand, hin zur Interventionistischen Linken
und Migranteninitiativen. Das bringt wi-
derstreitende Politikvorstellungen und Ab-
grenzungbedürfnisse mit sich, aber
gleichzeitig ist es eine große Chance sich
gemeinsam für globale Gerechtigkeit und
nachhaltige Entwicklung einzusetzen. Es

könnte eine Gelegenheit sein, die allzu oft
anzutreffende Kluft zwischen Gruppen
und Organisationen, die sich hauptsäch-
lich mit der Situation im globalen Süden
befassen, anderen die vor allem dafür
streiten, dass die ökologische Katastro-
phe abgewendet wird, und denen die
sich vornehmlich der sozialen Situation in
Deutschland und Europa widmen, zu
schließen.

Internationale Beteiligung
Für eine kraftvolle Mobilisierung zum

G8-Gipfel wird eine internationale Betei-
ligung von herausragender Bedeutung
sein. Damit das möglich wird, ist es wich-
tig, Organisationen aus der ganzen Welt
in die Planung zu integrieren – keine
leichte Aufgabe, angesichts von Sprach-
barrieren, Geldproblemen und auch der
räumlichen Entfernungen, die zu über-
winden sind. Partnerorganisationen aus
dem Süden werden wahrscheinlich größ-
tenteils über Konsultationen (z. B. beim
Weltsozialforum in Nairobi) einbezogen,
aber es soll auch die Möglichkeit genutzt
werden, sich mit NGO- und Kirchenver-
tretern zu besprechen, die vor dem Gipfel
Deutschland besuchen oder zum gleich-
zeitig stattfindenden Kirchentag anreisen. 

Direkte Teilnahme an den Gipfelakti-
vitäten wird es vor allem aus den umlie-
genden Ländern, wie Großbritannien,
Frankreich, Italien, Dänemark, Schweden
und Polen geben, wo schon jetzt die Kon-
takte mit dortigen Organisationen und In-
itiativen geknüpft werden. Die Kontakte
reichen von den Teilnehmern der letzt-
jährigen Gipfelinitiative „Make Poverty
History“ aus Großbritannien über die
Partei Rifondazione Communista aus Ita-
lien zur französischen Migrantenvereini-
gung „Sans Papiers“.

Mona Bricke

G8 - Projektbeauftragte des Forums Umwelt und 
Entwicklung 

Für weitere Informationen:
Webseite der G8-NGO-Plattform: 
www.g8-germany.info
Webseite des Rostockbündnisses: 
www.heiligendamm2007.de 

Auf dem Weg zum G8-Gipfel in Heiligendamm
Was bewegt sich in Deutschland?

Aktuell
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Mitte Juli meldeten viele Medien, die
Verhandlungen der Welthandelsor-

ganisation (WTO) seien gescheitert. Vie-
len stellt sich daher die Frage, ob ihr En-
gagement für einen gerechten Welthan-
del zu diesem Zeitpunkt noch sinnvoll ist.
Aber nach Informationen von ‘Gerechtig-
keit jetzt!’  deutet alles darauf hin, dass
die Gespräche nur unterbrochen wurden
und nach der Sommerpause wieder auf-
genommen werden. Zu einem ersten Ter-
min lädt Australien bereits für September
ein. Gerade jetzt ist es daher besonders
wichtig, sich für einen gerechten Welt-
handel einzusetzen.

Erstes bundesweites 
Aktionswochenende

Eine Möglichkeit dafür bietet das erste
bundesweite Aktionswochenende des
Bündnisses ‘Gerechtigkeit jetzt!’ vom 13.
bis 15. Oktober. In vielen Städten werden
engagierte Gruppen mit überlebens-
großen Puppen durch die Innenstädte zie-
hen, unfaire Wettkämpfe organisieren
oder mit anderen kreativen Aktionen den
Passantinnen und Passanten die momen-
tane ungerechte Situation im Welthandel
demonstrieren. „Wir wollen die Öffent-
lichkeit über die Welthandelspolitik infor-
mieren und auf die Ungerechtigkeiten ge-

genüber den ar-
men Ländern auf-
merksam ma-
chen.“, erläutert
Susanne Luithlen,
Koordinatorin von
‘Gerechtigkeit
jetzt!’, das Ziel
der Aktion. „Den
Politikern soll be-
wusst werden, wie
viele Menschen
sich für einen ge-
rechten Welthan-
del engagieren
und dass die Be-
völkerung mitdis-

kutieren will, wenn es darum geht, wie er
gestaltet wird.“

Das Aktionsbüro von ‘Gerechtigkeit
jetzt!’ unterstützt die teilnehmenden
Gruppen nicht nur mit Ideen und Tipps für
die Umsetzung ihrer Aktion, sondern gibt
ihnen auch Hilfestellung, wie sie die Me-
dien überzeugen können, über ihre Akti-
on zu berichten.

Auch weniger aufwändige und den-
noch sehr wirksame Aktionen sind ge-
plant, mit Infoständen in den Innenstädten
oder mit Unterschriftenaktionen. Die Un-
terschriften sollen in kreativer und auffäl-
liger Form auf dafür hergestellten großen
Plakaten gesammelt werden, beispiels-
weise durch Fingerabdrücke. Sie verdeut-
lichen so eindringlich, wie viele Men-
schen vor Ort für einen gerechten Welt-
handel eintreten. 

Aktionskonferenz

HANDEL ++ GERECHT ++ WELTWEIT

Wie und wo sich Engagement für einen
gerechteren Welthandel bereits ausge-
zahlt hat, das zeigt die Aktionskonferenz
der Welthandelskampagne Gerechtigkeit
jetzt!  am 20. und 21. Oktober in Bonn.
„Wir wollen Beispiele diskutieren, wo Wi-
derstand erfolgreich war, und Mut ma-

chen, sich auch im Vorfeld zum G8-Gip-
fel 2007 in Deutschland für gerechten
Handel einzusetzen“, erläutert Nina
Sachau, Aktionsreferentin von ‘Gerech-
tigkeit jetzt!’, das Ziel der Konferenz. 

Die Konferenz lässt Alternativen zur
Globalisierung plastisch werden, führt in
das Thema Welthandel ein und zeitg, wie
sich jeder einzelne engagieren kann. 

Der bolivianische Wasserminister Abel
Mamani, der Globalisierungskritiker und
Träger des Alternativen Nobelpreises
Walden Bello, Alessandra Nilo von der
brasilianischen Organisation Gestos so-
wie ein Vertreter der Landlosenbewegung
MST in Brasilien lassen die Situationen
vor Ort lebendig werden. 

In verschiedenen Workshops werden
einzelne Aspekte der Welthandelspolitik
erläutert und vertieft. Die  Inhalte reichen
von einer allgemeinen Einführung zur
Welthandelsorganisation, über den Han-
del im Agrarbereich, bei Industriegütern
und Dienstleistungen bis hin zu den Ver-
handlungen über Patente und geistiges
Eigentum. 

Abschluss der Konferenz bildet eine ge-
meinsame Demo mit überlebensgroßen
Puppen und einer Theateraktion in der
Bonner Innenstadt.

Andrea Nowotny

Die Autorin ist Pressesprecherin von ‘Gerechtigkeit
Jetzt!’.

Großeinsatz für gerechten Welthandel
‘Gerechtigkeit jetzt!’ plant aktionsreichen Oktober

Termine:
Erstes bundesweites 
Aktionswochenende
13.-15. Oktober 2006
Jeder kann mitmachen – 
je mehr Aktionen desto besser. 
Informationen bei Nina Sachau
(sachau@gerechtigkeit-jetzt.de) 
oder unter 
www.weltweit-taube-ohren.de.

Handel ++ gerecht ++ weltweit
Aktionskonferenz 2006 von
Gerechtigkeit jetzt!
20. und 21. Oktober
Rheinisches LandesMuseum Bonn
Colmantstraße 14-18, 53115 Bonn
Ab jetzt anmelden! 
projekt@gerechtigkeit-jetzt.de oder
Tel. 0228/3681010
Programm unter 
www.gerechtigkeit-jetzt.de
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Ein Treffen der Gruppe der sechs
derzeit für die Verhandlungen der
Welthandelsorganisation (WTO)
wichtigsten Mitglieder USA, EU, Ja-
pan, Brasilien, Indien und Australi-
en (G6) endete am 24. Juli 2006 er-
gebnislos. Vor allem bei den stritti-
gen Agrarfragen zeigte sich weiter-
hin Uneinigkeit. Damit konnte der
vorgesehene Fahrplan der Ver-
handlungen erneut nicht eingehal-
ten werden. Eine Einigung vor der
Sommerpause wäre die Grundvor-
aussetzung gewesen, die geplante
Handelsrunde noch – wie geplant
– bis Ende 2006 abschließen zu
können. Nun rätseln alle, wann
und ob die Handelsrunde ein En-
de finden wird.  

Der Aussetzer
Im Vorfeld des für den 23.-24. Juli

2006 angesetzten G6-Treffens herrschte
noch verhaltener Optimismus. Dieser
nährte sich aus dem zuvor stattgefunden
G8-Gipfel in St. Petersburg. Dort hatten
sich die G6-Staaten am 17. Juli 2006 auf
einen neuen Fahrplan verständigt und
zwei weitere Treffen für den 23.-24. und
28.-29 Juli 2006 beschlossen.  Das G6-
Treffen am Rande des G8-Gipfels brach-
te also wieder ein wenig Hoffnung in die
festgefahrenen Verhandlungen. Diese
war notwendig, denn die Presse hatte be-
reits Ende Juni/Anfang Juli über das
„Scheitern“ der WTO berichtet, als wie-
der eine der bisherigen Fristen geplatzt
war und keine Einigung über das „magi-
sche Dreieck“ erzielt werden konnte (sie-
he Kasten). 

Ende Juli machte endgültig das Bild
vom Scheitern die Runde. Doch die WTO
selbst spricht nicht vom „Scheitern“, son-
dern vom „Aussetzen“. So schlug WTO-
Generaldirektor Pascal Lamy am 24. Juli
2006 vor, die Verhandlungen in allen Be-
reichen der Runde auszusetzen, um den
Mitgliedern Zeit zu geben1. Praktisch be-
deutet der Vorschlag Lamys, alle existie-
renden Verhandlungsgruppen erstmal
nicht weiter tagen zu lassen und alle ge-

setzten Termine zurückzunehmen. Am 27.
Juli 2006 nahm dann der Allgemeine Rat
der WTO diesen Vorschlag zur Kenntnis2.
Mit diesem Verfahrenstrick, den Vor-
schlag lediglich nur zur Kenntnis zu neh-
men, nicht aber darüber abzustimmen,
hat sich die WTO nach Sicht einiger Be-
obachter einen möglichen Wiedereinstieg
in die Verhandlungen erleichtert: Zum
Neustart der Verhandlungen ist kein for-
maler Beschlusse notwendig3.

Ein Ausrutscher?

Nach dem Aussetzen der Verhandlun-
gen folgten die Schuldzuweisungen. Die
USA und Australien gaben der EU die
Schuld, dagegen machten die EU und
sämtliche andere WTO-Mitglieder, die
sich in der Sache äußerten, die USA ver-
antwortlich. Jeder betonte, man selbst sei
bereit gewesen, sich zu bewegen, aber
die anderen nicht. 

Die englische Zeitung „Guardian“
druckte am 10. August unter dem Titel
„Arrested Development“ einen Beitrag
von Joseph Stiglitz ab. Darin liefert der
US-amerikanische Ökonom und Nobel-
preisträger seine Erklärung für das Aus-
setzen:  „Once again, America’s lack of
commitment to multilateralism, its ob-
stinacy, and its willingness to put political
expediency above principles – and even
its own national interests – has triumphed.

With elections looming in November, Pre-
sident George W. Bush could not „sacrifi-
ce“ the 25,000 wealthy cotton farmers or
the 10,000 prosperous rice farmers and
their campaign contributions. Seldom ha-
ve so many had to give up so much to
protect the interests of so few.“

Die Aussitzer?
Die Geschichte der WTO und ihres

Vorgängers GATT liefert genügend Bei-
spiele für das Auf-und-Ab der Verhand-
lungen, für vorläufiges Scheitern und
mühsames Weitergehen. Erinnert sei an
das „Scheitern“ der Uruguay-Runde
1990 und ihr Wiederaufleben 1991
durch Entwurf eines Abschlussdokumen-
tes durch den damaligen GATT-General-
sekretär Arthur Dunkel. Die Geschichte
der Uruguay-Runde und die Tatsache,
dass jedes zwischenzeitlich stattgefunde-
ne Treffen4 verbal bekräftigte, dass die
Verhandlungen schleunigst fortgesetzt
werden sollten, gibt denjenigen Recht, die
davon ausgehen, dass am Ende doch
noch ein Abschluss gelingen könne.
Schon taucht auch dafür der nächste Ter-
min auf: März 2007 – der letzte Zeit-
punkt, der es noch ermöglichen würde,
dass die US-Regierung ihre derzeit vom
US-Kongress gewährte Trade Promotion
Authority (TPA) gerade noch nutzen
könnte5. Das Auslaufen der TPA im Som-
mer 2007 hatte bisher den zeitlichen
Rahmen für die Verhandlungen gesetzt.

Andererseits sehen sich die pessimisti-
schen Stimmen darin bestärkt, dass außer
den vollmundigen Erklärungen bisher kei-
ne konkrete Anzeichnen für eine inhaltli-
che Annäherung der Positionen zu ver-
zeichnen sind.

Streitfälle sowie bilaterale und regiona-
le Abkommen auf dem Vormarsch?

Nach dem Aussetzen der Verhandlun-
gen wurden in den Medien vor allem
zwei Konsequenzen gesehen: Die vor der
WTO geführten Streitfälle werden zuneh-
men, und bilaterale und regionale Han-
delsabkommen werden eine größere Be-
deutung bekommen.

„Ich denke, es wahrscheinlich unver-
meidbar, dass Streitfälle zunehmen wer-

Aussetzer, Ausrutscher oder Aussitzer? 
Die laufende WTO-Handelsrunde wurde ausgesetzt - ist sie damit gescheitert?

Themen und AGs

Das „magische Dreieck“
– die zentralen 

Verhandlungspunkte 
im Sommer 2006

1) Verbesserung des Marktzugang bei
Agrargütern (hier müsste sich die
EU bewegen), 

2) Abbau der nationalen Unterstüt-
zungsmaßnahmen für die Landwirt-
schaft (erfordert Zugeständnisse
der USA) und 

3) Zollreduzierungen bei den Indu-
striegütern (betrifft vor allem Brasi-
lien und Indien, die aber bereits Be-
reitschaft zur Zollsenkung signali-
siert haben). 
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den“ prognostizierte  die US-Handelsbe-
auftragte Susan C. Schwab am 24. Juli
20066. Das, was auf dem Verhandlungs-
weg nicht erreicht wurde, kann nun über
die Anrufung des WTO-Streitfallverfah-
ren probiert werden. Allerdings sind auch
Streitfälle kein schnelles Instrument, um
WTO-Mitglieder zu einer Änderung einer
Handelspraxis zu bringen.

Seit dem Scheitern der WTO-Minister-
konferenz in Cancún im September 2003
wird häufig damit argumentiert, dass die
Probleme auf der multilateralen WTO-
Ebene die Abschlüsse von bilateralen und
regionalen Handelsabkommen forcieren.

Nun zeigt die nachfolgende Abbil-
dung, dass der Trend zur Zunahme dieser
Abkommen zwischen zwei Staaten bzw.
zwischen einem Staat und Staatenzusam-
menschlüssen seinen Ursprung in den
neunziger Jahren hat und bereits vor der
Gründung der WTO gestartet wurde.

Allerdings wird dieser Trend durch die
jüngsten Ereignisse eher beschleunigt als
gestoppt werden. Die USA verfolgen seit
langem die Strategie, stärker auf regio-
nale und bilaterale Verhandlungen zu set-
zen7.  In der EU galt unter dem alten Han-
delskommissar Pascal Lamy – zumindest
auf dem Papier und bei Reden und Dis-
kussionen – der Grundsatz, solange die
Doha-Runde läuft, werden keine neuen
regionalen oder bilateralen Abkommen
angefangen. Diese verbale Zurückhal-
tung wurde spätestens Anfang September
2006 von EU-Präsident Baroso aufgege-
ben, wie die Süddeutsche Zeitung berich-
tete: „Das vorläufige Scheitern des WTO-
Globalabkommens im Juli führt zu einem
Kurswechsel in Europa. ‘Wir müssen uns

fragen, wie wir
unsere Beziehun-
gen mit asiati-
schen Partnern
erweitern kön-
nen’, sagte Barro-
so. Als erstes wird
ein Exportabkom-
men mit Süd-
korea angestrebt,
das nach Anga-
ben von Diploma-
ten bereits Ende
2007 fertig sein
soll. Außerdem
sind Einzelverträ-
ge mit dem neuen
Wirtschaftsriesen

Indien und Asean-Staaten wie Thailand,
Indonesien und den Philippinen im Ge-
spräch... Die EU und China beschlossen
in Helsinki, ein Rahmenabkommen aus-
zuhandeln, das von Wirtschaftsbeziehun-
gen bis hin zu Menschenrechtsfragen die
ganze Bandbreite der Beziehungen ab-
decken soll“8. 

Zuvor hatte bereits die Schweiz einen
ähnlichen Kurswechsel verkündet. So er-
klärte die Bundesrätin Doris Leuthard am
31. August 2006: Wir wollen „die Block-
ade in der WTO aktiv umgehen, indem
wir möglichst viele Freihandelsabkommen
auf bilateraler Ebene abschließen. So
können wir Schweizer Unternehmen we-
nigstens in ausgewählten Staaten einen
hindernisfreien, maßgeschneiderten Zu-
gang, Rechtssicherheit und Stabilität bie-
ten“9. 

Fazit: Ausrutscher, Aussetzer oder 
Aussitzer? 

Es gibt genug Belege, um der US-Re-
gierung unterstellen zu können, es Ende
Juli bewusst auf ein Aussetzen der Ver-
handlungen angelegt zu haben, um die
Kongress-Wahlen überstehen zu können.
Es gibt auch keinen Grund, die EU von
dem Vorwurf zu entlasten, sie setze ihre
aggressive Marktöffnungspolitik im agra-
rischen wie nicht-agrarischen Bereich
fort. Die EU wie die USA  benötigen je-
doch neben den bilateralen und regiona-
len Abkommen auch weiterhin die multi-
laterale Ebene. Auch bilaterale Verhand-
lungen sind nicht ohne Probleme, wie die
stockenden Verhandlungen zwischen der
EU und den lateinamerikanischen Merco-
sur-Staaten zeigen. Auch führen sie nicht

immer zu Abkommen, wie die inzwischen
eingestellten Verhandlungen zwischen
den USA und der Schweiz belegen.

Auch wenn es tatsächlich nicht zu einer
raschen Wiederaufnahme der WTO-Ver-
handlungen kommen sollte, die WTO,
bisheriges Regelwerk und ihr Streitsch-
lichtungsverfahren bleiben bestehen. Die
Organisationen der Zivilgesellschaft soll-
ten die entstandene Atempause nutzen.
Zwei Aufgaben stehen an, die beide ei-
nen langen Atem benötigen. Multilaterale
Alternativen zur WTO müssen weiterhin
entwickelt werden, und das – von einigen
wenigen löblichen Ausnahmen abgese-
hen - weitgehend unbearbeitete Feld der
bilateralen und regionalen Abkommen
muss  angegangen werden.

Jürgen Knirsch

Der Autor arbeitet bei Greenpeace zu dem Thema In-
ternationaler Handel / WTO und koordiniert zusam-
men mit Kerstin Lanje die AG Handel im Forum Umwelt
und Entwicklung.

1 WTO News, 24 July 2006: Talks suspended. ‘Today
there are only losers’,
2 WTO News, 27-28 July 2006: General Council sup-
ports suspension of trade talks, Task Force submits „Aid
for Trade“ recommendations.
3 Vgl. Martin Khor: WTO General Council only „takes
note“ of suspension of WTO talks. In: TWN Info Servi-
ce on WTO and Trade Issues (July06/15), 31 July
2006.
4 Siehe die entsprechende Erklärung auf dem Asien-Eu-
ropa-Gipfeltreffen (ASEM 6) am 10. und 11. Septem-
ber 2006 in Helsinki, auf dem Treffen der Handelsmini-
ster der G20-Staaten am 9. und 10. September in Rio
de Janeiro und auf der 13. Finanzministerkonferenz
der Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftsgemeinschaft
(APEC) am 7. und 8. September 2006 in Hanoi.
5 Die „Trade Promotion Authority“ (TPA) ist ein be-
stimmtes Verhandlungsmandat des US-Präsidenten, das
diesem vom Kongress verliehen wurde. Sie besagt,
dass der US Kongress von der US Administration aus-
gehandelte Handelsvereinbarungen nur insgesamt an-
nehmen oder insgesamt ablehnen kann. D.h. der Kon-
gress kann nicht einzelne Teile der Vereinbarung ak-
zeptiert und andere ablehnen. Die Bush-Regierung
muss bis zum 2. März 2007 die Absicht ankündigen,
ein WTO-Abkommen zu unterzeichnen und dieses bis
zum 31. Mai 2007 unterzeichnen, um die gegenwärti-
ge, bis zum Juni 2007 gültige TPA nutzen zu können.
Ob der Kongress der Bush-Regierung eine neue TPA
gewähren würde, gilt als unsicher. Vgl. Lori Wallach:
Clarifying the U.S. Fast Track Timelines and their Relati-
on to WTO Negotiations. Public Citizen, August 22,
2006.
6 Press Availability with Ambassador Susan C. Schwab,
USTR and Mike Johanns, Secretary of Agriculture on
Monday, July 24, 2006 in the WTO Headquarters in
Geneva, July 24, 2006 .
7 Siehe www.ustr.gov/Trade_Agreements/ Section_In-
dex.html.
8 Alexander Hagelüken: EU forciert bilaterale Handels-
verträge in Asien. In: SZ, 11.09.2006.
9 Bundesrätin Doris Leuthard: Die Chancen der neuen
Märkte aktiv nutzen. Rede – 31.08.2006.

Abbildung: Die Entwicklung der regionalen Freihandelsabkomm-
men seit 1948
Quelle: WTO Secretariat, s. www.wto.org/english/tratop_e/region_e/regfac_e.htm.
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St. Petersburg war der erste G8-
Gipfel in Russland. Er war auch der
erste G8-Gipfel ohne Abschluss-
kommuniqué. Viel mehr Innova-
tionen gab es beim Petersburger
G8-Gipfel sonst aber nicht. Aber es
war nicht nur der Libanonkrieg,
der plötzlich die Tagesordnung
des Gipfels durcheinander ge-
bracht hat. Es sind auch starke In-
teressengegensätze zwischen den
G8-Regierungen, die die
Handlungsfähigkeit solcher
Veranstaltungen zunehmend
in Frage stellen. Dass ein
derart kontroverses Thema
wie die Energiepolitik kaum
für ein harmonisches Treffen
sorgen würde, war dabei
ebenfalls klar. 

Die russische G8-Präsident-
schaft stand ganz im Zeichen

ihres Schwerpunktthemas »Ener-
giesicherheit«. Was in den Papie-
ren stand, die seit Februar immer
wieder aus den nichtöffentlichen
Verhandlungsprozessen nach
außen drangen, war aus NRO-
Sicht finsterstes 20. Jahrhundert.
Kritiklos wurde dort einer Auswei-
tung der fossilen (und atomaren)
Energiewirtschaft das Wort gere-
det – der Klimakollaps wäre un-
ausweichlich, würde man diese
Pläne umsetzen.  

St. Petersburger Aktionsplan
Der am Ende beschlossene »St.

Petersburger Aktionsplan zur glo-
balen Energiesicherheit« ent-
sprach exakt dem Stand von ei-
nem Monat vor dem Gipfel. Er
war zwar gegenüber seinen Vorgänger-
versionen vom Frühjahr deutlich ent-
schärft, enthielt aber aus NRO-Sicht
kaum zukunftsfähige Maßnahmen, dafür
über so mehr Bekenntnisse zum Ausbau
der fossilen Energieträger. Unter der
Überschrift »Improving the Investment Cli-
mate in the Energy Sector« wird zwar
auch der verstärkte Einsatz von Erneuer-
baren sowie mehr Effizienz gefordert,
doch konkrete Handlungsmöglichkeiten
sucht man vergeblich. Maßnahmen zur
Stärkung der fossilen Energiewirtschaft

werden dagegen eine ganze Reihe auf-
gelistet. Es wird sogar gefordert, schneller
neue Ölreserven zu finden als die existie-
renden leer gepumpt werden. 

Energiearmut reduzieren 
Interessant ist allerdings der Abschnitt

zu »Reducing energy poverty«. Nachdem
die G8 dort ihr Bekenntnis zu den UN-
Millenniumszielen bekräftigen, betonen
sie die Bedeutung des Zugangs zu Ener-
gie. Was dann kommt, hat aber mit den

Schwerpunkt zu geistigen Eigentumsrech-
ten haben soll, darf man gespannt sein,
was aus dem in St. Petersburg beschlos-
senen erleichterten Technologietransfer
wird: »We instructed our experts to work
together with other countries, internatio-
nal and regional financial institutions
(World Bank, Regional Development
Banks, UN agencies, etc.), the private
sector and other stakeholders to facilitate
technology transfer in the areas of energy
efficiency, energy saving, renewable

energy and decentralized, local
sources to reduce energy poverty
thereby improving energy access
and enhancing energy efficiency in
developing countries.«

Umso vager geriet dagegen der
Absatz zu Klimawandel, nach kon-
kreten Initiativen sucht man hier völ-
lig vergebens. 

Kein Bekenntnis zu Atomenergie
Immerhin: Das ursprünglich von

der russischen Präsidentschaft ge-
plante Bekenntnis der G8 zur
Atomenergie scheiterte am deut-
schen Widerstand. Der Abschnitt
zu Atomenergie in der Energie-De-
klaration beginnt mit »We recogni-
ze that G-8 members pursue diffe-
rent ways to achieve energy-securi-
ty and the goals of climate protec-
tion.« Danach folgen im wesentli-
chen Glaubensbekenntnisse, aber
keine konkreten Initiativen. Auch
der Abschnitt zu Erneuerbaren En-
ergien bleibt inhaltlich vage: Positi-
ve Aussagen über Erneuerbare En-
ergien und Verweise auf anderswo
laufende Prozesse und Initiativen,
mehr nicht.

Fragt sich, was eigentlich so ein
G8-Gipfel wirklich dazu beiträgt,
dass drängende Probleme gelöst

werden. Die globale Energiepolitik würde
ohne den Petersburger Gipfel wohl kaum
anders aussehen. Angesichts der Textent-
würfe, mit denen die russische Präsident-
schaft Anfang des Jahres antrat, ist dieses
Nicht-Ergebnis aus NRO-Sicht allerdings
durchaus zu begrüßen. 

Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer des Forums Umwelt und
Entwicklung.

Offizielle Website zum G8-Gipfel in Russland:
http://en.g8russia.ru/ 

G8-Gipfel St. Petersburg
Passiert ist eigentlich nichts

fossilen Megastrukturen nicht mehr viel zu
tun, die im selben Dokument vorher noch
gefeiert wurden. Hier stehen nun die er-
neuerbaren und dezentralen Energie-
strukturen ganz vorne – es scheint selbst
den G8 zu dämmern, dass die aus den
Industrieländern überkommenen zentrali-
stischen, auf knapper werdenden fossilen
Brennstoffen aufgebauten Energiestruktu-
ren niemals auf die ganze Welt übertra-
gen werden können. 

Nachdem der nächste G8-Gipfel in
Heiligendamm voraussichtlich einen
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Verteilung der
EU-Direktzahlun-
gen in Deutsch-
land (% der
Empfänger, in
Tausend Euro in
2004) 

Quelle: EU (2006) Re-
port on the distribution
of the direct aids to the
producers. Financial
year 2004. Annex 2.
Brussels.

Der europaweite Konsultationspro-
zess der Europäischen Kommissi-
on über das „Grünbuch zur Trans-
parenz-Initiative“ ist abgeschlos-
sen. Trotz intensiver Diskussions-
prozesse gibt es noch keine abge-
stimmte deutsche Position zur Of-
fenlegung von Subventionsemp-
fängern. Die von 33 Verbänden
und Organisationen getragene In-
itiative „Wer profitiert: Für Transpa-
renz bei EU Agrarsubventionen“
warnt vor Tricksereien.

Jeder und jede von uns zahlt im Jahr
durchschnittlich 250 Euro an Steuern in

die Kasse der Europäischen Union. Da-
von fließen 100 Euro allein in den Agrar-
etat mit seinem stolzen Gesamtvolumen
von über 40 Mrd. Euro. Dies wäre gut
eingesetztes Geld, wenn damit eine Land-
wirtschaft gefördert würde, die die Um-
welt wenig belastet, gesunde Lebensmittel
herstellt, für eine artgerechte Tierhaltung
sorgt und Arbeitsplätze in der Landwirt-
schaft sichert. Doch weit gefehlt.

Die derzeitige Subventionspolitik hat ka-
tastrophale Folgen. In Deutschland fließen
jährlich fünf Milliarden Euro als Direkt-
zahlungen an landwirtschaftliche Betrie-
be. Ohne dass diese Betriebe Umwelt- und
Tierschutz-Kriterien, die den Namen ver-
dienen, einhalten müssen. Finanziert mit
unserem Geld, belastet die Landwirtschaft

Transparenz in Deutschland
Durchblick oder Verwirrung?

mit Pestiziden und Düngemitteln das Trink-
wasser, laugt die Böden aus und verringert
weiter die Artenvielfalt. Im Jahr 2004 wa-
ren nur 4% des Agrarhaushaltes für
Agrarumweltprogramme vorgesehen. An-
ders ausgedrückt, von den 100 Euro, die
der Steuerzahler jährlich in den Europäi-
schen Agrarhaushalt einzahlt, werden nur
4,- Euro zielgerichtet für umweltfreundliche
Anbaumethoden eingesetzt. 

Die Zahlungen sind zudem nicht an so-
ziale Kriterien, wie die Zahl der Arbeits-
kräfte, gekoppelt. Wie viele Arbeitskräfte
auf einem Betrieb beschäftigt sind, ist völ-
lig unerheblich für den Erhalt der Zahlun-
gen. Damit kommen die Subventionen vor
allem Großbetrieben zu Gute, die eine
industrialisierte und rationalisierte Land-
wirtschaft auf großer Fläche betreiben.
0,5 % der Betriebe erhalten in Deutsch-
land ein Fünftel der Subventionen in Höhe
von jeweils mehr als 300.000 Euro. Da-
gegen bekommen die Hälfte der Höfe in
Deutschland im Schnitt weniger als 5.000
Euro Subventionen im Jahr. Gerade diese
kleineren Betriebe sind es, die eine viel-
fältige Kulturlandschaft erhalten und Ar-
beitsplätze bieten. 

Darüber hinaus gefährden die Export-
subventionen der EU in den Ländern des
Südens die Existenz vieler Kleinbauern.
Subventionierte europäische Importe
überschwemmen mit Dumping-Preisen
die dortigen lokalen Märkte und tragen
so zur Verdrängung der Erzeugnisse  hei-
mischer Produzenten bei. 

Die Transparenz-Initiative – wer steht
dahinter und was ist ihr Ziel?

Die Transparenz-Initiative wird mittler-
weile von einem breiten Spektrum der
Gesellschaft getragen. Über 33 Organi-
sationen und Verbände aus Entwicklung,
Umwelt, Verbraucherschutz, Tierschutz,
Demokratie und der bäuerlichen Land-
wirtschaft unterstützen die Ziele der Initia-
tive: Transparenz bei den Empfängern
von EU-Agrarsubventionen zu schaffen
sowie eine Wende in der Förderpolitik
der Gemeinsamen Agrarpolitik hin zu ei-
ner sozial gerechten, bäuerlichen, regio-
nalen, ökologisch verträglichen und tier-
gerechten Landwirtschaft zu bewirken.

Damit hat die Initiative das Ziel „Trans-
parenz“ mit dem inhaltlichen Ziel ver-
knüpft, eine grundlegende inhaltliche De-
batte über die Ausgestaltung und Zielset-
zung von Agrarsubventionen zu initiieren
und eine soziale und ökologische Qualifi-
zierung der Mittel voranzutreiben. 

Transparenz mit vielen Hintertüren -
das Thema Schwellenwerte 

In dem Abstimmungsprozess zwischen
den Bundesministerien wurde deutlich,
dass allein das Bundeswirtschaftsministe-
rium für die Einziehung von Schwellen-
werten plädiert. Mit den von Wirtschafts-
minister Glos geforderten 2 Millionen
wären fast alle Empfänger von der Trans-
parenzpflicht ausgenommen. Die Frage
ist, in wie weit sich das Bundeswirtschafts-
ministerium durchsetzt und wenn ja, wie
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hoch die Schwellenwerte gesetzt werden.
Beispiel Betriebsprämien: Ein Schwellen-
wert von 50 000 Euro bei den Betrieb-
sprämien würde bedeuten, dass nur noch
2,7% der landwirtschaftlichen Betriebe
von einer Offenlegung betroffen wären.
Beispiel Strukturfonds: Bereits heutzutage
müssen ab der Förderungssumme von 2
Millionen Euro die Projekte mit Schildern
der Öffentlichkeit erläutert werden. Ein
Mehr an Transparenz würde es damit
kaum geben.

Die Transparenz-Initiative ist der An-
sicht, dass Schwellenwerte inhaltlich nicht
gerechtfertigt sind. Sie gefährden die
Gleichbehandlung aller Empfänger inner-
halb eines Förderprogramms und ver-
stoßen damit gegen das Prinzip des
Gleichheitsgrundsatzes. 

Transparenz ohne Durchblick – 
sinnentleerte Listen

Die Bundesministerien wollen den Vor-
schlag der Kommission eins zu eins um-
setzen. Veröffentlich werden soll: Name
des Empfängers, Maßnahme und Summe
der öffentlichen Gelder (EU und national).
Damit verhindert man nicht sondern ent-
facht die viel zitierte und gefürchtete
„Neiddebatte“. Zahlenreihen reißen die
Fördersummen aus ihrem Kontext, es ist
nicht ersichtlich, in welches Verhältnis die
Summen zu stellen sind. Sind es große
oder kleine Betriebe, sind auf dem Betrieb
viele beschäftigt oder wenige, ist es ein
durchrationalisierter Betrieb oder ein
ökologischer Betrieb? Nur wenn weiter
gehende Informationen bekannt sind, ist
eine Bewertung im Hinblick auf soziale
und ökologische Kriterien möglich. Trans-
parenz sollte vor allem in den Dienst einer

gesellschaftlichen Diskussion über die
sinnvolle Vergabe von Steuermitteln ge-
stellt werden.

Transparenz – erstmalige Abstimmung
auf europäischer Ebene am 20. Sep-
tember

Die Europäische Kommission ist vorge-
prescht und hat „Transparenz-Bestimmun-
gen“ für verschiedene Verordnungsent-
würfe vorgeschlagen. Dies betrifft sowohl
die EU-Haushaltsordnung und deren
Durchführungsbestimmungen als auch
die Durchführungsverordnungen bezüg-
lich der Strukturfonds und des Europäi-
schen Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raums (ELER).
Die Kommission hat bei diesem Gesetz-
gebungsverfahren Vorschlagsrecht. Das
heißt, die entsprechende Verordnung
kann nur mit einer qualifizierten Mehrheit
abgelehnt werden. Dies ist sehr unwahr-
scheinlich, da sich die meisten Mitglied-
staaten bereits für eine Verbesserung der
Transparenz ausgesprochen haben. Von
den 25 Mitgliedstaaten haben 13 Staaten
bereits Informationen über EU-Subventi-
onsempfänger veröffentlicht. Nur vier ha-
ben sich explizit dagegen ausgespro-
chen: Deutschland, Polen, Griechenland
und Finnland. Dies hat den deutschen
Abstimmungsprozess erheblich unter
Druck gesetzt. Da die Transparenz kom-
men wird und nicht mehr verhindert wer-
den kann, richtet sich der Fokus auf die
Ausgestaltung, wie unter anderem die
Schwellenwerte. 

E-Card Aktion für den Fall, dass Wirt-
schaftminister Glos weitgehende Trans-
parenz verhindern will

Für den Fall, dass die Bundesregierung
sich in diesen Tagen gegen eine rückhalt-
lose Transparenz positioniert, startet die
Initiative eine Internet-Postkartenaktion,
mit der die Bundesregierung aufgefordert
wird, sich dafür stark machen, dass in al-
len wichtigen Verordnungen eine Ver-
pflichtung zur Transparenz eingefügt
wird: Ohne Schwellenwerte und mit aus-
reichenden Informationen, um die Betrie-
be und Unternehmen nach sozialen und
ökologischen Gesichtspunkten bewerten
zu können.

Unsere Forderung: Mehr statt weniger
Transparenz
❑Die Veröffentlichung der Namen der

Begünstigten, den Zweck der öffentli-
chen Förderung sowie deren Summe.
Die Transparenzpflicht darf nicht durch
Schwellenwerte eingeschränkt werden.

❑Die Veröffentlichung weitergehender
Angaben, die den Bürger/innen eine
Beurteilung der Subventionen nach so-
zialen, ökologischen und Tierschutz-
Kriterien erlauben. Hierzu zählen die
Größe der Betriebe, die Zahl der Be-
schäftigten, die Art des Betriebes sowie
besondere Leistungen im Natur- und
Umweltschutz. Bei Tierhaltung müssen
auch Bestandsgröße und Haltungsform
der Tiere angegeben werden.

Tanja Dräger de Teran

Die Autorin ist Referentin für internationale Agrarpolitik
beim WWF. 

Weitere Informationen: www.wer-profitiert.de
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Züchtungslinien zwischen Züchter/innen -
nötig ist, sondern erst ‘kumuliert’ bei der
Vermarktung des Saatgutes an die End-
verbraucher/innen abgeschöpft wird (‘fi-
nal product model’). Die Höhe des Vor-
teilsausgleichs wurde auf 1,1% des Um-
satzes eines Produktes festgesetzt, nach
vorherigem Abzug eines pauschalierten
Abschlags in Höhe von 30% (netto beläuft
sich der Vorteilsausgleich damit auf
0,77% des Produktumsatzes). Die Festset-
zung des Benefit-Sharing-Prozentsatzes
war eng an die Definition dessen, was als
‘Produkt’ gilt, gekoppelt – je enger (wei-
ter) die Produktdefinition, desto höher
(niedriger) musste/konnte der Prozent-
satz ausfallen, um eine bestimmtes Fi-
nanzvolumen zu erzielen. Am Ende setz-
te sich die von den Entwicklungsländern
bevorzugte weite Definition durch, derzu-
folge Produkte alle PGRFA (Plant genetic
resources for food and agriculture) um-
fassen, in die jedwedes Genmaterial aus
dem Multilateralen System physisch ein-
gegangen ist (und die zur Kommerziali-
sierung bereit sind, also als Saatgut ver-
kauft werden können). Diese Definition ist
leichter zu handhaben als der konkurrie-
rende engere Vorschlag, nach dem als
Produkt nur solche PGRFA gegolten hät-
ten, in die MS-Material ‚von kommerziel-
lem Wert’ inkorporiert worden wären. 

Zivilgesellschaft vor der Tür
Die Parameter des Vorteilsausgleichs

gehörten zu den mit größter Spannung
erwarteten Entscheidungen, bestimmen
sie doch in hohem Maße die Legitimität
des gesamten Multilateralen Systems. Zu-
gleich stellt der obligatorische monetäre
Vorteilsausgleich auch eine Finanzie-
rungsquelle für Projekte zur Erhaltung
und nachhaltigen Nutzung pflanzengene-
tischer Ressourcen in Entwicklungs- und
Transitionsländern dar. Diese sollen in er-
ster Linie Landwirten zugute kommen, die
ja über Jahrhunderte hinweg die heute
existierende Vielfalt entwickelt und be-
wahrt haben. Mit dem Ergebnis von 1,1%
waren im Großen und Ganzen sowohl
die Länder des Südens zufrieden, die zum
Teil mit niedrigeren Zielwerten ins Rennen
gegangen waren, als auch die Länder
des Nordens. Von Industrieseite waren
unterschiedliche Forderungen kommuni-
ziert worden – sie lagen zum Teil deutlich
unter dem erzielen Wert, zum Teil aber

auch höher. Übrigens waren Industriever-
treter in den Verhandlungen der SMTA-
Kontaktgruppe als Beobachter zugelas-
sen, nicht jedoch zivilgesellschaftliche
Gruppen. Diese Schieflage wurde zwar
von einigen kritisiert, aber nicht rückgän-
gig gemacht.

Ein interessantes Element des Standard-
Materialtransferübereinkommens ist der
„Third-Party Beneficiary“. Künftig soll die
FAO als Third-Party Beneficiary für das

Internationaler Saatgutvertrag - Fit für die Zukunft?
Die erste Sitzung des Steuerungsgremiums konkretisierte Regelungen des 
Zugangs und Vorteilsausgleichs
Im Juni diesen Jahres wurde der
Internationale Saatgutvertrag, der
2001 unterzeichnet worden und
bereits 2004 in Kraft getreten war,
endlich voll funktionsfähig. Beim
ersten Treffen des Steuerungsgre-
miums (sozusagen der „COP-1“) in
Madrid wurden wesentliche noch
offene Punkte geklärt. 

Bislang haben 104 Länder den Vertrag
ratifiziert. Indem der Saatgutvertrag

seine Unterzeichnerstaaten zum Schutz
und zur nachhaltigen Nutzung pflanzen-
genetischer Vielfalt verpflichtet, Züchtern
die Nutzung wichtiger Nahrungs- und
Futterpflanzen in Genbanken als globales
Kollektivgut ermöglicht und die Rechte
von Landwirten stärkt, leistet er einen we-
sentlichen Beitrag zum Erhalt von Agrobi-
odiversität und Ernährungssicherheit.

Die Agenda des Madrid-Treffens war
ambitioniert: Zum einen stand die Verab-
schiedung einer Vielzahl zwar formaler,
aber nicht unstrittiger Voraussetzungen
für das Funktionieren des Vertrages an.
So wurde neben Verfahrensregeln, einem
Budget und einer Finanzierungsstrategie
die Einrichtung eines Compliance-Komi-
tees beschlossen. Zum anderen galt es
auch, noch offene materielle Komplexe
fertig zu verhandeln. Darunter fiel an er-
ster Stelle das Standard-Materialtrans-
ferübereinkommen (SMTA). Es konkreti-
siert die Regelungen des Saatgutvertra-
ges über Zugang und Vorteilsausgleich
und übersetzt sie in einen privatrechtli-
chen Vertrag zwischen Anbietern (v.a.
Genbanken) und Nutzern des multilateral
zugänglichen Materials.

Ambitionierte Agenda, strittiger 
Vorteilsausgleich

So bestimmt der Vertragstext zwar,
dass Züchter künftig einen Ausgleich zah-
len müssen, wenn sie ein Produkt ver-
markten, das aus Material des Multilate-
ralen Systems (siehe Kasten) hervorgeht,
und sie zugleich die Forschung oder
züchterische Weiterentwicklung daran
beschränken – zum Beispiel durch Paten-
te. Offen waren aber bisher die Form und
Höhe der Zahlungen geblieben. In Bezug
auf die Form wurde nun verabschiedet,
dass ein Vorteilsausgleich nicht bei jedem
Transfer – z.B. auch der Weitergabe von
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Steuerungsgremium des Saatgutvertrages
bei Konflikten um die Rechte und Pflichten
der Geber und Empfänger von MS-Mate-
rial das Streitschlichtungsverfahren einlei-
ten können. Zugleich hat sie das Recht,
bestimmte Informationen über weiterge-
gebenes Material und abgeschlossene
MTAs einzufordern. Vorgeschlagen von
den afrikanischen Ländern, soll dieser in-
stitutionelle Mechanismus die Einhaltung
der MTAs und damit der Accees und Be-

nefit-Sharing (ABS)-Bestimmungen för-
dern. Ein Monitoring von Patenten, die
auf Produkte aus MS-Material vergeben
werden, durch den Third-Party Benefici-
ary war von den Industrieländern aller-
dings nicht akzeptiert worden.

Die Herausforderungen der Zukunft
Bis in die letzte Nachtsitzung blieb un-

klar, ob die Verhandlungen erfolgreich
sein würden. Nun ist der Grundstein für
das Funktionieren des Saatgutvertrags
gelegt. Wie wirkungsvoll der Vertrag al-
lerdings in Zukunft sein wird, hängt von
verschiedenen Faktoren ab. Zunächst
muss das ABS-System den Wirklichkeits-
test bestehen: Wird der obligatorische
Vorteilsausgleich Geld in die Kassen
spülen - und vor allem ab wann? Oder
werden Zahlungen ausbleiben, weil
Züchter das Multilaterale System nicht
nutzen, oder weil patentrechtliche Kon-
flikte darüber entbrennen, ob die Voraus-
setzungen eines Benefit-Sharings über-
haupt erfüllt sind? Wichtiger als der ver-
pflichtende ABS-Mechanismus dürfte in
der Praxis daher sein, wie viele Mittel
Staaten und Unternehmen im Rahmen
der Finanzierungsstrategie des Vertrags
freiwillig bereitstellen. 

Eine weitere Herausforderung wäre,
dass sich die Vertragsstaaten auch über
Reformen nationaler Agrarpolitiken ver-
ständigen, wenn beim nächsten Treffen
2007 die nachhaltige Nutzung pflanzen-
genetischer Ressourcen auf der Agenda
steht. Nur so kann auch in intensiven
Agrarsystemen wieder mehr Vielfalt auf
den Feldern (‚on farm’) und Tellern ge-

schaffen werden. Stellschrauben in Euro-
pa sind beispielsweise Saatgutverkehrs-
und Sortenschutzrecht, Vermarktungsnor-
men und Subventionen. Aber auch Le-
bensmittelindustrie, Handel und  Konsu-
menten müssen wieder die Vielfalt ent-
decken. Durch strenge nationale und in-
ternationale Auflagen zur Gentechnik gilt
es zu verhindern, dass Agrobiodiversität
durch Einkreuzung transgener Pflanzen
gefährdet wird. Eine offene Flanke des
Saatgutvertrags bleibt die Möglichkeit
der Patentierung des kollektiv zugängli-
chen Pflanzenmaterials, die die Vertrags-
staaten künftig zurückhaltend auslegen
müssen, wollen sie Biopiraterie verhin-
dern. 

Schließlich sollten die Vertragsstaaten
diskutieren, wie die Landwirterechte mit
Hilfe internationaler Leitlinien national ef-
fektiver ausgestaltet werden können. So
ist das Recht auf freien Austausch und
Wiederaussaat von Saatgut nicht nur in
den Ländern des Südens ein Garant für
Vielfalt im Anbau und Ernährungssicher-
heit. Hierfür ist es auch notwendig,
NGOs und Farmer-Organisationen wie-
der stärker in den politischen Prozess um
den Saatgutvertrag einzubinden. Nach-
dem das zivilgesellschaftliche Interesse in
den vergangenen Jahren deutlich zurück-
gegangen ist, wollen die noch aktiven
Gruppen im Herbst hierzu eine Offensive
starten.

Franziska Wolff

Die Autorin ist Mitarbeiterin am Öko-Institut e.V., Büro
Berlin. Sie nahm als Beraterin der deutschen Delegation
an der Sitzung in Madrid teil.
Mehr zum Thema Agrobiodiversität unter 
www.forumue.de und www.agrobiodiversitaet.net

Hintergrund
Der Saatgutvertrag (‚International Treaty on Plant Genetic Resources for Food and
Agriculture’) ist das Resultat eines über zwanzigjährigen Prozesses im Rahmen der
UN Landwirtschaftsorganisation (FAO) zu Fragen der Züchter- und Landwirterech-
te, des Rechtsstatus’ internationaler Genbanken und des Schutzes pflanzengeneti-
scher Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft (PGRFA) angesichts fortschrei-
tender ‘Generosion’. Dieser Prozess, der oft Züge eines Nord-Süd-Konfliktes trug,
wurde von zivilgesellschaftlichen Organisationen maßgeblich mitgeprägt. Nach In-
frafttreten der Biodiversitätskonvention (CBD) 1993 begann eine Revision des bis
dato unverbindlichen ‘Internationalen Übereinkommens über pflanzengenetische
Ressourcen’, um es mit der übergeordneten CBD zu harmonisieren. Die Ziele des
daraus entwickelten Saatgutvertrags umfassen den Schutz pflanzengenetischer Res-
sourcen der Landwirtschaft, ihre nachhaltige Nutzung und die gerechte Teilhabe an
Vorteilen, die aus ihrer Nutzung entstehen. Zentraler Unterschied zwischen Saat-
gutvertrag und CBD: anstelle eines bilateralen ‘Access and Benefit-Sharing’ (ABS)
Systems schuf die Staatengemeinschaft ein multilaterales und weitgehend offenes
System des Zugangs und Vorteilsausgleichs. Dieses umfasst rund 60 landwirtschaft-
liche Arten. Nicht zuletzt unterbindet der Saatgutvertrag die Patentierung von Ma-
terial des Multilateralen Systems – zumindest, so der umstrittene Formelkompromiss,
‘in der Form, in der es vom multilateralen System entgegengenommen’ wurde.
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Zur Vorbereitung der 3. Mitglie-
derversammlung Mitte Oktober in
Oslo fand am 31.8./1.9. im Bonner
BMZ ein Treffen von rund 100 De-
legierten aus den bei EITI enga-
gierten Gruppen statt.

Nicht wenige Entwicklungsländer sind
von Natur aus reich an natürlichen

Ressourcen. Und dennoch gelingt es vie-
len nicht, ihren – zumindest potenziellen
– Reichtum zum Wohle der Bevölkerung
einzusetzen. Besonders augenfällig ist
dies bei Erdöl. Dessen rasant steigender
Weltmarktpreis hat für Volkswirtschaften
der Erzeugerregionen oft geradezu para-
doxe Auswirkungen. Massive finanzielle
Zuflüsse gehen einher mit
weiterer Verarmung der Be-
völkerung, mit verstärkten
sozialen Konflikten und oft
auch mit kriegerischen Aus-
einandersetzungen. Dies ist
das Gegenteil von Entwick-
lung. 

Besonders eklatant ist die
Situation in Sub-Sahara-
Afrika, der am schnellsten
wachsenden Ölförderregion
weltweit. Allein 2005 haben
die acht wichtigsten Ölstaa-
ten Sub-Sahara-Afrikas ca.
35 Mrd. US-Dollar einge-
nommen. Zugleich ist es der
Kontinent, der am weitesten
von der Erreichung der Mil-
lenniumsziele entfernt ist. Besonders
dann, wenn die Einnahmen aus Rohstoff-
exporten einen bedeutenden Anteil am
Staatshaushalt ausmachen, deformiert
dies Politik und Wirtschaft zu sog. „Ren-
tenökonomien“. Die Folgen unter ande-
rem: Einengung demokratischer Teilhabe
und Korruption. Umgekehrt gilt: Wenn
die Einnahmen aus natürlichen Ressour-
cen für den Kampf gegen die Armut zur
Verfügung stehen sollen, sind gute Regie-
rungsführung und damit Transparenz bei
Einnahmen und Ausgaben die wesentli-
che Voraussetzung. 

Diese Überlegung liegt der „Extractive
Industries Transparency Initiative (EITI)“
zugrunde, die von der britischen Regie-
rung beim Johannesburg-Gipfel 2002
angestoßen wurde. Ein Multistakeholder
Forum, in dem rohstoffabbauende Indus-
trien, Regierungen aus Industrie- und roh-
stoffexportierenden Entwicklungsländern

sowie nichtstaatliche Organisationen ver-
treten sind, verabschiedete 2003 die 12
Prinzipien, auf deren Grundlage nun in
den beteiligten Staaten Regelungen für
Transparenz über Zahlungen und staatli-
che Einnahmen aus Rohstoffgeschäften
multinationaler Unternehmen vereinbart
werden. Durch Information und Öffent-
lichkeit soll Entwicklung gefördert wer-
den, indem Erlöse aus natürlichen Res-
sourcen nicht an öffentlichen Haushalten
vorbei für nicht-prioritäre Zwecke „mis-
sbraucht“ bzw. die Einnahmen aus Roh-
stoffgeschäften nicht von hochrangigen
Entscheidungsträgern unterschlagen wer-
den. Weltbank und IWF unterstützen die
Initiative, die G8-Länder indossierten sie

zur Veröffentlichungspraxis, zum Monito-
ring und zur Organisation der Initiative
auf nationaler Ebene unter anderem für
die Einbeziehung der Zivilgesellschaft ge-
troffen. Eine internationale Beratungs-
gruppe unter Vorsitz von Peter Eigen,
dem Gründer von Transparency Interna-
tional, erarbeitete jetzt Vorschläge zur
wirksameren Ausgestaltung der Gover-
nance Strukturen, zur Vereinheitlichung
des Berichtswesens, zur Objektivierung der
Kontrollpraxis, zu Ausweitung auf weitere
Wirtschaftssektoren und zur Kooperation
mit anderen Initiativen zur Förderung von
Transparenz und zur Korruptionsbekämp-
fung (www.eitransparency.org).

Zur Vorbereitung der 3. Mitgliederver-
sammlung Mitte Oktober in
Oslo fand am 31.8./1.9.
im Bonner BMZ ein Treffen
von rund 100 Delegierten
aus den bei 
EITI engagierten Gruppen
statt. Sie berieten auf der
Basis der bisherigen Erfah-
rungen über notwendige
Veränderungen der Ar-
beitsweise und Strukturen.
So wurde am Beispiel des
Öl- und Gassektors in Ni-
geria und Aserbaidschan
sowie in den Berichten
über die Beratung des
Bergbausektors in Ghana
durch die deutsche Techni-
sche Zusammenarbeit ver-

deutlicht, wie notwendig ein intensiviertes
capacity building ist und welche positiven
Wirkungen schon jetzt damit erzielt wer-
den konnten. Sowohl staatliche Dienste,
erst recht aber die meist noch unzurei-
chend eingebundenen zivilgesellschaftli-
chen Organisationen sind häufig bei der
Kontrolle und Wirkungsanalyse privat-
wirtschaftlicher Aktivitäten überfordert.
Andererseits können schlecht durchge-
führte Maßnahmen der Korruptions-
bekämpfung das Investitionsklima ver-
schlechtern, wenn Erfolge ausbleiben
oder Unsicherheit eine Überbürokratisie-
rung zur Folge hat. Unternehmensvertre-
ter wiesen auf die Bedeutung einheitlicher
Standards hin und plädierten für zuver-
lässige Monitoringprozesse und unab-
hängige Validierung ihrer Ergebnisse.
Dies erhöhe den Anreiz für die Mitwir-
kung weiterer Länder und Unternehmen,
wobei besonders die bisherige Zurück-

Extractive Industries Transparency Initiative (EITI)
Internationaler Beirat traf sich in Bonn

bei ihren Gipfeltreffen. Bisher haben sich
neun Entwicklungsländer, u.a. Aserbeid-
schan, Ghana, Nigeria und Kirgisien als
Pilotländer bereit erklärt, aktiv mitzuma-
chen. Weitere Länder, u.a. Republik Kon-
go, Peru, Timor Leste sowie Trinidad und
Tobago, befinden sich in der Startphase.
Um dort die notwendigen Strukturen zu
schaffen und insbesondere von vornher-
ein die Beteiligung der Zivilgesellschaft si-
cherzustellen, richtete die Weltbank einen
Multi-Donor Trust Fund ein, zu dem Groß-
britannien, Deutschland (BMZ), Frank-
reich, Niederlande und Norwegen beige-
tragen haben. Von Seiten der Industrie
engagieren sich besonders angelsächsi-
sche Unternehmen wie Shell, Anglo-Ame-
rican, ExxonMobil, ChevronTexaco, aber
auch Total (Elf). 

Auf internationaler Ebene wurden in
bisher zwei Mitgliederversammlungen
Absprachen über Kriterien und Verfahren
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haltung der „rohstoffhungrigen“ Schwel-
lenländer beklagt wurde.  

Die deutsche Bundesregierung hat sich
hinter die Initiative gestellt, durch Beiträge
zum Aufbau entsprechender Strukturen in
Entwicklungsländern, durch das Angebot
für eine mietfreie Ansiedlung des EITI-
Sekretariats in Bonn sowie durch deutli-
che politische Unterstützung. Erst kürzlich
sprach sich Entwicklungsministerin Wiec-
zorek-Zeul in einer gemeinsamen Stellun-
gnahme mit ihrer französischen Amtskol-
legin Girardin dafür aus, das „Potenzial
von EITI zur Stärkung der Menschenrech-
te der betroffenen Bevölkerungen noch
besser zu nutzen – auch zum Beispiel
durch Vereinbarung verbindlicherer Re-

gelungen“. Staatssekretär Stather ergänz-
te dies bei dem Treffen in Bonn um die
Anregung, bei EITI ein zentrales Monito-
ring-System für bereits existierende Trans-
parenzinitiativen auch anderer Sektoren
und für die globalen Ressourcenflüsse
einzurichten. Nicht zuletzt bei den inter-
nationalen NRO-VertreterInnen (Global
Witness, Publish What You Pay) fand dies
besondere Beachtung.

Eine Reihe deutscher NRO kooperieren
schon heute mit EITI in Entwicklungslän-
dern. Durch ihre Teilnahme an den Bera-
tungen in Bonn dokumentierten sie ihre
Bereitschaft, die Initiative auch in der po-
litischen Arbeit in Deutschland besser zu
verankern und künftig in den EITI-Gremi-

en mitzuarbeiten. Es zeigte sich, dass ge-
rade im Bonner Raum eine Reihe von In-
stitutionen arbeiten, die wie FSC, Misere-
or, EED, BICC, DIE, InWEnt, German-
watch oder Global Policy Forum gemein-
sam mit EITI das Potenzial für eine Menge
von Synergien besitzen, um sie in Ent-
wicklungsländern – aber natürlich auch
vor unserer eigenen Haustür – in den
Dienst von good governance zu stellen.
Die Oslo-Konferenz im Oktober bietet
sich an, entsprechende Koalitionen zu
schmieden. 

Hans Peter Schipulle

Der Autor war bis Ende Juli Leiter der Unterabteilung
globale und sektorale Aufgaben im BMZ.

Den Bock zum Gärtner gemacht
Weltbank-Chef löst eigenständige Umweltabteilung auf

In einer internen Email an alle Mit-
arbeiter informierte Weltbank-Chef
Paul Wolfowitz Ende Juni über
weitgehende Umstrukturierungen
in der Bank. Unter anderem wird
die Umweltabteilung (Environ-
mentally and Socially Sustainable
Development – ESSD) als eigen-
ständiger Bereich unter einem Vi-
zepräsidenten aufgelöst. 

Heftige Konflikte um Großprojekte wie
dem Sardar Sarovar Damm in Indien

oder dem Polonoreste Erschließungspro-
jekt in Brasilien hatten zur Gründung der
Umweltabteilung geführt. Die Weltbank
wollte damit nachhaltige Entwicklung ins
Zentrum ihrer Aktivitäten stellen. Nun
wird die Umweltabteilung in die Infra-
strukturabteilung integriert, die u.a. zu-
ständig für Straßen, Kraftwerke und Stau-
dämme ist, und bekommt den Titel ‚Nach-
haltige Entwicklung’. 

Es ist immer bezeichnend für Machtver-
hältnisse, wer den Koffer packt und wer
nicht. Die bisherige Infrastruktur-Vizeprä-
sidentin Katherine Sierra behält die Lei-
tung der neu zugeschnittenen Abteilung.
Zusätzlich wird das gesamte Personal des
Umweltbereichs in eine völlig andere Ab-
teilung (Operational Policies and Country
Services) versetzt. Da fällt es schwer, Wol-
fowitz zu glauben, wenn er schreibt: „Wir
werden die Stärken und Fähigkeiten von

ESSD (Umweltabteilung) und INF (Infra-
strukturabteilung) kombinieren [...] Der
Zweck der Konsolidierung der beiden Be-
reiche ist das Mainstreaming von Um-
weltfragen, die Verbesserung von Syner-
gien, [...] und abzusichern, dass wir un-
seren Fokus auf Nachhaltigkeit stärken,
wenn wir unser Investment in Infrastruktur
ausbauen.“

Jahrelang hat die Weltbank in der Öf-
fentlichkeit die führende Rolle eingenom-
men, wenn es um das Setzen von Um-
welt- und Sozialstandards ging. Weltweit
beziehen sich Entwicklungsagenturen, öf-
fentliche und private Banken, sowie die
Industrie auf Weltbankstandards. Bei
Nichtregierungsorganisation (NRO) ver-
festigen sich mit Wolfowitz Entscheidung
die Befürchtungen, dass in der Bank der
Schutz von Ökosystemen und Lebensräu-
men Indigener Völker keine Rolle mehr
spielt. Bislang war die Umweltabteilung
die einzige, die überhaupt Nachhaltigkeit
immer wieder ins Blickfeld rückte.

Mehr Beschwerden über die 
Infrastrukturabteilung

Die rasch wachsende Zahl von Be-
schwerden beim Inspection Panel der
Weltbank sprechen eine deutliche Spra-
che. Die Infrastrukturabteilung ist mit
ihren Projekten Dauergast vor dem Panel.
Die Weltbank will in der nächsten Zeit
wesentlich mehr in Infrastruktur investie-
ren. Sie wird mit ihren Projekten erhebli-

che Eingriffe in die Natur und Zwangs-
umsiedlungen verursachen. Da ist es sehr
bequem, wenn sich die planende Abtei-
lung auch gleich die Umwelt- und Sozial-
richtlinien schreiben kann.

Ablehnung von vielen Seiten
Widerstand gegen diese Entscheidung

kam nicht nur von NROs und Teilen der
Weltbank-Belegschaft. Auch im Verwal-
tungsrat der Weltbank äußerten sich eini-
ge Exekutivdirektoren, darunter der briti-
sche und der deutsche, ablehnend. Doch
der Präsident ist autonom im Zuschnitt der
inneren Struktur der Weltbank. Die
nächsten größeren Projekte der Weltbank
werden von den NROs schärfer unter die
Lupe genommen werden müssen. Nach
der Verwässerung der Umwelt- und Sozi-
alstandards der International Finance
Corporation (IFC, Privatsektor-Tochter der
Weltbank), dem neuen Investitionsrahmen
für „Saubere Energie“, der unter ande-
rem auch Atomkraft promotet, ist die Auf-
lösung der Umweltabteilung ein weiterer
Schritt rückwärts. Es stellt sich die Frage,
wie lange die Bundesregierung noch
Steuergelder (464 Millionen Euro in
2007) in eine Organisation pumpen will,
die in ihrem Kerngeschäft der Armuts-
bekämpfung versagt und in punkto Um-
welt und Klima mehr Schaden als Nutzen
bringt.

Knud Vöcking
Der Autor ist Weltbank-Referent bei urgewald.
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Was auf internationaler Ebene
passiert, nehmen Presse und
Politik meist nur wahr, wenn
das eigene Land aktiv involviert
ist. So ist in Norwegen, Paki-
stan und Mozambique die Ar-
beit des „UN Panel for System
Wide Coherence“ – trotz sei-
nes unschönen Namens – ein
Pressethema. Klar, denn die Re-
gierungschefs dieser Länder
sind Teil des Panels, das im
Laufe der nächsten zwei Mona-
te neue Vorschläge für die in-
stitutionelle Architektur der
globalen Entwicklungspolitik,
der humanitären Hilfe und
auch der Umwelt vorlegen
wird.

Trotz der Presseberichte in diesen
Ländern und einer eigenen Websei-

te1 erfährt man wenig über die Arbeit
dieses Panels, dem auch der britische Pre-
mierminister im Wartezustand, Gordon
Brown angehört. Nur Schlagwörter, wie
„Effizienz“ oder „Stärkung der Implemen-
tierungsfähigkeit der UN“, sowie einige
Vorschläge einzelner Panelmitglieder sind
bisher an die Presse gelangt. So soll z.B.
der pakistanische Premierminister einen
neuen Fonds für die sofortige Reaktion auf
Erdbeben und ähnliche Katastrophen in
Höhe von 500 Millionen US-Dollar vorge-
schlagen haben2. Sicher ist auch, dass das
Panel sich wesentlich mehr mit Entwick-
lungsfinanzierung und humanitärer Hilfe
als mit nachhaltiger Entwicklung im Allge-
meinen und Umweltschutz im Besonderen
beschäftigt hat. Es wird deshalb gemun-
kelt, dass das Panel eine weitere UN-Un-
tersuchungskommission zur Zukunft der
„International Environmental Governance“
vorschlagen könnte. Frei nach dem Motto:
„Wenn Du nicht mehr weiter weißt, bilde
(noch ...) einen Arbeitskreis“. 

Effizienzforderungen
Gleichzeitig kursieren Gerüchte über

einige kontraproduktive Detailvorschläge.
So scheint das Schlagwort der „Effizienz“
das Panel dazu verführt zu haben, dem
Umweltprogramm der Vereinten Natio-
nen, UNEP, sein „operatives Geschäft“ –
also die direkte Beteiligung vor Ort an
der Umsetzung beschlossener Maßnah-

men – komplett entziehen zu wollen. Nur
noch andere Teile des UN-Systems sollen
sich um das operative Geschäft kümmern. 

Clustering kein Allheilmittel
Statt wirkliche Vorschläge für eine stär-

kere Kohärenz – und effektivere Sankti-
onsmechanismen – für internationale Um-
weltabkommen zu machen, scheint sich
das Panel außerdem darauf versteift zu
haben, dass ein so genanntes „Cluste-
ring“ – also die räumlich-administrative
Zusammenlegung verschiedener interna-
tionaler Umweltabkommen und -konven-
tionen – die Arbeit dieser Institutionen
(wie der Konvention für biologische Viel-
falt) wie ein Wunder effizienter gestalten
könnte. Auch wenn „Clustering“ in eini-
gen Fällen sinnvoll sein kann, wäre es
wenig hilfreich wenn das Panel dieses
Mittel als Allheilmittel verkaufen würde.

Augen offen halten
Aber vielleicht sind dies alles nur

Gerüchte. Sicher ist, dass die Vorschläge
des Panels, wenn sie in einigen Wochen
vorliegen, einiges politisches Gewicht ha-
ben werden. Auch wenn vielleicht nur die
Presse in Pakistan, Mosambik und Nor-
wegen aktiv berichten wird - die hoch-
karätige Besetzung des Panels sichert ei-
nige offene Ohren in New York. Gleich-
zeitig aber gilt, dass der nächste Gene-

ralsekretär der Vereinten Nationen
die Vorschläge des Panels aufgreifen
muss, damit diese eine Chance ha-
ben, den Weg zu weiteren Schritten
im UN-Reformprozesszeigen zu zei-
gen.

Die Zivilgesellschaft hat es nur sehr
bedingt geschafft die Arbeit des Pa-
nels zu verfolgen und zu beeinflus-
sen. Einige NGOs haben direkte
Vorschläge an das Panel unterbrei-
tet3. Darin betonten sie vor allem die
Notwendigkeit dem internationalen
Freihandelsregime soziale und öko-
logische Grenzen aufzuerlegen. Dies
wird das Panel wohl kaum vorschla-
gen. „Der Welthandel“, so ein Panel-
mitglied, „ist bei unseren Diskussio-
nen der große Elefant im Raum, von
dem alle so tun als wäre er nicht an-
wesend“; angesichts der Größe des
Elefanten, eine beeindruckende
Fähigkeit...

UN-Umweltorganisation 
nicht in Sicht

Hoffnungen der Zivilgesellschaft, das
Panel könnte die Diskussion um eine Auf-
wertung der UNEP zu einer United Nati-
ons Environment Organization (UNEO)
vorantreiben haben sich bisher nicht er-
füllt. Gleichzeitig haben Mexiko und die
Schweiz einen Bericht über die New Yor-
ker UN-Konsultationen zu Umwelt und
Governance4 vorgelegt, der zwar erneut
die Notwenigkeit einer Stärkung der „In-
ternational Environmental Governance“
unterstreicht, aber bei Lösungen sowie ei-
nem Prozess, der zu einer Verbesserung
führen soll, vage bleibt5. Auch dieser Pro-
zess hat also die Debatte um eine UNEO
bisher nicht weiterbringen können. Es
fehlt auf internationaler Ebene weiterhin
der politische Aufhänger, der der Umwelt,
als Grundlage für Entwicklung, die glo-
bale Stimme verschaffen könnte, die sie
benötigt. 

Daniel Mittler 

Der Autor ist Politischer Berater von Greenpeace 
International.

1 http://www.un.org/events/panel/
2 www.pakistantimes.net/2006/09/01/top2.htm
3 http://www.stakeholderforum.org/policy/ieg/ 
HLPanelonSystemWideCoherence.htm
4 Siehe, Daniel Mittler, Neue Prozesse, alte Debatten?,
Forum Rundbrief 1/2006, www.forum-ue.de/fileadmin/
userupload/rundbriefe/rundbrief_1_2006.pdf
5 www.reformtheun.org/index.php?module=
uploads&func=download&fileId=1579

Vorschläge zur UN-Reform 
Neue Ideen für Entwicklung und Umwelt?
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Ziel des Nationalen Waldpro-
gramms ist es, internationale Be-
schlüsse zum Schutz der Wälder in
ein aktionsorientiertes Programm
zu übersetzen. Dies hätte während
des 18. Runden Tisches im Juni er-
folgen müssen. Doch die Mehrheit
der Teilnehmer lehnte diese Kon-
kretisierung ab. 

Beim 18. Runden Tisch des Nationalen
Waldprogramms Deutschland (NWP)

riss einigen Umweltverbänden der Ge-
duldsfaden. Da das Bundeslandwirt-
schaftsministerium und die
Mehrheit der Akteure nicht
bereit waren, bereits ver-
einbarte Handlungsemp-
fehlungen für den Wald zu
konkretisieren,  verließ der
Vertreter von Greenpeace
unter Protest den Saal.

Martin Kaiser, Waldex-
perte bei Greenpeace:
„Auch nach sieben Ver-
handlungsjahren kann der
Runde Tisch keine einzige
konkrete Aktion vorweisen
– ein echtes Armutszeugnis
deutscher Waldpolitik. Auf
der Strecke bleiben der
Schutz wertvoller Waldge-
biete, die Förderung der
ökologischen Waldnutzung
in Deutschland und der Er-
halt der Urwaldgebiete welt-
weit.“

Nach Rücksprache mit
verschiedenen Umweltverbänden erklär-
ten kurze Zeit darauf auch die Koordina-
tion der AG Wald, der BUND und Pro
REGENWALD ihren Ausstieg aus dem
Nationalen Waldprogramm. Maßgebend
für den Rückzug war neben der mangeln-
den Konkretisierung das Fehlen einer un-
abhängigen Moderation und der Verstoß
verschiedener Akteure gegen den Ver-
handlungsleitfaden. Nachdem einige Ak-
teure ankündigten, auch in späteren Ver-
handlungen ihr Veto gegen eine Konkre-
tisierung der Handlungsempfehlungen
einzulegen,  sah der Vertreter der AG
Wald keine Aussicht mehr, messbare Er-
gebnisse zu erzielen.

Am Runden Tisch treffen sich seit 1999
die zuständigen Ministerien, Waldnutzer-
verbände, Holzhandel, Gewerkschaften

und Umweltverbände. Ziel des NWP ist
es, internationale Beschlüsse zum Schutz
der Wälder in ein aktionsorientiertes Pro-
gramm für Deutschland zu übersetzen. 

Als Ergebnis liegt seit Oktober 2003
ein Dokument vor, das den aktuellen
Stand der Beratungen wiedergibt. Die
wichtigsten Themen sind:

❑Wald und internationale Zusammenar-
beit/Internationaler Handel

❑Biodiversität, Waldbewirtschaftung und
Naturschutz

❑Ökonomische Bedeutung der Forst- und
Holzwirtschaft

der Bundesländer wollten sich nicht zu
konkreten Aktionen etwas zum Waldna-
turschutz in die Pflicht nehmen lassen.
Nach der Föderalismusreform bleibt oh-
nehin unklar, welche Reichweite ein Na-
tionales Waldprogramm auf Länderebe-
ne haben kann.

Politischer Wille fehlt
Für die ausgestiegenen Umweltverbän-

de stand der Aufwand in keinem Verhält-
nis zum erzielbaren Ergebnis. Hinzu
kommt der Eindruck, dass die wichtigen
Entscheidungen zur Waldpolitik andern-
orts gefällt werden. So werden wichtige

wald- und forstpolitische
Themen wie die beabsich-
tigte Abschaffung des jähr-
lichen Waldzustandsberich-
tes im Rahmen des Wald-
programms nicht einmal
diskutiert. Ein politischer
Wille, die von wichtigen
gesellschaftlichen Gruppen
im Konsens verabschiede-
ten Empfehlungen umzuset-
zen, ist nicht erkennbar.

NWP kann wichtiges 
Instrument sein

Andere Umweltverbände,
so der WWF, der NABU
und der Ökologische Jagd-
verband, unterstützen die
Kritik am NWP und sind
ebenfalls unzufrieden mit
den Ergebnissen. Sie sehen
im NWP trotzdem ein wich-
tiges Instrument. Schon der

Umstand, den regelmäßigen Dialog zwi-
schen den waldrelevanten Gruppierun-
gen in Deutschland  beizubehalten,
spricht durchaus für eine Fortsetzung des
NWP. Somit ist davon auszugehen, dass
im Nationalen Waldprogramm auch in
Zukunft Umwelt-NROs mitwirken werden.

Greenpeace aber bleibt bei seiner har-
schen Kritik. Anstatt teure, aber ineffekti-
ve Beteiligungsprozesse wie das Nationa-
le Waldprogramm zu organisieren, sollte
Minister Seehofer endlich den Waldna-
turschutz in Deutschland und den Ur-
waldschutz weltweit voranbringen. 

László Maráz

Der Autor ist Koordinator der AG Wald im Forum Um-
welt und Entwicklung.

Endlose Debatten - aber keine konkreten Ergebnisse
Mehrere Umweltverbände verlassen das Nationale Waldprogramm

Kahlschlag vom August 2006 gegenüber von Schloss Elmau/Bayern,
Landkreis Garmisch Partenkirchen. Der Kahlschlag wurde wegen der
Proteste gestoppt. 
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Keine Konkretisierung
Die insgesamt 182 Handlungsempfeh-

lungen sollten während der vergangenen
Monate konkretisiert werden. Dazu hatte
man eine Arbeitsgruppe eingerichtet, in
der auch die Umweltverbände mitarbeite-
ten. Doch der Arbeitsgruppe gelang nur
die Einigung auf die wichtigsten und vor-
dringlichsten 11 Kernempfehlungen und 
Kernaktionen. Die Konkretisierung hätte
dann während des 18. Runden Tisches im
Juni erfolgen müssen. Doch die Mehrheit
der Teilnehmer, allen voran das Bundes-
landwirtschaftsministerium und das Bun-
deswirtschaftsministerium, lehnten es ab,
die Kernempfehlungen mit konkreten Ak-
tionen und dazugehörigen Fristen für die
Umsetzung zu versehen und verbindlich
festzulegen sowie die verantwortlichen
Akteure zu benennen. Auch die Vertreter
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eine Seite (?) die Notwendigkeit zum
Schutz aquatischer Ökosysteme ausführ-
lich begründet, gelingt es der anderen (?),
selbst fossile Wasservorkommen als prin-
zipiell nutzbar in den Text zu schreiben. 

Nach soviel heiterem Hintergedanken-
Raten hat der Außenstehende weniger ei-
ne Vorstellung davon, wohin die deutsche
Entwicklungszusammenarbeit zielt, als
von der Machtverteilung innerhalb der
zuständigen Behörden. Gewiss: Wer das
Vorgänger-Papier von 1996 heranzieht2,
wird sehen, dass der Paradigmenwechsel
unterwegs ist. Aber er kommt quälend
langsam voran. Das Papier zeigt, dass
die internationale Debatte in Deutschland
angekommen ist. Aber das Missverhältnis
der letzten Jahre – dass dezentrale und
econsan-Konzepte argumentativ das Feld
beherrschen, während die traditionellen
Infrastrukturen und die zugehörigen Inter-
essengruppen im Windschatten segeln
und den Löwenanteil der Mittel erhalten,
bleibt bestehen3. Auch nach diesem Pa-
pier können sie weitermachen wie bisher. 

Bleibt die Frage, ob ein solcher Text
zum „Konzept“ erklärt und auf Jahre hin-
aus festgeschrieben werden sollte. Die
NGOs, die im Vorfeld immerhin zu ihrer
Meinung befragt wurden4, können damit
nicht zufrieden sein. Und für die prakti-
sche Orientierung in diesem erklärter-
maßen zentralen Sektor der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit sind die
Formelkompromisse alles andere als hilf-
reich. 

Hier der Gegenvorschlag. Wie wäre
es, wenn das zuständige Ministerium den
Konflikt ernst nimmt? Wenn es die Konse-
quenz aus der Tatsache zieht, dass mittels
der industriegesellschaftlichen Infrastruk-
turtechnolgien die Millenniumsziele nicht
zu erreichen sind? Wenn es Gerüchte
über die mangelnde Praxiserprobung
wasserfreier Entsorgungstechniken oder
über ihre ausschließlichen Eignung für
ländliche Regionen genau prüfte? Mit an-
deren Worten: Ein zehntel Prozent der
riesigen Summen, die für die alten Tech-
niken ausgegeben werden, würde rei-
chen, um die besten nationalen und inter-
nationalen Fachleute zur Beratung zu bit-
ten. Dann könnte die Ministeriumsspitze
innerhalb eines halben Jahres die politi-
schen Entscheidungen treffen, die für die
Erstellung eines Konzeptes nun einmal
notwendig sind. 

„Leitplanken“
Ein Sektorkonzept ist kein Aktionsplan.

Gut. Aber es bietet zumindest die Chance
„Leitplanken“ zu formulieren, die auf
Konzeptniveau und anhand von Projekt-
beispielen erläutern wohin die Reise mit
wie viel Mitteln und mit welchen Techni-
ken geht. 

In einem Sektorkonzept möchten wir
z.B. lesen, wie viele Menschen die deut-
sche Entwicklungshilfe wo und mittels wel-
cher Verfahren mit Wasser und Sa-
nitäreinrichtungen versorgen möchte.
Wie sie die vorhandenen Mittel dafür
aufteilt, wie sie die Hygieneerziehung 
sicherstellt. Und welche Organisations-
strukturen sie aufbaut, anpasst oder nutzt,
um die vorhandenen Mittel effizient vor
Ort einzusetzen. Es muss mehr sein als ei-
ne Sammlung mehr oder weniger allge-
meiner und sich ggf. widersprechender
Prinzipien für die Beurteilung von Sub-
ventionsanträgen. 9 Jahre vor Ablauf der
nächsten Frist im Rahmen des Millenni-
umsprozesses ist es dafür nicht zu früh.  

Die Entwicklungszusammenarbeit im
Wassersektor könnte damit den Weg aus
den Expertenzirkeln und Interessentenlob-
bies heraus auf den Marktplatz der Ideen
antreten. Das wäre kein Zeichen von
„Schwäche“ – im Gegenteil. Es würde
helfen mehr Menschen zu Mitsprache und
Mitarbeit zu gewinnen, öffentliches Be-
wusstsein zu wecken und Geld zu mobili-
sieren. All das wäre dringend nötig. Was
spricht dagegen? 

Roland Schaeffer

Der Autor ist Freier Autor und Mitarbeiter im Umwelt-
amt der Stadt Frankfurt. Er hat kürzlich mit R. Loske
das Buch „Die Zukunft der Infrastrukturen“ (Metropolis-
verlag, 2005) herausgegeben.

1 BMZ-Sektorkonzept Wasser; Entwurfsfassung, Stand
August 2006
2 BMZ-Sektorkonzept Wasser; aktuell gültige Fassung
von 1996
3 „Während die FZ weiterhin überwiegend klassische
Infrastrukturimplementierung betreibt, ist die TZ zwi-
schenzeitlich vorrangig auf die Beratung von Sektorre-
formprozessen ausgerichtet. Sie kann dabei kaum noch
auf Finanzierungsbeiträge zurückgreifen, (...)“ S. 36. in
Bliss (2004): Armutsorientierung bestehender entwick-
lungspolitischer Programme und Projekte im Wasser-
sektor. Teilgutachten im Rahmen des BMZ- Forschungs-
projekts (Referat 313) „Wasser und Armut: Schlussfol-
gerungen für die Umsetzung des Aktionsprogramms
2015 und das Erreichen der Millennium Development
Goals“. Deutsches Institut für Entwicklung, Bonn
4 Kommentar von NGOs des Forum Umwelt und Ent-
wicklung zur Juni 2006-Fassung des „BMZ-Sektorkon-
zept Wasser“, siehe www.forumue.de > AG Wasser.

Zwei Konzepte in einem Papier
Das neue „BMZ-Sektorkonzept Wasser“ verrät nicht wie die deutsche 
Entwicklungszusammenarbeit die Milleniumsziele erreichen möchte
Wie die globalen Wasserprobleme
zu lösen und die Millenniumsziele
zu erreichen sind, darüber gibt es
bekanntlich höchst verschiedene
Vorstellungen. 

Die einen möchten die Wasserversor-
gung über Brunnen sichern, Ressour-

cen wie Regenwasser einbeziehen und
die lokalen Gemeinschaften für Unterhal-
tung und Betrieb organisieren. Die ande-
ren planen und bauen klassische Stadt-
infrastrukturen und führen deren
Schwächen auf falsche Managementkon-
zepte oder mangelnde Fähigkeiten der
Geholfenen zurück. 

Die einen möchten die Sanitärversor-
gung Wasser sparend oder gar wasser-
frei und dezentral organisieren und die
gewonnen Düngemittel in die natürlichen
Kreisläufe zurückführen. Die anderen
bauen Kanalisationen und Kläranlagen,
auch wenn diese meist nach kurzer Zeit
nicht mehr betrieben werden. 

Die einen wenden große Teile der Mittel
für Informationskampagnen und die Betei-
ligung der Betroffenen auf (30 % und
mehr) und schicken Beratungsteams, die
mit den örtlichen Verhältnissen vertraut
sind. Die anderen errichten Regulierungs-
behörden, entwickeln Steuerungskonzepte
und suchen nach privaten Investoren, die
möglichst auch etwas beitragen sollen.

Topflappendiskussion
So könnte man sehr holzschnittartig die

Positionen darstellen, die in dem Referen-
tenentwurf des „BMZ-Sektorkonzept
Wasser“ (Stand August 2006)1 aufeinan-
der treffen. Aber wer erwartet, dass es
solche Widersprüche deutlich macht und
Lösungsvorschläge entwickelt, wird ent-
täuscht. Es benennt die Kontroverse nicht:
Weil der Topf zu heiß ist, werden Topf-
lappendiskussionen geführt. Und wenn
unterschiedliche Textteile wie auf S. 11
aufeinander treffen, darf die Leserin raten
und vermuten, wer warum welche Formu-
lierung hineingeschrieben hat. Hier konn-
te offenbar jemand ein paar kluge Be-
merkungen zum Menschenrecht auf Was-
ser oder zur Armutsbekämpfung unter-
bringen. Gleich danach ist es jemandem
geglückt, die Forderung nach Kosten-
deckung (die in dieser Form nur inner-
halb der traditionellen Infrastruktur Sinn
macht) unterzubringen. Und während die
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Der Regen stahl Professor Biswas
die Show. Während Asit Biswas
vom Third World Centre for Water
Management für seine Verdienste
um das internationale Wasserma-
nagement mit dem prestigeträchti-
gen Stockholmer Wasserpreis aus-
gezeichnet wurde, avancierte das
Thema Regenwasser zum heimli-
chen Star der Weltwasserwoche,
die vom 20. bis 26. August in der
schwedischen Hauptstadt tagte. 

Am ersten Konferenztag überflutete ein
Gewitter mit Rekordniederschlags-

mengen die Stockholmer Innenstadt, löste
ein Verkehrschaos aus und zwang die in-
ternationale Wasserszene, zum Empfang
des Bürgermeisters knietief durchs Was-
ser zu waten. 

In den darauffolgenden fünf Tagen dis-
kutierten Vertreter der Weltbank, der
Wissenschaft, der Industrie, von Regie-
rungen und Zivilgesellschaft über die
Konflikte bei grenzüberschreitenden Flüs-
sen, über Korruption im Wassersektor,
über Naturkatastrophen und über Wasser
und Ernähung. Die Kongressteilnehmer
stellten Ansätze vor, wie mit Konflikten im
Wassersektor in ihrem Land umgegangen
wird. Pianporn Deetes aus Thailand be-
richtete wie Bauern, die an den Ufern des
Mekong Flusses leben, den Wert des Flus-
ses und dessen Ökosystems quantifizie-
ren. Die Bauern und Bäuerinnen berech-
nen, welchen Wert der Fisch hat, den sie
täglich fangen und welchen Wert das
Wasser und der Nährschlamm haben,
die ihre Gärten an den Ufern des Flusses
bewässern und so mit ihre Lebensgrund-
lage bilden. Diese Informationen sind
zentral, wenn die Menschen mit der Re-
gierung über die Vor-und Nachteile des
geplanten Baus von großen Staudämmen
an ihrem Fluss diskutieren. Die Recher-
chen der Bauern sind die Grundlage für
eine faire Kosten-Nutzenabwägung zwi-
schen dem Bedarf der Bauern an Wasser
und dem Energiebedarf der schnell wach-
senden Industrie und Städte Südostasiens. 

Am Beispiel des Mekong Flusses wurde
deutlich, dass überall auf der Welt Ideen
für einen verbesserten Umgang mit der
kostbaren Ressource umgesetzt werden.
Das Integrated Water Ressources Mana-
gement (IWRM) ist dabei der zentrale An-
satz, der soziale und ökologische Aspek-

te vereint und einen Rahmen zur Lösung
von Nutzungskonflikten im Wassersektor
darstellt. 

Grenzüberschreitende Flusssysteme
Während einige Kongressteilnehmer

die Umsetzung des IWRM Ansatzes lob-
ten, bemängelten andere die ungenügen-
de Anwendung von Managementansät-
zen wie IWRM. Das Büro des UNDP Be-
richts zur Menschlichen Entwicklung gab
in Stockholm zu Bedenken, dass es bei
dem Management von grenzüberschrei-
tenden Flusssystemen kaum Zusammenar-
beit zwischen Regierungen gäbe, obwohl
die Wasserkonflikte der Zukunft sich ge-
nau dort abspielen würden.

So war es nicht verwunderlich, dass
der Staudammbau an den Flüssen Eu-
phrat und Tigris auf der Weltwasserwo-
che prominent diskutiert wurde. Für die
Türkei stellen die Flüsse eine ungenutzte
Ressource dar: mit dem Bau von Stau-
dämmen könnten Millionen Tonnen Was-
ser für die Bewässerung türkischer Felder
vom Fluss abgezweigt werden. Aus der
Sicht der flussabwärts gelegenen Staaten
Syrien und Irak stellt der Staudammbau
am Oberlauf von Euphrat und Tigris je-
doch eine große Gefahr dar: weniger
Wasser in den Flüssen ist eine Bedrohung
für hunderttausende von Kleinbauern, für
die das Flusswasser die Lebensgrundlage
darstellt. Kevin Watkins, Direktor des
Büros des UNDP Berichts zur Menschli-
chen Entwicklung kommentiert: „Jeder
Tropfen Wasser für die türkischen Bauern
ist wie ein Verlust für die syrischen Bau-
ern.“ Kevin Watkins machte auch darauf
aufmerksam, dass es keine Kunst sei, die
Wasserkonflikte der Zukunft zu lokalisie-
ren: im Nahen Osten, der wasserärmsten
Region der Welt, fließen 90 Prozent aller
nutzbaren Wasserressourcen auf dem
Territorium von mehr als einem Staat. Der
grenzüberschreitende Wettstreit ums
Wasser ist längst in vollem Gange. Zen-
tral bei den Wasserkämpfen der Gegen-
wart und der Zukunft sind jedoch nicht
nur die unterschiedlichen nationalen In-
teressen der Flussanrainerstaaten, son-
dern auch die unterschiedlichen Bedürf-
nisse des Menschen und der Natur. 

Staudämme keine Lösung
Malin Falkenmark vom Stockholm Inter-

national Water Institute erinnerte die Kon-
ferenzteilnehmer daran, dass Wasser

dem Ökosystem verloren geht, wenn es
für die Landwirtschaft und die Produktion
von Nahrungsmitteln genutzt wird. Dass
wir es hier also, wie in dem Fall des Eu-
phrat und Tigris Flusssystems, mit einem
Nullsummenspiel zu tun haben. Sie
schätzt, dass wir den globalen Wasser-
verbrauch verdoppeln müssen, um
Ernährungssicherheit für die hungernde
und wachsende Weltbevölkerung zu ge-
währleisten. Doch wie den Wasserver-
brauch steigern, ohne die verbleibenden
Frischwasserökosysteme komplett kaputt
zu machen? Eine Steigerung des Was-
serangebots sei nicht durch den Bau von
noch mehr Staudämmen zu leisten, so
Falkenmark. Einerseits leben besonders
viele hungernde Menschen in Gegenden,
in denen die meisten Flüsse bereits aufge-
staut sind, andererseits würde eine Stei-
gerung des Staudammbaus dem Ziel der
nachhaltigen Entwicklung zuwiderlaufen
und kostbare Ökosysteme zerstören, an-
statt sie zu bewahren. 

„Wir müssen Regenwasser als Haupt-
quelle für Bewässerung anerkennen,“ for-
derte Frau Falkenmark und gab damit
den zentralen Impuls der Weltwasserwo-
che. Es gelte, die Produktivität des Regen-
feldbaus zu erhöhen. Bauern und Bäue-
rinnen sollten in die Lage versetzt werden,
so viel wie möglich von dem kostbaren
Nass in der Nähe ihrer Felder zu sam-
meln, so dass sie es dann einsetzten kön-
nen, wenn sie es am meisten brauchen.
Da der Großteil der Armen und Hun-
gernden vom Regenfeldbau abhängig ist,
müssen deren Kapazitäten gestärkt wer-
den, ausreichend Nahrungsmittel anzu-
bauen. 

Die Weltwasserwoche hat mit dem The-
ma Regenwasser einen richtungsweisen-
den Impuls gegeben. Dieser ist besonders
an die europäischen Hauptstädte gerich-
tet, wo die wichtigsten Entscheidungen
über die offizielle Entwicklungshilfe für
den Wassersektor getroffen werden.
Während noch heute das meiste Geld für
Großprojekte ausgegeben wird, liegt die
Zukunft in der Förderung des Regenfeld-
baus.  

Ann Kathrin Schneider

Die Autorin arbeitet für das International Rivers 
Network.

Regenwasser - Zukunftswasser
Weltwasserwoche in Schweden
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Im Juni fand im kanadischen Van-
couver das III. World Urban Forum
des UN-Siedlungsprogramms UN
Habitat statt. Die mit massiver pri-
vatwirtschaftlicher und kanadischer
Unterstützung organisierte Konfe-
renz konzentrierte sich thematisch
auf Fragen rund um die globale
Urbanisierung. International rele-
vante Beschlüsse werden bei ei-
nem World Urban Forum nicht ge-
fasst. 

Das III. World Urban Forum feierte zu-
gleich einen Geburtstag. 1976 fand

in Vancouver die Habitat I Konferenz
statt, die u.a. ein „Recht auf angemessene
Unterkunft“ reklamierte. Von der Erfül-
lung dieser Forderung ist die Welt heute
weiter entfernt denn je. Wie der aus An-
lass der Konferenz veröffentliche UN-Ha-
bitat-Report „State of World’s Cities“ dar-
legt, ist die Zahl der Menschen, die in so-
genannten „Slums“ hausen, im Laufe der
letzten Jahre von 850 Millionen auf
knapp eine Milliarde gewachsen. 

Menschenrecht auf Wohnen?
Die kritische und menschenrechtsorien-

tierte NGO-Szene um die ebenfalls 1976
gegründete Habitat International Coaliti-
on (HIC) begleitete die offizielle Eröffnung
der Konferenz mit einer Protest-Kundge-
bung vor dem Eingang des Kongresszen-
trums. Vertreter/innen von NGOs und
Basisbewegungen aus Afrika, Asien, Eu-
ropa, Latein- und Nordamerika pranger-
ten eklatante Beispiele für Verletzungen
des Menschenrechts auf Wohnen an. 

Miloon Kothari, Spezialberichterstatter
der Vereinten Nationen für das Recht auf
angemessene Unterkunft, beklagte in sei-
ner Rede eine alarmierende Zunahme von
Zwangsräumungen auf der ganzen Welt.
„Sowohl in autoritären als auch in demo-
kratischen Staaten werden ungezählte Mil-
lionen aus ihren Wohnungen vertrieben“,
berichtete Kothari. Viele sogenannte Ent-
wicklungsprojekte, Stadterneuerungen und
Slum-Sanierungen würden Menschen-
rechtsstandards verletzen. So wurden zum
Beispiel in Harare/Zimbabwe unter dem
Vorwand der Beseitigung illegaler und kri-
mineller Strukturen 700.000 Menschen ver-
trieben. In Abuja, der Retorten-Hauptstadt
von Nigeria, wurden seit 2004 über
800.000 Menschen aus informellen Sied-

lungen geräumt. Die „Bereinigung“ von
Slums in Indien hat mehrere Millionen Men-
schen vertrieben.

Aber nicht nur in den Armutszonen des
„Südens“ kommt es zu massiven Verdrän-
gungen. Im kanadischen Ontario werden
jährlich ca. 60.000 Menschen zwangs-
geräumt, weil sie die exorbitant steigenden
Mieten nicht mehr bezahlen können, be-
richtete Michael Shapcott, Sprecher des
kanadischen „National Housing and Ho-
melessness Network“. Anita Beaty von der
US-Koalition gegen Obdachlosigkeit be-
klagte die zunehmende Kriminalisierung
der Obdachlosen. Die organisierten Opfer
des Hurricans „Katrina“ protestierten laut-
stark gegen die völlig unzureichende Un-
terstützung für die Rückkehr der Ärmeren
nach New Orleans. Unter den Klängen ei-
ner Jazzkapelle und angeführt von einer
Organisatorin aus New Orleans schlossen
die Teilnehmer ihre Kundgebung mit einem
„Funeral March“ ab.

Auch bei Veranstaltungen der Nichtre-
gierungsorganisationen innerhalb des
Forums wurden Themen wie Zwangsräu-
mungen und Privatisierung von Wohn-
raum diskutiert. Wichtige Punkte waren
auch die Rechte der Frauen auf eigenen
Besitz, die Notwendigkeit des gemein-
schaftlichen Vorgehens bei der Verbesse-
rung der Wasserversorgung in Afrika
oder die Erfolge und Misserfolge der Ba-
sisbewegungen bei der Rückkehr in die
Tsunami-Gebiete. Doch bei Hunderten
von Veranstaltungen wurden Privatisie-
rungen als Heilmittel dargeboten. Übe-
rall, auch z.B. in Indien, wird Erfolg von
Entwicklung unhinterfragt an der Eigentü-
merquote gemessen, und nicht daran,
dass das Elend der Ausgeschlossenen ge-
rade im indischen Wirtschaftsboom zu-
nimmt. 

In der Slum-Politik zeichnete sich eine
andere bemerkenswerte Entwicklung ab:
Manche Regierungen versuchen, gezielt
mit bestimmten Organisationen der Slum-
Bewohner zu kooperieren, um die infor-
mellen Siedlungen – meist über individu-
elle Grundstücksrechte – zu legalisieren
und dann durch Selbsthilfe zu verbessern.
Dabei können auch Vereinbarungen zu
Umsiedlungen eine Rolle spielen. Zeich-
net sich ein „neo-korporativistisches Ma-
nagement“ der städtischen Armut ab? Bei
einer Veranstaltung der umstrittenen
„Commission for the Legal Empowerment
of the Poor“, (der nachgesagt wird, sie

stehe unter starkem Einfluss des Peruani-
schen Ideologen informeller Privatwirt-
schaft, DeSoto) bekundeten sich Regie-
rungsvertreter/innen wie die südafrikani-
sche Wohnungsbauministerin und Vertre-
ter/innen der Slum-Organisationen ge-
genseitige Hochachtung für den Mut zum
Dialog. „Nicht wir brauchen Unterstüt-
zung der Regierungen um uns organisie-
ren, die Regierungen brauchen unsere
Unterstützung und unsere Geduld damit
sie sich ändern können“, sagte ein Spre-
cher der Slum-Bewohner.

Nicht alle NROs sind freilich mit dieser
Orientierung einverstanden. Bei einer
Veranstaltung mit dem stellvertretenden
Phillipinischen Ministerpräsidenten kam
es zum Eklat als Vertreter von Menschen-
rechtsorganisationen aus Manila der Re-
gierung vorwarfen, Zwangsräumungen
zu unterstützen. Der Politiker („Wir sind
die größte Demokratie der Welt. Bei uns
darf man sogar ungestraft lügen“) rief
daraufhin eine im Publikum sitzende Ver-
treterin einer Slumorganisation aus Mani-
la auf. Und diese bestätigte wunsch-
gemäß, dass die Zwangsräumungen in
Manila „freiwillig“ erfolgt seien. 

Downtown Vancouver
Nur einen Fußmarsch vom luxuriösen

Kongresszentrum an der Waterfront ent-
fernt leben in Downtown Vancouver Ob-
dachlose zu Tausenden auf der Straße.
Dort fressen sich touristisch aufgewertete
Gebiete, die „Chinatown“ einwandern-
der reicher Chinesen und teure Eigen-
tumswohnungsblocks immer mehr in den
alten Arbeiterbezirk. Dicht an dicht drän-
gen sich Behinderte, psychisch Kranke,
Drogensüchtige samt ihren Habseligkei-
ten in den engen Gassen zwischen her-
untergekommenen Billigpensionen. Vor
den Sozialzentren bilden sich schon in
der Nacht lange Schlangen von Men-
schen, die Unterstützung bei ihrem So-
zialhilfeantrag brauchen. 

„Erst die Niedriglohnpolitik und die
Einfrierung der Sozialleistungen bei stei-
genden Preisen. Dann die Einstellung des
sozialen Wohnungsbaus trotz massiver
Zuwanderung. Das hat die Situation in
den letzten Jahren massiv verschlimmert“,
berichten ehrenamtliche Sozialarbeiter
aus dem Viertel. „Bei der Winterolympia-
de wird wahrscheinlich wieder nichts
Gutes für unser Viertel heraus springen.“

Knut Unger

Der Autor ist Koordinator der AG Habitat im Forum
Umwelt und Entwicklung und Sprecher des „Mieter-
forums Ruhr“. 

Elend im Reichtum
III. World Urban Forum in Vancouver
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Afrika in Bewegung – Migrati-
on in Afrika und nach Europa:
Ihre Ursachen und Folgen
Tagung
06. - 08. Oktober 2006
Ev. Akademie Sachsen-Anhalt,
Lutherstadt Wittenberg
Das Leben in Subsahara-Afrika
ist in zunehmendem Maße durch
das Schicksal von Flucht und Mi-
gration geprägt. Flüchtlingsexis-
tenzen drohen für immer mehr
Menschen zur Normalität zu wer-
den. Das hat vielfältige Ursachen:
politische, ökonomische, soziale
und ökologische. Ebenso vielfäl-
tig wie die Ursachen der Migra-
tion sind deren Folgen. So hat
Auswanderung auch positive
Aspekte wie z.B. die Geldüber-
weisungen der MigrantInnen an
ihre Familien in Afrika. Doch Mi-
gration hochqualifizierter Men-
schen führt gleichzeitig zu einem
„brain drain“, der u. a. den Druck
auf die afrikanischen Regierun-
gen verringert, notwendige struk-
turelle Schritte zur Verbesserung
der Arbeits- und Lebensbedin-
gungen vorzunehmen. 
Schiffsunglücke im Mittelmeer und
aufgegriffene Schleuserboote füh-
ren die Ausmaße der Migration
nach Europa vor Augen, doch der
Hauptstrom der innerafrikani-
schen Migration bleibt uns ver-
borgen. Die EU will durch den
Bau von Flüchtlingslagern in Afri-
ka die Migration eindämmen. Für
die einen stellen diese Lager eine
unmittelbare Verletzung der Men-
schenrechte dar, für andere sind
sie eine realistische Option. Auf
der Tagung soll diesem Themen
nachgegangen und diskutiert wer-
den. 
Informationen:
Evangelische Akademie 
Sachsen-Anhalt e.V.
Kerstin Bogenhardt
Schloßplatz 1 d
06886 Lutherstadt Wittenberg
Tel: 03491-498840
Fax: 03491-400706
E-Mail: ev-akademie-witten-
berg@t-online.de
www.ev-akademie-
wittenberg.de

Klimaschutz aus ethischer Ver-
antwortung
Symposium
12. Oktober 2006
Katholische Akademie Berlin
Der Schutz des Klimas ist die
größte umweltpolitische Heraus-
forderung des 21. Jahrhunderts.
Der Klimawandel gefährdet un-
sere Lebensgrundlagen und er-
weist sich als Brennpunkt globa-
ler, intergenerationeller und
ökologischer Gerechtigkeit. Mit
ihrer Erklärung „Klimawandel:
Brennpunkt globaler, intergene-
rationeller und ökologischer Ge-
rechtigkeit“, die im Vorfeld der
Konferenz veröffentlicht werden
wird, nehmen die Kommission für
gesellschaftliche und soziale Fra-
gen sowie die Kommission Welt-
kirche der Deutschen Bischofs-
konferenz zu den ethischen
Herausforderungen durch den Kli-
mawandel Stellung. Bei diesem
Symposion wird die Erklärung der
Bischöfe vorgestellt und mit Ver-
tretern von kirchlichen Verbän-
den, Umwelt- und Entwicklungs-
organisationen sowie der Politik
diskutiert. In Themenforen und ei-
ner Podiumsdiskussion werden
konkrete Handlungsoptionen ei-
nes kirchlichen Klimaschutzes ent-
wickelt und benannt.
Informationen:
KLJB
Franz Pöter
Drachenfelsstr. 23
53604 Bad Honnef-Rhöndorf
Tel: 02224-946523
Fax: 02224-946544
E-Mail: f.poeter@kljb.org
www.kljb.org

Bioenergie – Nachhal-
tigkeit als Herausforde-
rung

Internationale Konferenz
12. - 13. Oktober 2006
IKBB, Bonn
Bioenergie, insbesondere Bio-
kraftstoffe, sind ein rasant wach-
sender Industriezweig auf den in-
ternationalen Energiemärkten.
Vor dem Hintergrund der jüng-
sten Ölpreisanstiege und der dro-
henden Gefahr des Klimawandels
werden Alternativen zu Kraftstof-
fen auf Erdölbasis eine zuneh-
mend attraktive Option für den

Veranstaltungen/Termine
Verkehrssektor. Auf der anderen
Seite wirft der aktuelle „Bioener-
gieboom“ jedoch schwierige Fra-
gen auf: Konkurriert der Anbau
von Energiepflanzen um frucht-
bares Ackerland mit dem Anbau
von Nahrungsmitteln? Werden
Ölpalmen- oder Zuckerrohrplan-
tagen zur großflächigen Zer-
störung von Regenwäldern und
anderen Lebensräumen führen?
Wie steht es um die tatsächliche
Kohlenstoffbilanz der Bio-Ener-
gieträger?
Ob die wachsende Nutzung von
Bioenergie in Zukunft auf breite
öffentliche und politische Unter-
stützung zählen kann, hängt da-
von ab, ob die Herstellung, Nut-
zung und der Handel mit
Bioenergie sich insgesamt positiv
auf die unterschiedlichen Kom-
ponenten von nachhaltiger Ent-
wicklung (Umwelt, Wirtschaft und
soziale Entwicklung) auswirken.
Diese internationale Konferenz
bringt Regierungsexperten,
NGO-Vertreter, Wirtschaft und
Wissenschaftler zusammen – dar-
unter Befürworter und Kritiker der
Bioenergienutzung. Ziel der Kon-
ferenz ist es, praktikable Nach-
haltigkeitskriterien als Orientie-
rungshilfe für Politik, Wirtschaft
und zivilgesellschaftliche Akteure
zu entwickeln. Gemeinsam dis-
kutieren die Experten Chancen
und Risiken im Zusammenhang
mit einer expansiven Nutzung von
Bioenergie, analysieren Nach-
haltigkeitsprobleme und entwer-
fen praktikable Lösungsstrategien
für eine verantwortungsvolle Nut-
zung dieser wichtigen erneuer-
baren Ressource. 
Veranstalter sind das Forum Um-
welt und Entwicklung (Bonn) und
die United Nations Foundation
(Washington), mit Unterstützung
einer Reihe anderer Organisatio-
nen. 
Informationen:
Forum Umwelt und Entwicklung
Christina Pätzold
Am Michaelshof 8-10
53177 Bonn
Tel.: 0228-923993-50
ch.paetzold@forumue.de
www.forumue.de/bioenergy

FAO Konferenz zur Erhaltung
der Nutztiervielfalt - Aufruf zur
Vorbereitung von Begleitveran-
staltungen 
Internationaler Workshop
16. - 18. Oktober 2006
Bonn
Die Landwirtschafts- und Ernäh-
rungsorganisation der Vereinten
Nationen (FAO) wird eine Inter-
nationale Technische Konferenz
über Tiergenetische Ressourcen,
3-7. September 2007 in Interla-
ken, Schweiz, durchführen. Ziel
der Konferenz ist, das Bewusst-
sein der 190 Mitgliedsstaaten
über den Wert dieser Ressourcen
und den Ressourcenverlust zu
schärfen, und sich auf Prioritäten
für ihre Erhaltung und nachhalti-
ge Nutzung zu einigen. 
Nichtregierungsorganisationen
und Organisationen von Haltern
lokaler Rassen aus aller Welt wer-
den die FAO-Konferenz mit eige-
nen Veranstaltungen begleiten.
Sie thematisieren nicht nur den
Verlust der genetischen Vielfalt.
Die höchsten wirtschaftlichen
Wachstumsraten werden in der
Tierproduktion prognostiziert. Der
weltgrößte Saatguthersteller Mon-
santo hat in 160 Ländern Paten-
te auf allgemein bekannte Schwei-
nezuchtverfahren beantragt. Ge-
nus/Sygen hat zu seiner Rinder-
genetiksparte nun PIC, den welt-
weit größten Schweinezüchter,
hinzugekauft. Diese Monopolisie-
rung verdrängt weltweit die loka-
len Rassen, ein Prozess, der bei
Geflügel schon sehr weit fortge-
schritten ist. Die Planungen zur
FAO-Konferenz-Begleitung haben
begonnen; ein wichtiger Meilen-
stein ist ein internationaler Works-
hop (Sprache: englisch, mit deut-
scher Übersetzung) am 16. -18.
Oktober 2006 in Bonn, zu dem
u.a. Erhaltungsinitiativen einge-
laden sind. Veranstalter sind die
Liga für Hirtenvölker und Nach-
haltige Viehwirtschaft sowie das
Netzwerk LIFE. 
Informationen:
Susanne Gura
Tel.: 0228-9480670
Susanne@pastoralpeoples.org
www.pastoralpeoples.org
www.lifeinitiative.net
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hatte Energiesicherheit zum Kern-
thema – und es kann davon aus-
gegangen werden, dass Ener-
giethemen auch den G8-Gipfel in
Heiligendamm 2007 dominieren
werden. In Petersburg forderten
die G8-Staatschefs Energie-Inve-
stitionen in Höhe von 17 Billio-
nen Dollar – im wesentlichen in
den Ausbau fossiler und atoma-
rer Großtechnologien. Daran läs-
st sich zwar prächtig Geld ver-
dienen, aber dadurch werdenden
nahezu 2 Milliarden Menschen
ohne Zugang zu modernen Ener-
giedienstleistungen keine Per-
spektiven eröffnet. Ulrich Benter-
busch, Leiter des Sherpastabes im
Bundeswirtschaftsministerium,
wird die Zielsetzungen der Bun-
desregierung für den G8 Gipfel
2007 vorstellen. Die Defizite der
bisherigen Energiesysteme wer-
den aus internationaler Sicht ana-
lysiert. So wird Ewah Eleri, Inter-
nationales Zentrum für Energie,
Umwelt und Entwicklung Nigeria,
aufzeigen wie die katastrophalen
Auswirkungen der Ölförderung
in Nigeria entwicklungs- und um-
weltpolitische Fortschritte größ-
tenteils zunichte machen. Andrey
Ozharovskiy, Ecodefense Russ-
land, berichtet über die fatalen
Folgen der starren Ausrichtung
der russischen Energiepolitik auf
Atom und Kohle. Raman Mehta,
ActionAid India, stellt die Armut
und das Ausbleiben einer nach-
haltigen Entwicklung in Indien in
einen direkten Zusammenhang
mit der G8 Energiepolitik und
dem Klimawandel. Die Konse-
quenzen der G8 (Energie)Politik
für globalisierungskritische Stra-
tegien werden von Uli Brand, Uni-
versität Kassel, diskutiert.
Informationen: 
Forum Umwelt und Entwicklung
Mona Bricke
Am Michaelshof 8-10
53177 Bonn
Tel.: 0228-92399351
Fax: 0228-92399356
E-Mail: mona@forumue.de 
www.g8-deutschland.info

Mehr Tierschutz, mehr Umsatz?
Tagung
25. Oktober 2006
Berlin
Umfragen belegen: Die Konsu-
menten haben ein großes Inter-
esse an einer tiergerechten land-
wirtschaftlichen Produktion. In
augenfälligem Kontrast dazu steht
jedoch das tatsächliche Einkaufs-
verhalten bei Fleisch und Wurst:
Produkte aus wenig tiergerechter
Haltung dominieren den Markt.
Andererseits ist das Thema Eier-
kennzeichnung eine echte Er-
folgsstory des Tierschutzes. Die
Konsumenten greifen trotz des
höheren Preises immer häufiger
zu Eiern, bei denen auch der Tier-
schutz bestimmt. Die wenigen In-
formationen, die Verbraucher
heute in Sachen Tierschutz erhal-
ten, setzen sie durchaus in be-
wusstes Kaufverhalten um.
Die Tagung setzt genau hier an.
Gemeinsam mit Produzenten,
dem Einzelhandel, der Politik,
Wissenschaftlern und Tierschutz-
verbänden soll diskutiert werden,
mit welchen Strategien Tierschutz
an der Ladentheke zur Erfolgsge-
schichte werden kann. Woran
können Verbraucher tiergerechte
Produktion erkennen?  Was steht
besseren Absatzmöglichkeiten für
tiergerechte Produkte entgegen?
Wie können Handelsorganisatio-
nen und Firmen schon heute mit
Tierschutz punkten? Und welche
Gesamtstrategie wäre nötig? Im
Rahmen der Tagung sollen Ant-
worten und Praxisbeispiele ge-
funden werden.
Informationen: 
Verbraucherzentrale 
Bundesverband e.V.
Fachbereich 3
Gesundheit/Ernährung
Markgrafenstr. 66
10969 Berlin
Tel.: 030-25800430
Fax: 030-25800418
E-Mail: gesundheit@vzbv.de
www.vzbv.de

Biopolitik mitgestalten!
Workshop zur Vorbe-
reitung auf die interna-

tionale Biodiversitätskonferenz
CBD COP9/MOP4 in Deutsch-
land 2008

26. - 27. Oktober 2006
Gustav-Stresemann-Institut,
Bonn
Auf Einladung der Bundesregie-
rung werden in Deutschland 2008
die 9. Vertragsstaatenkonferenz
(COP9) der Konvention über die
biologische Vielfalt (CBD) und die
4. Vertragsstaatenkonferenz des
unter der CBD eingerichteten Pro-
tokolls über biologische Sicher-
heit (Cartagena-Protokoll) statt-
finden. Zahlreiche Organisatio-
nen werden im Vorfeld der drei-
wöchigen Großveranstaltung
Kampagnen durchführen, um öf-
fentliches Interesse für das Thema
Biologischen Vielfalt zu wecken. 
Wie können die NGO und die
Zivilgesellschaft auf die Umset-
zung der Ziele der Konvention
drängen: Schutz und Erhalt der
biologischen Vielfalt, ihrer nach-
haltigen Nutzung und dem ge-
rechten Vorteilsausgleich aus ihrer
Nutzung. Welche Positionen und
Strategien sind denkbar? Welche
Kooperationen und Aktionen kön-
nen neue Impulse setzen? Was
können wir aktiv tun um die bis-
her wenig bekannte CBD mehr
ins öffentliche Bewusstsein zu
bringen? Diese und weitere Fra-
gen sollen auf dem Workshop des
Forums Umwelt und Entwicklung
diskutiert werden, der sich u.a.
an Personen und Organisationen
aus Naturschutz- und Entwick-
lungsorganisationen, Kirchen,
Verbraucherschutz, Gewerk-
schaften, Medien, Landwirtschaft
und Forschung richtet. Das Forum
Umwelt und Entwicklung will mit
diesem Workshop den Rahmen
für inhaltliche Kooperationen und
gemeinsame Aktionen bieten. 
Informationen:
Forum Umwelt und Entwicklung
Monika Brinkmöller
Am Michaelshof 8-10
53177 Bonn
Tel.: 0228-359704
E-Mail: info@forumue.de 
www.forumue.de

Die Zukunft des Zuckers – Op-
tionen für eine entwicklungspo-
litisch, sozial und ökologisch
nachhaltige Zuckerpolitik

Abschlussveranstaltung 
17. Oktober 2006
Düsseldorfer Landtag
Seit gut einem Jahr diskutieren
Akteure aus der Zuckerwirtschaft,
Landwirtschaft, Wissenschaft, Po-
litik und Nichtregierungsorgani-
sationen aus Deutschland und Ent-
wicklungsländern über die Reform
der Zuckermarktordung. Diese
Abschlussveranstaltung konzen-
triert sich auf die Diskussion und
Weiterentwicklung von Hand-
lungsempfehlungen für die Politik.
Grundlage der Diskussion ist ei-
ne Zusammenfassung der bishe-
rigen Veranstaltungen, inklusive
der bereits angesprochenen Pro-
bleme und Handlungsempfehlun-
gen. Diese Unterlagen werden
nach der Anmeldung zugeschickt.
Die aktuelle Diskussion lässt sich
in drei große Themenbereiche un-
terscheiden. 
Was sind die Folgen der Zucker-
marktreform für die AKP- und
LDC-Länder und wie muss die Un-
terstützung für diese aussehen? 
Welche Möglichkeiten haben die
Landwirte in Deutschland sich an
die neue Situation anzupassen
und wie kann ihnen die Politik da-
bei helfen? Der dritte Themenbe-
reich beschäftigt sich mit Hand-
lungsempfehlungen zur
Förderung von Ethanol als Treib-
stoff und zu einem sozial und öko-
logisch verträglichen Anbau.
Informationen: 
Germanwatch
Kerstin Lanje
Kaiserstr. 201
53113 Bonn
Tel.: 0228-6049215
Fax: 0228-6049219
E-Mail: lanje@germanwatch.org 
www.germanwatch.org

Die G8 Energie-
sackgasse 
Eröffnungsveranstaltung

der Reihe „Politik der G8: 
Analysen & Gegenentwürfe“
17. Oktober 2006, 12-22 Uhr
Alte Feuerwache, Berlin
Der G8-Gipfel in Petersburg 2006
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Energieautonomie durch Spei-
cherung erneuerbarer Energien
(IRES I)

Internationale Konferenz
30. - 31. Oktober 2006
Wissenschaftspark Gelsenkir-
chen
Über 40 Referenten aus verschie-
denen Ländern – von Australien
über China bis zu den USA – ge-
ben einen Überblick über die viel-
fältigen technischen Optionen, mit
denen die Speicherung Erneuer-
barer Energien forciert werden
kann. Vorbehalte gegen Erneuer-
bare Energien sind, dass diese
nicht kontinuierlich verfügbar sei-
en und ihre Speicherung nicht
möglich und zu kostspielig. Ener-
giespeicherung ist daher das stra-
tegische Schlüsselelement zum ge-
nerellen Durchbruch Erneuerbarer
Energien – hin zu einer Vollver-
sorgung auf regenerativer Basis.
Die Konferenz informiert und gibt
Antworten: Zum Stand der Ener-
gietechnik und der Übertragbar-
keit auf Erneuerbare Energien;
Zum tatsächlichen Speicherbedarf
der verschiedenen Erneuerbaren
Energien; Zur bereits verfügba-
ren Vielfalt von Speichertechni-
ken für Erneuerbare Energien; Zu
Fragen der Verbesserung der
Wirtschaftlichkeit Erneuerbarer
Energien durch Energiespeiche-
rung.
Die Konferenz hat damit einen
signifikanten Stellenwert nicht nur
für die Entwicklung politischer
Strategien, sondern vor allem
auch für Unternehmen, die Er-
neuerbare Energien nutzen, ins-
besondere hinsichtlich Produkt-
entwicklung und Marktperspekti-
ven. 
Informationen:
EUROSOLAR e.V.
Irm Pontenagel
Kaiser-Friedrich-Straße 11
53113 Bonn
Tel.: 0228-362373/75
Fax: 0228-361279/13
E-Mail: info@eurosolar.org
http://www.eurosolar.org
(Teilnahmegebühr: 
900,00 Euro)

Wi(e)der die Armut? Positionen
zu den Millenniumszielen der
Vereinten Nationen. 

Die Millennium Development Go-
als (MDGs) definieren Entwick-
lungsziele der internationalen
Staatengemeinschaft, die bis
2015 erreicht werden sollen: ei-
ne Halbierung des Anteil der Ein-
kommensarmen und Hungern-
den, der Zugang zu Trinkwasser
für über eine Milliarde Menschen,
der Kampf gegen Aids und Ma-
laria, die Erhöhung der Entwick-
lungshilfe, eine gesicherte „nach-
haltige“ Entwicklung und ein
faires Handelssystem. Zwar wer-
fen diese Zielvorgaben in der öf-
fentlichen Wahrnehmung ein hoff-
nungsvolles Licht auf die Zukunft
der Weltgesellschaft. Namhafte
ExpertInnen der Entwicklungspo-
litik bezweifeln jedoch die Er-
reichbarkeit der gesetzten Ziele
und damit auch die Schlagkraft
des gesamten Programms. 
In diesem neu erschienen Band
(9) der Reihe „Innovation in den
Hochschulen: Nachhaltige Ent-
wicklung“ analysieren Vertrete-
rInnen aus Wissenschaft, Politik
und von Nichtregierungsorgani-
sationen Bedeutung und Gehalt
der Millennium-Entwicklungsziele
sowie Strategien zu deren Um-
setzung. Die AutorInnen nehmen
das entwicklungspolitische Jahr-
tausendprojekt der Vereinten Na-
tionen kritisch in den Blick und er-
läutern die politischen, sozioöko-
nomischen und kulturellen Zu-
sammenhänge, in denen sich die
MDGs konstituieren.
Bezug: 
Heinrich Böll Stiftung, 
Rosenthaler Str. 40/41
10178 Berlin
Tel.: 030-28534116
Fax: 030-285345250
E-Mail: pachaly@boell.de
www.boell.de
ISBN: 3-88864-413-9
(14,80 Euro).

Öl für Deutschland, koste es
was es wolle. Deutsche Banken
in der russischen Ölförderung
Erdöl ist Deutschlands wichtigster
Energielieferant und da Deutsch-
land kaum eigenes Erdöl besitzt,

muss es fast seinen gesamten Be-
darf importieren. Der größte Teil
davon kommt aus Russland, im
Jahr 2005 38 Mio. Tonnen (34%).
Russland nimmt damit in der Dis-
kussion um die deutsche Energie-
sicherheit eine Spitzenstellung ein,
doch welche Auswirkungen die
Ölförderung in unserer wichtig-
sten Lieferregion hat, bleibt da-
bei ausgeblendet. So tragen die
Erdöleinnahmen stark zu den rus-
sischen Staatseinnahmen bei,
aber Russland leidet auch unter
dem „Fluch des Öls“: Während
einige wenige unermessliche
Reichtümer anhäufen, leben
große Teile der Bevölkerung wei-
terhin in Armut, Korruption ist all-
gegenwärtig und auch der russi-
schen Demokratie ist das
schwarze Gold nicht förderlich.
Um seine Innen- und Außenpoli-
tischen (Energie-) Interessen
durchzusetzen, bedient sich der
Staat einer gelenkten Justiz und
bürgerliche Rechte werden mehr
und mehr eingeschränkt. Gleich-
zeitig stellt das Ölgeschäft die
größte Bedrohung für Russlands
Umwelt dar. Öl aus maroden Pi-
pelines und Lecks verseucht riesi-
ge Landstriche und vergiftet
Mensch und Natur. Diese Kata-
strophe wird weitgehend igno-
riert, wo Umweltgesetze der Ölin-
dustrie im Wege stehen, werden
sie umgangen. Davon profitieren
nicht zuletzt deutsche Banken. Al-
len voran Deutsche-, Dresdner-,
Commerz- und Hypovereinsbank
verdienen gut am russischen Öl-
geschäft. Die Studie erklärt wie
und wo und gibt Beispiele für die
Umweltzerstörung durch die rus-
sische Ölindustrie. Sie fordert Ver-
antwortung von Bundesregierung
und Banken, um bestehende Pro-
bleme zu lösen und zukünftige zu
vermeiden.
Bezug: 
Urgewald, 
Von Galen Str. 41, 
48336 Sassenberg, 
Tel.: 02583-1031, 
Fax: 02583-4220, 
E-Mail: andrea@urgewald.de,
www.urgewald.de, 
(8 Euro zzgl. VK).

Schokolade wächst auf Bäu-
men? - Tropischer Regenwald
im Unterricht

Dieses neue Projekt der Tropen-
waldstiftung OroVerde richtet sich
gezielt an Lehrer und Referenda-
re. In ihm stehen Materialien für
den Unterricht im Vordergrund,
um das Thema tropische Regen-
wälder im Unterricht zu stärken.
Natürlich wächst Schokolade
nicht auf Bäumen. Aber die wich-
tigste Zutat, der Kakao, stammt
aus dem tropischen Regenwald.
Viele Kinder wissen das nicht.
Nach einer Hochphase in den
70er- und 80er-Jahren wird das
Thema Regenwald heute immer
weniger in deutschen Schulen be-
handelt. Oftmals mangelt es an in-
novativen Unterrichtsmaterialien
und altersgerecht aufbereitetem
Wissen. Deswegen wurden diese
Lehrmaterialien bestehend aus
drei Materialpakete entwickelt. 
„Schokolade wächst auf Bäu-
men?!“ (Klasse 3-4): Gespannt
warten die Zwillinge Paul und
Paula auf Nachrichten aus dem
Regenwald. In diesem Material-
paket stehen die Themen Arten-
vielfalt und Schokolade im Vor-
dergrund. 
Die Unterrichtsmaterialien wer-
den gerahmt von einer sechsteili-
gen Geschichte in Briefform. Dar-
in berichtet Onkel Ferdinand Paul
und Paula von seinen Abenteu-
ern im Amazonas-Regenwald:
Von unheimlichen Gerüchen, fas-
zinierenden Tieren und der Zer-
störung des Regenwaldes. Und
natürlich vom Kakaobaum!
„Warum regnet es im Regen-
wald?“ (Klasse 5-6): Eine Vielzahl
an Arbeitsblättern, Experimenten
und Aktionen rund um den Re-
genwald, Schwerpunkt Klima und
Kinder der Welt. Wie erlebt ein
Kind aus einem Indigenenvolk am
Amazonas den Wald? Und wo
begegnen Kinder hierzulande
täglich dem Regenwald? Ein Klas-
senvertrag zum Regenwaldschutz
leitet zum eigenen Handeln über. 
„Tatort Tropenwald“ (ab Klasse
7): Über ein Krimispiel, in dem
die Jugendlichen zu Ermittlern
werden, lernen die SchülerInnen
die Vernetzung unserer Alltags-
welt mit dem tropischen Regen-

Publikationen



wald kennen. Im Zuge ihrer Er-
mittlungsarbeit erfahren sie viel
über die Bedeutung und Bedro-
hung der Regenwälder sowie
über die verschiedenen Interes-
sengruppen, die im Themenfeld
Regenwald agieren. Und plötz-
lich ist der Regenwald gar nicht
mehr so weit weg, sondern Teil
des eigenen Alltags. Arbeitsblät-
ter und Zusatzmaterialien vertie-
fen die Themen des Krimispiels.
Eine Zukunftswerkstatt führt die
Jugendlichen auf die Suche nach
Lösungen. Inhaltliche Schwer-
punkte: Globale Vernetzung, Bi-
odiversität, Nutzen, Bedrohung &
Schutz.
Bezug: 
Oro Verde - 
Die Tropenwaldstiftung, 
Kaiserstraße 185-197, 
53113 Bonn, 
Tel.: 0228-24290-14, 
Fax: 0228-24290-15, 
E-Mail:
bhesebeck@oroverde.de,
www.oroverde.de.

Jahrbuch Ökologie 2007
Das – in diesem zum 16. Mal er-
schienene – Jahrbuch der Ökolo-
gie zielt darauf ab, über die öko-
logische Situation und die Bela-
stungstrends in den verschiede-
nen Bereichen der natürlichen
Umwelt zu informieren, zur kriti-
schen Auseinandersetzung mit
der staatlichen und internationa-
len Umweltpolitik beizutragen und
zukunftsfähige Alternativen im
Umgang des Menschen mit der
Natur aufzuzeigen. Dazu werden
ökologische Perspektiven ent-
wickelt, ein Disput zu umweltpo-
litischen Grundsatzfragen prä-
sentiert, bedeutsame umweltrele-
vante Initiativen dokumentiert und
positive Alltagserfahrungen im
Umgang mit der Natur vorgestellt.
Die Schwerpunktthemen des die-
sjährigen Bandes sind: Ressour-
cenproduktivität, Stakeholderdia-
loge und Energiepolitik. Der
Disput gilt der Frage: Renaissance

der Atomenergie? Weitere Beiträ-
ge befassen sich u.a. mit der Bür-
gerbeteiligung im Umweltschutz,
dem ökologischen Landbau, der
Grünen Medizin, dem Umwelt-
barometer Deutschland und Carl
Amery, dem Bajuwaren, Ökolo-
gen und Romancier. In den Ru-
briken „Vor-Denker“ und „Vor-
Reiter“ werden Persönlichkeiten
gewürdigt, die sich um das The-
ma Ökologie verdient gemacht
haben.
Bezug: 
Verlag C.H. Beck, 
E-Mail: presse@beck.de, 
www.beck.de,
ISBN 3406541593 
(14,90 Euro).

Biogas – Einkommensalternati-
ve für Landwirte? Aus Fehlern
lernen. 
Durch den gravierenden Einkom-
mensrückgang u.a. durch die Re-
form der Zuckermarktordnung
prüfen viele Landwirte, ob Bioga-
serzeugung und -nutzung ein loh-
nendes Geschäftsfeld sein kann.
Da die Investition in eine Biogas-
anlage eine umfangreiche und
langfristige Kapitalbindung be-
deutet, ist es für den Landwirt exi-
stenziell, dass die Anlage dauer-
haft wirtschaftlich arbeitet. Trotz
der umfangreichen Beratung und
den teilweise langjährigen Erfah-
rungen sind jedoch etliche vor-
handene Biogasanlagen nicht
dauerhaft wirtschaftlich oder brin-
gen nicht die versprochene Lei-
stung.
In der Kurzstudie wird den Hin-
tergründen dieser Schwachstellen
bei Planung und Betrieb von Bio-
gasanlagen nachgegangen. Da-
zu werden wissenschaftliche Un-
tersuchungen zielgerichtet ausge-
wertet und verständlich aufberei-
tet, sowie Erfahrungen von aus-
gewiesenen Experten integriert.
Zielgruppe der Studie sind vor-
wiegend Landwirte, die sich schon
grundsätzlich über Biogasanla-
gen und ihre spezifische Situation
informiert haben und nun durch
die Schwachstellen bei anderen

Anlagen lernen wollen. Ihnen hilft
diese Studie bei den nächsten Be-
ratungsgesprächen die richtigen
Fragen zu stellen bzw. manches
leichtfertige Versprechen auf sei-
ne Substanz abzuklopfen.
Bezug: 
Germanwatch e.V., 
Dr.Werner-Schuster-Haus, 
Kaiserstr. 201, 
53113 Bonn, 
Tel.: 0228-6049212, Fax: -19, 
E-Mail: kier@germanwatch.org,
www.germanwatch.org.

Intelligente Zellen. Wie Erfah-
rungen unsere Gene steuern.
Ich denke, also bin ich - wer ich
will. So lässt sich die Quintessenz
von Bruce H. Liptons Lebenswerk
zusammenfassen. Der promo-
vierte Zellbiologe Lipton hat für
dieses Werk eine Erzählform ge-
wählt, die die wissenschaftlichen
Aspekte der Thematik beleuchtet,
die aber auch praktische Anwen-
dungen seiner Theorie im Alltag
aufzeigt. Dr. Lipton nutzt seine ei-
gene Lebensgeschichte als Folie,
auf der er die bahnbrechenden
Erkenntnisse der Neuen Biologie
namens Epigenetik vorstellt. Die-
se Inhalte widerlegen, dass das
physische Dasein des Menschen
allein von der DNS bestimmt wird.
Der 61-jährige Doktor der Biolo-
gie liefert wichtige Denkanstöße
für das Gebiet der Pädagogik, die
Krankheitsbekämpfung und das
menschliche Verhältnis zur Um-
welt. Lipton glaubt, dass die Le-
bensart eines Menschen nicht (al-
lein) von seinen Genen bestimmt
wird, sondern vielmehr durch sei-
ne Reaktion auf Umweltreize wie
beispielsweise die Ernährung. In
seiner jahrelangen Zellforschung
hat der gebürtige New Yorker er-
kannt, dass Zellen durch ihre
Wahrnehmung der eigenen Um-
gebung bestimmt werden. Dieses
Modell hat Lipton sinngemäß auf
den Menschen als „Billionen-Zel-
lenwesen“ übertragen. Konse-
quenz seiner Ausführungen: Das
Denken und Fühlen beeinflusst
menschliche Zellen.

Bezug:
EYECANSEE(r) Communications,
Reimerstwiete 11, 
20457 Hamburg, 
Tel.: 040-703837-0
E-Mail: tgoerke@eyecansee.de, 
www.eyecansee.de

Eine kurze Geschichte des Kli-
mas
Seit der Industriellen Revolution
dreht der Mensch immer stärker
am Thermostat des komplexen Kli-
masystems. Dabei ist er selbst ein
Produkt von Prozessen, die ganz
wesentlich von den klimatischen
Bedingungen auf der Erdober-
fläche gesteuert wurden. Inzwi-
schen ist er im Begriff, zunehmend
den Part eines Akteurs zu über-
nehmen, der sich der Folgen sei-
nes Handelns bewusst ist.
Auf der Basis der neuesten Er-
gebnisse der Klimaforschung
schildert dieses Buch die Ge-
schichte des Klimas von der Ent-
stehung der Erdatmosphäre bis
zum gegenwärtigen Klimawan-
del und beschäftigt sich in seinen
letzten Kapiteln auch mit Klima-
prognosen sowie der Zukunft des
Planeten Erde. Verfasst wurde es
in der Absicht, den Blick zu öffnen
für die Fülle der Wechselwirkun-
gen zwischen Phänomenen, die
üblicherweise völlig unterschied-
lichen wissenschaftlichen Diszi-
plinen zugeordnet werden, aber
allesamt das beeinflussen, was
wir unter dem Begriff „Klima“ zu-
sammenfassen.
Bezug: 
Verlag C.H. Beck, 
Tel.: 089-38189-315/-793, 
Fax: 089-38189-587, 
E-Mail: presse@beck.de,
www.beck.de, 
ISBN 3-406-54746-X 
(12,90 Euro).
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Biopolitik 
mitgestalten

Workshop zur Vorbereitung auf die internationale 
Biodiversitätskonferenz CBD COP9/MOP4 in Deutschland 2008

Auf Einladung der Bundesregierung werden in Deutschland 2008 die 9.
Vertragsstaatenkonferenz (COP9) der Konvention über die biologische Vielfalt (CBD)
und die 4. Vertragsstaatenkonferenz des unter der CBD eingerichteten Protokolls über

biologische Sicherheit (Cartagena-Protokoll) stattfinden. Wie können die NGOs und die
Zivilgesellschaft auf die Umsetzung der Ziele der Konvention drängen: Schutz und Erhalt
der biologischen Vielfalt, ihrer nachhaltigen Nutzung und dem gerechten Vorteilsausgleich
aus ihrer Nutzung. Welche Positionen und Strategien sind denkbar? Welche Kooperationen
und Aktionen können neue Impulse setzen? Was können wir aktiv tun um die bisher
wenig bekannte CBD mehr ins öffentliche Bewusstsein zu bringen? Wie kann die Öffent-
lichkeit und besonders Kinder und Jugendliche mobilisiert werden? 

Diese und weitere Fragen sollen auf dem Workshop des Forums Umwelt und
Entwicklung diskutiert werden, der sich u.a. an Personen und Organisationen aus
Naturschutz- und Entwicklungsorganisationen, Kirchen, Verbraucherschutz,
Gewerkschaften, Medien, Landwirtschaft und Forschung richtet.

Tagungskosten:
Auf Wunsch können bei rechtzeitiger Wunschäußerung Zimmer im Gustav Stresemann
Institut reserviert werden. Übernachtung im Einzelzimmer: 50,- Euro, im Doppelzimmer
pro Person: 39,- Euro, Verpflegung für beide Tage: 33,- Euro

Anmeldung 
Forum Umwelt & Entwicklung · Am Michaelshof 8-10, 53177 Bonn ·
Tel.: 0228-359704 · Fax: 0228-92 39 93 56 · E-Mail: info@forumue.de
Weitere Informationen finden Sie unter: www.forumue.de

26.-27. Oktober 2006
Gustav Stresemann Institut, 

Bonn

!


